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Im Gegensatze zum modernen Staate, den die Fülle seiner posi- 
tiven Staatszwecke kennzeichnet, lässt sich der mittelalterliche Staat 
als Kriegs- und Hechtsanstalt definiren. Seine Aiiff^abe war vorwie- 
gend negativer Natur. Das Schwert, das der Richter wie der Krieger 
führte, erschien als Sinnbild der staatlichen Gewalt. Die Staatshoheit 
fiel nach der ianerD Seite des Staatslebeas mit der Gerichtshoheit 
Eusammen. 

Bekanntlich ging das deutsche Reich daran zu Grunde, dass 
innerhalb desselben staatliche Neubildungen aufwacherten, dast das 
FOrstenthum allmählich die Rechte des Königthumes aufsog, bis in 
den einzelnen Territorien die Landeshoheit an die Stelle der Reichs- 
gewalt getreten war. Diesen Auflösnngsprocess bis in seine frOhesteh 
Stadien lu verfolgen, inuss nach dem oben Gesagten die Betrachtung 
jener Verhftitnisse, in welehen die Geriehtabobeit sum Auadmeke 
kam, die wesentlichsten Anbaltspunete bieten. 

Oberster Geriebtsberr war im deutseben Reiche der König. 
Von ihm ging alle riehterliehe Gewalt aus. Da er die Reebtapflege 
nicht Uberall selbst bandhaben konnte, so Äusserte, sich seine 6e- 
rlefatshobeit hauptsftcbUeh in der ausschliesslichen 'Übertragung der 
Gerichtsbarkeit auf Ander«. Die Yom Könige bestellten Richter waren 
ursprtlnglidi blos Beamte desselben, die sur Entlohnung fftr ihre 
Dienste mit Lehnsgut ausgestattet wurden. Im Laufe der Zeit ver- 
wuehs das Amt mit dem Lehen, die nutsbare Seite der Gerichts- 
barkeit trat in den Vordergrund. Die Pflicht wurde ein Recht und 
aus dem Richteramte entstund das Gerichtslehen, ein Produet von 
Amt und Lehen , in dem der eine Factor sich in soferne zur Geltung 
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bmelite, als der ursprflngUcbe AmtscliBrakter die Grandefttse de« 
Lehnroehtes wesentlich modificirte <)• 

So mannigfaltig sieb aueh aof diesem Gebiete dieVerbSltnisse 
iro Einzelnen gestalten mochten» so Iflsst sich doch nach den rer- 
einzelten Bestimmungen, welche die RechtsbQcher des 13. Jahr- 
hunderts, namentlich der Sachsenspiegel Ober das »len an geribte* an- 
flihren, jener Zustand juristisch fixiren, welchen das Rechtsbewusst- 
sein der Zeit als den normalen betrachtete. Der mit der Gerichts- 
barkeit Belehnte war zumal in der weitern Obertragung derselben 
beschrfinkt. Theilung und Verftusserung ohne Zustimmung des 
Lehnsherrn durfte auch beim echten Lehen nicht yorgenommen 
werden. Während aber sonst der Vasall ohne ROcksicht auf diese 
Einwilligung zur Afterbelehnung befugt war, konnte jener die ihm 
verliehene Gericlilsbarkeit weder ilirem ganzen Inhalte noch ihrem 
vollen Umfange nach weiterleihen 2). Er hatte nur das Recht, aber 
freilich auch zugleich die Pflicht, einen Theii seiner Gerichtsbarkeit, 
und zwar in niedrigerem Masse und für einen engeren Kreis zur 
Bestellung eines Gerichtes abzugeben, das in dem seinen nach der 
bestehenden Gerichtsverfassung als Untergericht und Afterlehen ent- 
halten war. So konnte und musste z. B. der Graf die erledigte Cent 
verafterleihen , durfte jedoch nicht etwa für die ganze Grafschaft 
anstatt mehrerer nur einen Centenar bestellen oder dem Centenar 
einer einzelnen Cent die volle Grafengewalt ertheilen oder endlich 
nach Belieben neue Centschaften errichten. 

Hiezu kam noch ein Anderes. Der Lehnstrüger durfte jenem» 
dem er ein höheres Gericht mit Recht weiter geliehen hatte, nicht 
zugleich auch die Gerichtsgewalt als solche, den Bann, das jus 
distringendi, Qbertragen. Jeder bShere Richter, also z. B* der vom 
Fürsten bestellte Graf oder Vogt hatte den Gerichtsbann unmittelbar 
Tom Köm'ge einzuholen und ihm Hulde zu thnn nach freien Hannes 
Recht Diese Bannleihe ist scharf zu scheiden von der Gerichts- 



*) Hoa«y«r, 8«du«Npi«|^ IL 2. System de» Ubanchtei. p. 828 

*) Romejer «. a. 0. p. 537. Ssp. III, 53. f. 3 : mnn ne mut ok B«n gerichte delco 
noch ganz lien noch del . . . il ne si cn aiinderllk grafscap , di in en vaolen 
höre. •. Lbnr. 71 : it ne «i en 8ünd«rlik gerichte, dat in sia gerivhle bore. Auetor 
T«tM II, eStnül lit $iiig«l«r« iadleinm, quod in Utod (Ittdleiim «obcmiub) 
pertlneat. 

3) Honieyor n. n. o. S4l, llf. Stobbe 0«riebUvtrfMfttD^ dM 8«p. im der Zeitoehrift 
für deutsches Recht. XV. p. 88 ff. 
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leihe. Jene gibt die Gewalt, diese das Recht zu richten; dort wird 
Halde obne ManoscbafI, hier Hulde mit Mannschaft geleistet, 
ID. W. doreh Eotgegeonahme des Bannes wurde das Gericht, für 
welches er geliehen worden < nicht etwa unmittelbar vom Könige 
lehnrOhrig. 

Während der K5nig einerseits das ausschliessliche Recht der 
Bannleihe hatte, konnte er andererseits jenem den Bann nicht tct- 
weigern, dem das Gericht geliehen war. Es dürfte diese Beschrän- 
kung die Auffassung nahe legen, als sei die Bannleihe nichts als eine 
Förmlichkeit gewesen, an welcher die deutschen Könige festhielten, 
.um die ur«prangliche Herkunft der Gerichtsbarkeit nicht ans dem 
Gedachtnisse der Menschen Terschwinden zu lassen*' <). Mir scheint 
die praktische Bedeutung der königlichen Bannleihe gerade darin 
zu liegen, dass der König allerdings den Bann verweigern konnte, 
wenn die Gerichtsleihe den Grundsätzen über das Gericlitslelien 
nicht entsprach, sei es nun in Bezug auf die rechth'clie Befähigung 
des Beliehenen oder in Bezug auf die gesetzlichen Beschränkungen 
der Weiterverleiliuiig. So bot sich dem Kt>iiigtliunie in der Bannleihe 
ein passendes Mittel gei^'^eii jede uiibereclitigte Veräusserung und 
Verleihung der höhereu Geriehtsharkeil, eine sichere Garantie geg« ii 
■ eigenmächtige Änderungen in der bestehenden Gerichtsverfassung ^). 

Aus den» Gesagten ergibt sich von selbst, dass der mit d»'r 
Gerichtsbarkeit Belielienc nicht befugt war, gerichtliche Immunitäten 
SU ertheilen, d. h. Ton der öffentlichen Gerichtsbarkeit zu befreien 



*) J. Berchtold, die Landeshoheit Öaterreicha nach de« •ektea and ooeelilra Frctb^Ma- 

briefen. München 1862, S. i'69. 
. '} 1174 «pracb eine Reicbssenteox den Grundsatz aus, dass die Veräusserung der 
6erichtoh»t1t«it , so wie aller fibri^en Grafsehaftsrechl« ilelitip eei. Gullelnus 
Forcaleberie eonee . . . petik a«DleakIem, et de Inre in Irritom d«b«t raroeari, quid- 
(]ui(i ah antccessoribus d>' i m isdictione et de iure hospitiorum et dignllate eo«i- 
tutus nlienatiiin es.se cnnslaret . . . prohita scnteiitia est, qiiod ncqtiaqyam firrnum et 
stabile deberet aut posset permanere . . . comiti comilatus dignitatem et iuris- 
dletionem et regelie rettitnliiiue. PerU legg. II, 14B. 

Else RelekaeeoleM von 1286 geht in Beiofr auf die PAiAnfltnten aodi 
weiter: telniieiim , mnnetn. ofllcitim scultett et iudicium seculare nec non et 
8iniiiia,quae principes ecciesiastici rccipimit et tenent de manu imperial! et pre* 
daceesoraai noelronim, sine eonseusu uoslrü (regia) infeodari non possunt. I. e. 829. 
Vi. laaga dieea CraBdeitsa eieh Im Allgemeinen erhielten, beireiat dia Sentent 
vom 18. Jan. 1383: Quod nullus couiitatua sub Rumanoruro imperia eine noetro 
coiiseiiüu putsit vel deheat dividi vel rendi aut dielrabi per* alli|ne, per quam 
esset coroiL-tlu» buiusiuodi diiniiiulus. Legg. ii, 442. 
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und die ihr correspondirenden Rechte zu ubertragen. Denn jede 
solche Exemtion erweist sich nach den eben entwickelten Grund- 
sätzen als unstatthaft, so ferne sie der belehnte Richter einseitig 
vornahm, unstatthaft, man mag sie nun als ein Lassen oder als ein 
Leiben der Gericiitsbarkeit, als Yeräusserung i. eig. S« oder als 
Äfterbelehnung auffassen. Also auch gegen Exemtionen von Seite 
der Gerichtsvasallen war die Geriehtsverfassung des Reiches ge- 
schützt. Der König war um so mehr io der Lage sein aa8sekHe.«8- 
liches Exemtionsreeht wenigstens in Besag auf die höhere Gerichts- 
barkeit SU wahren, als der fflr das Imroumtfltsgebiet bestellte Vogt 
den KSttigsbann einsoholen hatte. 

Im Laufe der Zeit hat sich das FOrstenthnoi fiber alle diese 
BesehrSnkongen hinweggesetzt und mit der Landeshoheit aneh ein 
selbatsländiges Ezemtionareeht erworben. Die AusObong dieses 
Reehte», dieBefreiung von der öffentlichen Gerichtsbarkeit ist schon 
an sich eine der wesentliehsten Äusserungen der Gerichtshoheit. 
Ausserdem iSsst sie aber xurOcksehliesseR auf die Entfcrftfhing und 
Beseitigung der allgemeinen Grundsitse des Gerichtslehnreehtes, 
In Conseqnenz deren ursprünglich der LehnstrSger nicht eigen- 
micbtig eximiren durfte. Somit bildet die Ausbildung des Exem- 
tionsrechtes einen wichtigen Abschnitt in der Geschichte der lan- 
desherrlichen Gerichtshoheit und die Untersuchung über die allmäh- 
liche Entwickelung der letzteren ist um so mehr auf das Gebiet der 
gerichtlichen Exemtionen hingewiesen , als gerade hier das urkund- 
liche Material sich in verhältnissinässiger Fülle bietet. 

Die Immunitätsverleihung ist ursprünglich, wie gesagt, aus- 
schliessliches Recht des obersten Gerichtsherrn, also des Königs. 
So lange im Gerichtslehen der Charakter des Amtes überwog, war 
dieses Recht im Gegensatze zu den Bestimmungen über das echte 
Leben nicht einmal durch ein entgegenstehendes Recht des V^asalle» 
beschränkt Wäbrend nämlich sonst der Lehnsherr die Rechte des 
Lehnsmannes wider dessen Willen nicht verkürzen durfte« hat sich 
lange Zeit hindurch der König seinen belehnten Richtern gegenüber 
an diese Beschränkung nieht gebunden. Die sogenannte Gauauflösung» 
die allmftbliche Zersetzung der alten Grafschaf tsrerfassung Hesse 
sich ohne jenes ausgedehnte Verfiigungsrecht des Königs schlech- 
terdings nicht erklflren. Zahlreiche Kirchen und kirchliche Corpo- 
ra tionen erhielten Privilegien, durch welche sie Ton der Gewalt des 
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öffentlichen Riditere befreit wurden, ebne den man deisen Znstim- 
mung f&r ndtbig erachtete. ISn Recht, die Exemtien Ton «einer Ein- 
willigung abbftngig eu machen , konnte der Lehnstrilger anftnglieh 
schon darum nicht besitzen, weil es in Jedem eimelnen Falle um- 
gangen werden konnte» so lange «ich der Grundsatz aufrecht erhielt» 
dasa das K5nigsgut als solehea frei sei Ton allen öffentlichen Lei- 
stungen und Abgaben. Um ein 6nt zu exlmiren, tradirte man es dem 
König; dadarch wurde es Königsgut and als solches immun. 

Naturgemäss war es die nfichste Stufe der Entwickelung, dass 
in dieser Beziehung die allgemeinen lehenrechtÜelicn Grundsätze ' 
sich Bahn brachen und der König bei jeder Exemtion die Zustim- 
mung des diulurch bceinträchligten Vasallen einzuholen hatte. Wurde 
in solchen Fallen die streng iehnrechtlielie Form eingehalten, so musste 
der ölTentliche Richter seine Gerichtsbarkeit über das zu eximirende 
Gut in die Hände des Königs auflassen, ehe dieser sie dem neuen 
Immunitätsherrn übertrug. Später drohte sich das Verliiiltniss um, 
insofern die Exemtion vom Lchnsträger ausging, während die kö- 
nigliche Bestätigung als uneri&ssliche Ergänzung hinzutrat. Schliess- 
lich wird diese Bestätigung umgangen und föllt als überflüssig hin- 
weg. Der zum Landesherrn gewordene Lehnsträger erlangt das 
unbeschränkte Exemtlonsrecht. Im ersten der vier angegebenen 
Stadien ist das Gericht ein Amt, im zweiten strenges, im dritten 
freieres Lehen, im letzten selbststSndiges Hoheitsrecht. 

Soll eine Untersuchung Ober diesen im Allgemeinen angedeu- 
teten Entwickelungagang des landesherrlichen Ezemtionsrechtes zu 
eiuigermassen zuTcrlissigen Resultaten führen, so muss sie sich nach 
den einzehien Territorien Deutschlands abgrenzen, da bekanntlich 
die Landeshoheit sich höchst ungleichmftssig und rerschiedenartig 
ausgebildet hat. Meines Wissens hat der erwfthnte Gegenstand in 
der deutschen Rechtsgeschichte bisher kaum Torflbergehende Be- 
rOekslehtigung, geschweige denn eine zusammenhfingende Darstellung 
gefunden. Ich will eine solche in Bezug auf das babenhergiacbe 
Österreich versuchen. Hier wuchs die Landeshoheit aus der Amts- 
gewalt des Fürsten heraus, im Gegensatze zu den vielen deutschen 
Territorien, wo geiade die königliche Exemtion von der öflentlichen 
Gewalt ihre Grundlage bildete. In den österreichischen Marken 
haben die einfachen Verhältnisse der alten Gerichtsrerfassung sich 
länger erhalten, und^ laiieii ,dic meisten Exemtionen erst in die Zeit, 
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als dem Königtiiaine schon eine starke territoriale Gewalt gegen- 
fibersfand, während im Qbrigen Deutschland die Mehrtahl der Immu- 
Dititsrerleihangen jener Periode angehört, in der der König das 
ausschliessliche Exemtionsreeht noch unbestritten ausQbte, und swar 
in so Terschwenderiseher Weise» dass es zur Zeit der aufkeimenden 
Landeshoheit kaum noch etwas so ezimiren gab und man steh mit 
Bestätigung frflherer Privilegien begnflgen konnte. 

Vor Allem gilt es zu untersuchen, ob sich aus der Stellung, 
weK-he die Babenberger in Bezug auf die Gerichtsbarkeit im Allge- 
meinen eintiahmen, mit nothwendiger Consequenz Aabaltspuncte zur 
Lösung unserer Frage ergeben. 

Die staatsrechtliche Stellung der österreichischen Laiidesförsten 
liegt in der Markverfassung ihrer zwei Hauptlande der Ost- und der 
Steiermark begründet. Zumal auf die Ausbildung der Gerichtshoheit 
nahmen die eigenthünilichen Maikverhältnisse massgebenden Einfluss. 
Die Mark ist die Vereinigung mehrerer Grafschaften in einer Hand; 
der Markp^raf erscheint nicht etwa als ein über mehrere Grafen ge- 
setzter Obergraf, sondern übt in der ganzen Markgrafschaft die 
Grafengewalt selber aus, im Gegensatze zu den Qbrigen Fürsten, 
welche die Grafschaften i n die dritte Hand zu leihen yerpflichtet sind. 
Die MarkTerfassung dauerte in den^Iarken aücB nach deren Erhe- 
bung zu Herzogthflmem fort Der Herzog bat die Rechte, die er 
als Markgraf besass, mit nichten aufgegeben *)* Die Babenberger 
wurden durch das Privilegium minus nicht zu Herzogen im gewöhn« 
liehen Sinne des Wortes, sondern so zu sagen zu Markherzogen er- 
hoben, welche die Süssere Machtstellung und den Rang des Herzogs 
mit der nach innen um vieles strafferen Gewalt des Markgrafen ver- 
einigten. 

Wie frflher der Markgraf gab auch der Herzog die grftfliche 
Gerichtsbarkeit nicht in die dritte Hand. Abgesehen von vielen an- 
deren Belegstellen Iftsst gleich der erste Artikel des dsterreichisehen 



*) ö*t. Landetr. junf. Flutg. Art. 40 . . . 4u der laadatherr Sie h«rrefl von den 

land nicht dringe vnrn hcrveber da» gemerkch, er tue es dann mit puot oder 
mit pete, wann dicx laad aia recht marcli Ut. Archiv f. Kuade öst. GeachicbU- 
queUeo X, 165. 

*) Vcrgl. GMpp, deetMlie Sledtredile dee Mittelaltere S. Baad, p. 200t »elelier 

«oUten die Rechte, welche bereits in der Markgrafschafl (;eti>^<Mi hatteat bei jener 
Erhebung laa Hereoglhum eher Termebrt ei« veraiiaderl werdea.* 
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Landeareehts sich hiefilr anführen. »Dai dehain landesherre sol 
dehain taidiog hahen nar Aber seeha woehen nnd niht darhiader 
und sollen auch die iaiding sein nur se Nevborg le Tallen nnd se 
Maiilern''. Sehen Karl der Grosse hatte drei allgemeine Dinge für 
JedeGra&ehafk angeordnet Nach Ssp. L 2^ f. 2 und DL 61. f. 1 dingt 
der Graf aber 18 Wochen, also drei Mal im Jahre. Nach Landesrecht 
Art. 1 hSit der Landesherr sein Taiding an drei Malstätten von 6 zu 6 
Wochen, also an jeder von 18 zu 18 Wochen. Das Dingen von G zu 6 
Wochen, wie es Ssp. III. Go. §. 1 als eine Eigenthiimliehkeit der Mark 
hinstellt, lässt darauf schliessen, dass die Mark ihrem Umfange nach 
drei gewöhnlichen Grafschaften gleichstand»). Für die Ostmark ergibt 
sich des weiteren daraus eine Eintheilung in drei der Grafschaft ent- 
sprechende Gerichtssprengel ; denn es ist in hohem Grade unwahr- 
scheinlich , dass sämmtlicbc Märker auf allen drei Malstätten zu er- 
scheinen» also neunmal im Jahre das angebotene Ding tu suchen 
hatten. 

Nach dem österreichischen Landesrechte setzt der Landesherr 
(vielleicht hauptsächlich sur Abhaltung der gebotenen Dinge) drei 
Landrichter »an seiner statt", die jedoch das Gericht nicht lu Lehen 
haben» sondern im strengsten Sinne des Wortes stell vertretende 
Beamte siud. Sie besitsen hein eigenes Gevette; die Wandel, bei 
denen sie richten, sind dieselben, wie die des Landesherrn. Sie er^ 
halten von diesem jährlich 300 Pfund «se Kost**. Des Herzogs 
Schreiber sitzt an ihrer Seite, um die Wandel und Bussen anzu- 
schreiben, die nicht der Richter, sondern der Herzog empfängt »). 



1) Gaapi» (Miteellw Sm SmImImb Hflclil« 8. ISO) briagt di«8e P^bl Sanft i« 

Zusammeiihaug , dass man in der Mark vou Seköftsbarfreien nichts weiss und 
dass die ihnen zunächst stehenden Pfleg hallen nach Ssp. I. Z. §. 3 des Schultheissen 
Üiag binnen ««chs Wochen zu suchen haben. Für die Ostmark könnte dieser 
GraaS oicbl niMgebaad taia, da hier die Gari^liraclkMvag voa dar Sttada» 
fliadaraag abhiaft und im SatarraichlMliaB Laodaaredite baidar UelaCiaBaa dia 
sentniässi^en Leute hct-vm-fi^phohen werden. 

2) Landesrecht ülterc K«s.'>uug Art. 66: wan der Laudesherr einen richter sezt an 
»eiuer «tat, dem sul er ieda« iar m koat gaben drewbuadert phunt und aol d«a 
laadaaberra acbraibar aa de» riebtora aaitaa aisan aad aaaehraibeo dia waadal 
■ad die liaaa* die da ertailt werdent, und sol ai dar aebraibar dem landesherrn 
fiierpringen und sul Jer laudesherr damit tuen, waz an seinen g^nadeu ist. Und sul 
ein leiblicher ricbier xe Newnburch »e Tulu und le Mauteru ein schrann 
naebaa . . * ale. Oltokar aalst Im LaadfKadea voa ISSi vier Laidrichlar, iwal 

• diaaieita, swal Jaaaelta dar Ooaa«. Arekiv für Kaade ftal. Geaekiektaqnellaa I, 89. 
(Branaer.) 2 
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Während sonst dieGerichtsgerälle mit dem Gerichte zu Lehen gegeben 
waren oder doch mindestens eine Theilung derselben zwischen Ge- 
rlchlsherrn und Lehnsträger eintrat, stand der Herzog innerhalb 
der Marken den höheren Landrichtern gegenüber« im ungetheilteo 
Genüsse der Gerichtsbarkeit und besitzen diese ihm gegenGber nur 
einen persönlichen Anspruch auf Besoldung. Von den Landrichtern, 
die an des Henogs statt sitzen , werden bestimmt geschieden die 
Landriehter in den niederen Landgericliten, die keinen liOheren 
Wandel haben» denn 6 Schillinge und nicht von jenen, sondern vom 
Herioge eingesetst werden «). 

Mit Vorsicht ist die Darstellung der niftrkisehen Gerichtsyer» 
fassung im Sachsenspiegel auf die ftsterreichischen MarkTerhftItnisse 
anittwenden« und es scheint mir zum mindesten sehr gewagt» wenn 
Schutte >) ohne weiteres behauptet, dass in Österreich gani dasselbe 
galt, was derSachseiispiegel als EigenIhOmlichkeit der Mark erwihnt. 
Bs würde soweit führen , eine erschöpfende Parallele zwischen der 
Mark des Ssp. und der Ostmaric zu ziehen. Ich muss mich darauf 
beschränken, die Hau])tpn[icte herauszugreifen und einzelne Sätze 
des Sachsenspiegels mit «lein österreichischen Landesrechte zusam- 
men/uliatten, das ungefähr um dieselbe Zeit wie jener entstanden 
ist «J. 

i. Nach Ssp. III. Ö4. 7 betrügt das Geweite des Markgrafen 
nur 30 Schillinge, während man dem Graten, der unter Königsbann 
dinget, deren 60 wettt^t. Meines Wissens ist dieses niedrigere Gewette 
fflr Österreich noch nicht nachgewieseh worden, während es sich für 
die sächsisch-slavischen Grenzgegenden urkundlich feststellen lässt*}. 
Der Spiegel der deutschen Leute zählt unter den Richtern, die zu 
60 Schillingen dingen, auch den Markgrafen auf und findert die eben 
erwihote Stelle des Ssp. felgendermassen um: isleiehen roarcgraue 

*} Im Landesrechte jüngerer Kussiiiiy; erscheint ein ohersler Landrichter, den die ültere 
Fassung; nicht kennt; er dürfte dem iusticiarius de« Königs im Liindfriedeu von 
ms (Peru legg. II, 317, Art. 15) naebgebiMat Mte. BtrohtoM (LtmlMhalMit 
S. 171) kmat lar «{■•b Landriebtor an de* Hersog« alall mn4 «toUt diM«n all 
dem obersten Landrichter der jüngeren F;is'iniig znsRmmen. 
Schulte, Lehrbuch der deutschen Reichs- und Rechtsgeschictite J?. 1 l'i, Note 

S) Heinrich Siegel, die beiden Denkmäler des österreichischen Landesrechtes und ihre 
BntotobuBg. SlUaoftbtr. dtr k. Akad. d. WiaasMoh. Bd. SS, S. 100 ff. 

*) 6nn, 3IIaMll«i(ib«r die Herabaelsaiif d«a Gevette !■ den eehleaiacheii StadU 
reciiten und dem cnimiaehen Recbte aef die Hilfte ele.) p. 117. 

ft) Dap. 319, 8. 13S. 
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(wettet man) dreizzich Schilling „ze dem minnlsten**. Der Swsp. hat 
diesen Satz gar nicht mehr aufgenommen. Es fallen jene Varianten 
des Dsp. um so mehr in s Gewicht, als sie sich in jenem Theile des 
Rechtsbuches finden, in dem der Verfasser desselben den Ssp. nicht 
überarbeitete, sondern blos übersetzte, sich also nur auf die nöthig- 
sten Änderungen beschränkt haben mochte. Dies berechtigt zu der 
Vermutbang, dass in Süddeutscbland ein niedrigeres Gewette für die 
Marken nicht bekannt war und dass der Bestimmung des Ssp. eine 
vereinzelte Eigenthümlichkeit der sächsischen Marken zu Grunde 
liege Was das Gewette des dsterreiehischen Herzogs innerhalb 
der alteo Marken betrifft, eo seheinen mir Gaupp aod Seholte sn 
irren, wenn sie es zn 30 Sebillingen ansetzen und eben so Bereb- 
told*), wenn er, jene eorrigierend, einen berzogUchen Bann zu 
60 Sebillingen annimmt. In den babenbergiseben Stadtreebten, so 
wie im österreiebiscben Landesrechte •) betrSgt der hSebsteSatz der 
dem Herzoge verfiillenden Strafgelder in der Regel 10 Pfiind, 
Oboe ROekstebt auf den Stand des GebOssten also eben so Wel^ wie 
das Gewette, das Ssp. III, 64 3 den Herzogen von Seite des „edelea 
Manns** beilegt ^). 



t) ytollMcbl liesl iidi*<la« M«tMr« Gewette in den elelieiieli-itaTiaeheDGrenxgegeBde» 
auf Sie eigenUilnlicheft SlaeSesverhlllnine der 4orti|r<* BerSlkermf mrickflibreii. 

RekannUich gab ps in der Mark Branttenbnrg , <He doch im S^p. rorzii^sweise in 
Betrarht kommt , keine SetKiffeiibarfreien. Nun stufte sich «l»er bei den Suchsen 
schon der alte Küitigsbanii nach deu Ständen ab. Wilda (Slrafrecbl der (ieintaueni 
8.479) bringt eie Bdspiel aw i^a capiL PaSerbreee.« womaeh der Adelige den 
deppeltee, der Freie de» eiafaehea, der Ute de» kalben Rönifabann (SO SebilUeKe) 
7.U znhien hatte. Nach der lex Ribuariornm LXV. 2, einer Stelle, welche den fränk- 
licheii Köm'i^sbiuiii in seiner ursprün^^lichen lieHtaK enthüll, beträft die Rannsunime 
der schiil/.pflicbligen Freien 30 Schillinge, also die Hüllte des vollen Bannes. Oass in 
den Volbareehten daa Fredeai dmreb die SlSndereradiiedeebelt bedingt war, braeehe 
ieh aieht erst sn belegen. Aua dem Mangel dea KÖnigtbaanea Inder Hark kann nei» 
nea Brachtens das märkische Gewette niebt erkürt Werden. 
*) Berebtold a. a. n., S. 163, Note 15. 

•) Stadtreebt von Enns £ 5 bei Gaupp, die SUdlredite d. M., II, Seite 218; ^tadUrecbt 
ren Wien f. 10 a. a 0. 8. S40; 6at Landeareebt litere Faaaeng Art. 4. 

Ober die Verschmelzung von Bann und Fredum, (Gewette): Wilda, Siraflredit der | 
Germanen 46ü ff.; Artikel Bann in Weislie's llechtslexikon 601. 
Der Swap. (L. 138j fuhrt das Gewelle des Königs an und fahrt dann lort: dix ^ 
gewette ist aller riebter gewette nit, wen wettet ie dem riehter aaeb aiaem reebt 
oder naeb gnter gcwonbelt. ISO i ein iagttdi fBrate iMt nadi rinea landea gewon- 
heit buzze, also h:int ander Herren buzKe vnde onrli die rii^bter nach ir {;ewon- 
heit. In Süddeutscbland mochte bereits früh eine grosse Mannigfaltigkeit im Gewette 
eingetreten sein. 
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2. Der Ssp. bezeichnet es ferner als eine Besonderheit der Mark, 
dass vor des Markgrafen dinge vintiewelk man ordel over den andern 
den man an sime rechte nicht bescelden ne mach (111.65.^. 1). Da- 
gegen kann dort, wo man unter Königsbann richtet, also ausserhulb 
derMark überSchöffenbare „neman ordel vinden, dat an ir lief oder an 
ir ere oder an ir erve ga, noch ordel scelden, he ne si in evenbur- 
dich" (II. 12, §. 2). Mit der zuletzt citirten Stelle stimmt in auflfal- 
lender Weite daterraefaischesLaadesrechtjüng. Fassung, Art. 8 : essol 
auch kein man gen dem aodeni kaiaurtaü geben noch kain volig<) 
tuöD^erseiseinkavigenosie eder sem uebergenosse» das jm an sein 
leben oder an sein leben geet 

Nach Art 2 beider Relationen sollen Grafen, Freie und Dienst- 
mannen »auf Leib» Ebre und Bigen" nur Tor dem Landesberm in 
offener Scbranne lu Reebt stehen. Wftbrend die Gerichtsrerfassung 
der Marken des Ssp. mit dem Hangel des Standes der Sebftifenbarrreien 
in jenen Marken sosammenbftngt, hebt das Qstwreiebiscbe Landreebt 
die sentmaessigen Leute an mehreren Stellen berror. Sentmaessig, 
semperfrei, homo synodalis bedeutet aber so Tie! wie sebSflTenbarfrei. 
Ais solche haben wir ohne weiters die Grafen und Freien zu be- 
trachten, die nur nach Lehnrecht nicht nach Laiidrcclit sich unter- 
scheiden. Sehen wir vorlaufig ab von den Dienstmanuen, so ist die 
Gerichtsverfassung in Österreich dieselbe wie nach Ssp. II. 12.§§. 2, 3 
in den Gerichten unter Königsbann. Die causae majores der Yollfreien, 
welche schon die Capitularien dem Grafengerichte zuweisen und über 
die nach dem Ssp. der Graf bei Königsbanu richtet» jener homines 
synodales» die nach dem statutum in favorem principum nicht vor 
das Centgericht geladen werden dürfen» könuMi in Österreich nur 
auf dem Taiding des Henogs entschieden werden, welches in der 
Mark> wie wir oben gesehen, die Stelle des Grafengeriehtes 
vertritt. 

Die Gleiehstellung der Dienstmannen mit den Grafen und Freien 
erklSrt sieh ans der hervorragenden Redeutnng, welehe die Mini- 
sterialen in Osterreich von je genossen und welche namentlich im 
österreiehisehen Lsndesrecbte scharf betont wird. Nicht als des Her- 



<) Folf« SI« ZwUaoiug am («AuidMicn UrthtU. 

*) Landesrecht ältere FaHttOg Art. Ii verlangt Ebeiibürligkeit ^um Zeuguiss, Landes- 
recht filtere Fassang 47, jüngere Faaemif 62 sur KUge auf Leib» filir und fiigea 
und zum gerichtlicheo Zweikampf. 
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zogs, sondern als des Reiches Diensfmannen werden sie hingestellt, 
die dem Herzoge vom Reiche zu Lehen sind i). Da Landesrecht 
ält. Fassung, Art. 35 nur dem sentmässigen Manne und dem ritter- 
hQrtigen Bürger die Lehnsföhigkeit zuspricht, die Dienstmannen 
aber nach beiden Relationen als lebnsfähig erscheinen, so sind wir 
gezwungen die Dienstmannen als sentmässig zu betrachten , was um 
80 eher angeht, als ja überhaupt Schftffenbarkeit und Ministerialitftt 
sich im 13. Jahrhunderte nicht mehr gegenseitig ausschliessen *). 

Die Geriebtsrerfassung des österreichischen Landesrechtes steht 
somit in Besag suf gerichtliehe EbeabOrtiigkeit im O^nsatse so 
jener der Mark des Ssp., wfthrend sie im Principe Jener der Reiehs- 
gnfsehaften entspricht. Meines Eracbtens llsst sich aber mitgrOssefer 
Sicherheit ron den Bestimmungen des Ssterreichisehen Landes- 
rechtes als ron jenen des Sachsenspiegels anf die froheren Verhält- 
nisse der Ostmark rarOckschliessen. 

3. Nach Ssp. IL 12.§. 6 gibt es in der Mark keinen Kftnigsbann, 
ein Satz, auf welchen man die Eigenthfimlichkeiten der mftrkischen 
GericbtsTerfassung zurückzuführen versuchte >) and dem der Ssp. 
selbst eine principielle Bedeutung gibt, indem er die Gerichtsinsti- 
tutionen in der Mark jenen der Gerichte unter Königsbann consequent 
gegenüber stellt. Schon aus dem Gegensatze würde folgen , dass 
nach der Auffassung des Spieglers der Markgraf bei ei genem Banne, 
bei eigener Gewalt dingt. Übrigens drückt er jenen Gedanken auch 



Dieselbe Auffassang ßndet sich bei Helbling VIII, 84, 142 ff., lU. Httupt, Zeit- 
•clirill für deutsches AUerlhuin 4. Baod. 

Nack Uf. ni. 19 SadM dl« ReiclMdiMMlaMniett vor 4«« B«idi« UrOistt mch fibar 
di« SekSileabareu, «bar freilieli nur i« etwa« miam^e*. Dagegea bestimmt Landes- 
recht jüngeper Fassung Art. 47: wir sctten und ^epfelen, das die dienstmnn des landM 
wol urtail uud volgen mögen getun umb alles das «igen, das in diesem land ist. 
*) Ficker, Ueerschild 8. 169. 

<) Zu vatI g«M Scbulle a. a. 0. , waan er «a ala oaHirlicbe Folg« d«a Nieblforbandai- 

setns des RÖnigshiiniies erklärt, dnss die Gliederung der Gerichte nach den Standen^ 
die Berufunp: an (l«Mt Kiuiifr in der Weist? , wie iu anderen Territorien nicht stattfand 
und die Verleihung des Hic.bteramlea nur vom Markgrafen ausging. Die £igeathüm- 
liebkeit des roärkiscbaa B«ebta«ngea verdianla tMkt baaoBdan aag afBbrt an werdaa« 
Mit da» Mangel da» RftnigshaoMa hingt aie antachiedan nicbt auaanman. Da ea te 
der Mark kein* Sehöffeabarfreien gab, konnte anch kein SdiSfenbarfreier als Bote 
zum König grsandt werden, um die RntAcheidung zu vernehmen. In der Mark konnte 
jeder unbescholtene Mann Bote sein, sonst rausste ein ScbölTenbarer geschickt wer- 
den. Vergl. Ssp. III. n. f. i, IU. 70. 1 . 
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in positirer Fastuiig aas durch deD AuMpriich: der Markgraf dingt 
•bi sines telaes holden* «)• 

Dies die Auffassung des Spieglers. AUein eine andere Frage 
ist es, eb wir in jenen Sfttsen ein juristisches Princip su suchen 
haben, das der mftrkischen Gcriehtsrerfossong und der staatsrecht- 
lichen Stellung des Markgrafen so Grunde liegt, oder ob sie ab der 
allgemein gefasste Ausdruck, als die bildliche Biokleidung der ein- 
lelnen Besonderheiten der siehsischen Harken su erkMren sind *)• 



D« nach Ssp. Iii. 64. 4 die ürafeu unter K6uigsb«nii diogen, Dach Iii. 64. 7 
•b«r der Markgraf M «igaiMa BuM«n ridiM, ao wmu d«B Sptcgiar der latatart 
Satz 80 viel i>edeuten, als: der Ifarfcgraf dteft aicht bei KSaigalMmi, tSm bei tigener 

Gewalt. Es geht dies ausserdem hervor aus der Vergleichung von III. 65. §. 1. „die 
marcgreue dinget bi sines selues hui den... dar vint iewelk m^u urdci 
Over den andern, den man an sime reclite nicht bescheiden ne mach' mit III. 70. §. i. 
»■war nan ■iefctnadiBgatNvderkonigaaliaaiie, dar Miat tewallt oma 
ordel vinden over den anderen den man nicht rechtlos bescelden ae mach*. DieGloeee 
rührt £u III. 6S. 1^. 1 „)-;nem Artikel, den >irl wi-lse l.ruie auglaich veretaadM nad 
mancherlei Weise gedeutet haben", vier Au.sle<;iiiigAiU'lvii an. 

1. Dar Markgraf dingt bei der Halde , die ihm geleietel wird (roa SebdSte irad 
aichlara), «ina AasieU, die Gaupp accaptirL (Sladlracbte d. M. U. 8. SOS ft) 

2. Der Markgraf dingt bei dar Halde, die er deai Könige galeittet bat (wir« 
Dicht« Eigeathümliches). 

8. Der MarlLgraf dingt eigener Gewalt (gewissermauen bei der Hulde, die 
er alek aaUtat galelstat bat, «a daaa der gauie Anadmek «in kildlicbar wir«) 
Hoa«7«r Syat d. Labar. 8. 840s ,01« narkgriSiehe Garichbgawalt ist den 8ap. 
?Rr nicbt eiae vom Könige stanimeude , der Markgraf richtet aus eigener Ge- 
walt", ausserdem Stobl»a Gerichtsverfaesuug des Ssp. Zeitscbr. f. deutecbes 
Recht Bd. XV. 

4. Da« Markgrafen Blehter dlng«n bei d«« Marligrafea Hnlden« d. i. bei dar 
Huld«^ w«lcb« der Markgraf d«n KSnig« leistet. Oi«« die AalTaMang der Glosse. 

So gut sich die Stelle des Ssp. damit erkliren ISsst, so wunderlich i«t die 
Argumeiitatiou dur Gloüse , welciie diesen Gedanken dem Spiegler selbst unter» 
schiebt und sich über das sprachliche Bedenken, das» dem Markgrafen dessen 
Riebt«r aapplirt werden, dnrcb Benifung anf daa rOniieche Beebt biuwegbilfl« 
denn «^aa« qnfai par aiiarn Ktoerit ipi« Ibeiwe videtar. * 
*) Es Ware von Interesse , dem Satze des Spleglers gerade in Bezug auf di« Mark 
Braadenburg nachzugehen. Nach einer Urkunde bei Gercken Codex dipl. Branden« 
bürg. Ii. 346 (in Baumerts Regesta bist. Brand. N. 1223) bat Markgraf'Adaibert 
dar Rircba von Goelar IISS (ala Vogt nnd Graf) «in Bealtatbnni b«I KSatgebaan 
best.nligt. „banno regiu ia pIa«ito provinciali confirmo". 1188 verspridit Maill« 
graf Otto allen Vergahuiipeti an (ii>' Kirche von Steudal de mansis ad 8uam 
(anostram") iurisdictiouem pertiuenlibus nOiofchionum auctoritatem quam 
ab iaiperaloribne Fraderien «t H«inria« r^ibns quoque Conrado «t Henrico Sil« 
iap«ratorie Fraderiei aeeepinia»* au gewibran (praaetara). Oi« «niarehi««««! 
auctorilas* wird also von königlicher Verleihung hergeleitet. Ravmer ISSt. Lena 
Markgrifl Brandenburg'scbe Urknndeu 1. 5. 
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Um zu entscheiden, was da Grund, was Folge sei, mflsste man in 
die Geschichte des Begriffes Königsbaun, namentlich aber auf die 
Umbildungen eingehen, die er im 13. Jahrhunderte bereits erfahren 
haben mochte. Diesen Punct zu erörtern, würde mich luweit über 
meinen Gegenstand hinausführen, ich will mich daher darauf be- • 
schränken, festzustellen, was einerseits zum mindesten aus jener 
Stelle gefolgert werden kann, welche naheliegende ConseqaeDzen 
anderseits abzuweisen sind. 

Die Natur des Königsbanncs äussert sich nicht blos in der Höhe 
des Gewettes. Es findet sich im Gegentheile in der spftteren Zeit 
ein Dingen zu eigenen Hulden bei der Höbe des Königsbannes. Naeh 
Swap. (L. 141) dingen der Markgraf und der Landgraf bei eigenen 
Holden, aueh wenn sie kein Fflratenamt haben <). Dem Landgrafen 
weitete man aber nach Sap. III. 64 f. 6 seehaig Schillinge. 

Das charakteristisehe Merkmal des Gedinges bei eigenen 
Holden fflöss daher im Gegensatse lo einer andern Aosserung des 
KSnIgsbannes liegen. Wie bereits eben erwfthnt worde, sollte jeder 
höhere Richter die Geriehtagewall oomittelbar Tom Ktoige empfin- 
gen. Von prakliseher Bedeutung war diese Vorschrift nur fOr die in 
dritter Hand befindlichen Geriehtslehen. Nur bezQglieh der von den 
Reichsfürsten belehnten Richter konnte eine Veranlassung vorliegen, 
das Erforderniss der Bannleilie festzustellen. Die Fürsten selbst 
leisteten ja ohnehin bei Gelegenheit der Belehnung die Hulde mit 
Mannschaft und erhielten mit dem Fürstenamte zugleich die dem- 
selben entsprechende richterliche Gewalt. Der Bann war in der 
Belelinung, die richterliche Hulde in der Lehnshnide inbegriffen. 

Auch der Markgraf empfing auf diese Weise Gerieht und 
Gerichtsgewait vom König. Der Unterschied zwischen ihm und den 
übrigen Fürsten trat erst bei der weiteren Übertragung der Gerichts- 
barkeit hervor. Der vom Markgrafen eingesetzte höhere Richter 
hatte die Gerichtsgewait nicht erst vom Könige einzuholen* sondern 
empfing vom Markgrafen mü dem Amte sogleich auch den Bann. 
Wihrend durch das ESrfordemiss der Bannleihe die abgeleitete 
Gerichtsgewait der FOrslen so augenfUlig als mftglieh aar Erschein 
nung kam, musste im Gegensalse dasu die markgrifliche Geriehta- 



>) Der ScliWMbcuspie^el betmchlel also iu tiediim;« au eigen«a Utüdeu al« Amüiu« 
de» Ktiisteiiauiles. 
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barkeitab. eine aelbitsttndigere angesehen werden, eo daas der 
Gedanke nieht ferne lag, der Markgraf leite dieselbe fiberhaopt 
nicht Tom KSnige ab. sendem dinge lu eigenen Haiden» ans eigener 
MachtTellkoniaienheit «). 

• Nimmt man den Sati des Ssp. ohne allen Vorbehalt hin, so 
mOsste man um der Consequenz willen annehmen , dass der Mark- 
graf die Gerichtsgewalt überhaupt nicht vom Könige lieb, sondern in 
dieser Beziehung von vorneherein selbstständig war. 

In der Mark gibt es keifien Königshann würde hiernach gerade- 
zu bedeuten: in der Mark gibt es keine königliehe Gerichtsgewalt. . 
Gegen den Gedanken, als dinge der Markgraf bei eigener Gewalt, 
verwahrt sich selbst die Glosse zum Ssp., denn weder der Markgraf 
noch sonst ein Richter vermöge su richten ausser ron Reichs wegen. 
Vollends ungerechtfertigt w&re es, den Ausspruch des Ssp. ohne 
RQeksicht auf zeitliche und territoriale Unterschiede auch filr die 
. älteste Geriebtsverfossung sftnuntlieher Marken als staatsreehtliehes 
Princip binaastellen und sich den Markgrafen von Anfang an als 
selbststSndigen Geriehtsherm lu denken. Wenn sehen der erste Mark- 
graf bei eigener Gewalt riehtete, so fehlte ihm wenig mehr lum 
Landesherm nnd kann von einer Entwickelung der Landeshoheit in den 
Marken keine Rede sein, da sie ja von vorneherein vorhanden war. 

Österreich bat in Entwiekeinng der Landeshoheit alle deutschen 
Reichslande fiberflOgelt oder doch mit jedem gleichen Schritt gehal- 
ten. Und dennoch spricht eine Reihe von Gründen dagegen, die 
Gerichtsgewalt der Babenberger etwa als eine nicht vom Reiche 
abgeleitete zu betrachten. 



Daas ia im Mark kein Kduig»baiiii eiugeholt wurde, dürfte sich vielleicht »us 
der olicii entwickelten Gerichtsorg^nnisHtioa der Mark erklfircn hissen. Urspriiug- 
liclt üble der Murkgruf die höhere Gerichiäbarkeil seihst aus, es war also über- 
haupt kein Anl«M zur Baanluibe vorbauden; später lieu er «ich durch Beaaito 
rmrtrtlca • die aber dvrelMttt nichl Iii Jenem VerMItniMe sv ihm ileaden « wie 
elwa Graf oder Vogt tu den übrifea fteiehafurslcn. Das (bedinge des Landrieh- 
ter« , der da sass an des Herzog^s statt, wuide mI» das Gedinf,'e des Herzogs 
selbst betrachtet. Dagegeu kauu das (iericht de« tirai'eu uicht etwa das Ge- 
rieiii dea Ffiraten genauil «rerdaa, von dem er die Grafaduift au Lehes hat 
Seiatii aMIvertreteaden aichtera verlieh der Nariiffraf aelbsl die Oeriehlaffewall, 
die er teinerseiU vom Könige empfangen. losoferne gab es auch in Österreich 
keiuen Königsbanii. Vergleiche das Verhiiltniss /.wischen Graf und Schultheiss, 
soferne dieser jeuen zu vertreten hatte. Stobbc die Uerichtsvcrf. des Ssp. iu der 
Zeitochr. fir deatichea Reeht. XV, p. 100. 
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Vor Allem verwickeln jene sich in einen unlösbaren Wider- 
spruch, die wie Berchtold die Abhängigkeit der Ostmark von Baiern 
zugeben 9 und zugleich auf den eigenen Bunn des Markgrafen so 
besonderes Gewicht legen. Demnach hätte der Herzog von Baiern 
bei geliehenem Banne, der von ihm abhängige Markgraf aU aelbst- 
ständiger Gerichtsherr bei eigenem Banne gedungen. 

Wie 'Tereintaicli femer die SelbstatSidigkeitder Geriehtagewalt 
mit der Lehnrflhrigkeit des Gerichtes? Wfthrend ein allodialer Ge« 
riehtsinhalier oder ein nicht anmittelbar rom König belehnter Bichter 
die Gerichtsgewalt vom Kdnige leihen mussten, sollte bei einem 
unmittelbaren LehnstrSger gerade das Gegentlieil eingetreten sein 1 
Sonst selbslsUindiges Recht ond abgeleitete Gewalt» hier abgeleitetes 
Recht and selbststindige Gewalt. Ein sonderbares Clcrrcpov npuirspov, 

Dass in den österreichischen Marken die Gerichtsbarkeit vom 
Könige abgeleitet wurde, erhellt aus einer Urkunde K. Friedrich's II. 
für Lilieiifeld , in welcher der Kaiser eine Exemtion des Herzogs 
bestätigt 3). «Si quae sunt, quae forte ad nostram spectant iuris- 
dictionem, quae tarnen praefatus princeps donatione nostra et im- 
perii tenuit ac tenet speciali videlicet iudicium quod dicitur lant- 
gerihte et compositiones et banos et marhfutter et fodinas *} . . r 
Denselbea Gedanken spricht eine Urliande von 1189 aus, in welcher 
K. Friedrieh I.» die österreichischen Besitsongen Preisings eximirt. 



1) •. a. o. 8. lt. 

*) Meiner n«g. der Babenberger 8. ttl, Nr. 147. 

*) Berehiold fihrl dieee Urkuwle n sam Beweis der »beraten tm Kaiser und 

Reich erworbenen Gerichtsgewalt des Heriops (Landeshoheit S. 170) ohne 
auf das daraus resultirende Vcrhüllnisa zwischen König- und Herzog näher ein- 
zugehen. Siegel («. a. 0. S. llä) Tulgeit daraus die Lehnrührigkeit der hersog- 
lleben Gerieh(sbarkeiC.JMIrendso ItSnale »aeh letalerer Aafhaseag allenMI« der Aw- 
druek: »speelaH donatione*. Docb wird »dniiatio*' auch sonst noch um dies« Zeit 
von Belehnungpn f^chraucht. Die constilutio pacis von ll.'ifi spricht v,>n dem donum 
iavestiturae , welches der Lehensberr als Gewährsmann seines Vasallen aner- 
kennt. 1 180 wird dem Erzbiscbof von Köln das Herzogtbum Westphnlen legi- ] 
timo doaationia tilnl« flberlragen und derselbe Tesilto imperiall damit iMlieheiJ 
(inveatiTimus). Es ist also nieht sowohl auT das donatione, als auf das speciau 
der Ton zu legen. Vud dit»s weist »llerdings darauf hin , dass dein Rechte Am 
Königs über die Gerichtsbarkeit in den Herzogthümern ein ausserordenUicbe.t 
Recht des Herzogs gegenüberstand , mit welchem whr «na weiter nntea beschif- 
Ugen werde«. 
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naebdem Herzog Leopold und desseo Sobo reaigaassent jastietam» 
quam per doramicaHa fKsingensis episcopi quondam <) ab imperio 
possederuDtin Aostria i. e.inarbrecbt et lantgerihte etbnrvereb, 

quae special iter ad usus eorum respiciebant 

Stammte die Gerichtsbarkeit des österreichischen Landesherrn 
nicht vom Reiche, so muss sie consequent als eine „oberste Gerichts- 
barkeit" betrachtet werden, eine Bezeichung, deren Berchtold sich zur 
Charakterisirung der durch das Privilegium minus geschaffenen Stel- 
lung der Babenberger bedient, die aber, soll sie keine Phrase sein, zum 
mindesten juristisch ungenau ist Denn mit jener „obersten Gerichts- 
barkeit" lässt sich schlechterdioga nicht in Einklang bringen, wie 
denn Qberh-.<upf ein Rechtszug aus der Mark an das Reich statt6ii- 
den konnte. Und doch wird nach Ssp.ll. 12 §§.4, 6 ein gescholtenes 
Urtheil des Markgrafen an den König gezogen. Für die Steiermark 
wird der Reebtamg an das Reich aaadraefclieh ? orbebalten in dem 
Vertrage, welchen Leopold V. und der letite Ottokar 1186 17. Aug. 
aber den Anfall der Steiermarfc abgeocbloasen und worin unter ioderm 
bestimmt wird :clau8<ralea, ministeriales eoroproTinciales... . nppel- 
landi et adeundi imperatoris curiain... irrefragabilem habeant llcen- 
üam Was die Ostmark betrim, so sagt Landesrecht, Art. 2|: »wU 
aber im (einem Grafen, Freien oder Dienstmann) des landes herre 
vnrecht tun, so so! er mit recht dingen an das reich und davon 
sein recht pringen als im ertailt wird". Ober den bei handhafter 
That ergrilTenen Dienstmann soll nach Art. 3 der Landesherr rich- 
ten mit dem Tode „entrinnt er im, er sol in in die acht tun vnd nach 
der acht so sol er in bechlagen vor dem reiche und sol man vor 
dem reiche urtail ueber in tun als im erteilt wirt vnd sol im sein ere 
und sein recht nyeman benemeu nur das reich". Die Gerichtsgewalt 
des Landesherrn war somit nach oben hin keine abgeschlossene, 
TOn einer „obersten Gerichtsbarkeit" kann also lieine Rede sein. Der 
HeraogdurAe den Dienstmann nur verfesten, jedoch nicht die Aberacht 
nher ihn aussprechen. ii)s ist beaeichnend, dass dieses Recht für be- 
atimmte Fälle nach dem bekannten Entwürfe der Erbebung öster- 



i) Daa MquondRm" erklärt sich aus d«r Ton Hersof Uflinricb ilOi d«r frei«iag*Mli«B 

Kirche verliehenen iraoittnität. 

•) Meiller 66, 43. 

*) Vrk. B«di dM UadM «b d«r Butt (0. B.) II. 400. 
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reiclis zum Königreiche i) dem eventuellen Könige ertlieilt werden 
sollte. „lilud etiam iiiri regio et hoiioi i conjungimus ut, si aliquis 
comes nobilis et ministerialis vel miles de regne tuo contra te et suc- 
cessores tuos et terram tuam forsan excess erit et pro suo excessu 
Castrum vel munitioncs suas ab excedente per te vel nuntios tuos peti 
coDtigerit ipsumque negaverit assignare, ipsum ex iure regias digni- 
tatis per sententiam euri» tus bampnire et foriudicare valeas ipsum- 
qoe exIegeiD fiicere ornnis iuris suffragio prout moris imperii cari- 
tarom 

Fassen wir das Resultat der Parallele s wischen der Mark des Sach- 
senspiegels und den österreichischen Marken lusammen , so ergaben 
sich un« die dort angefahrten Eigenthümlichkeiten der mirkiseheo 
GerichtSTorfusong als Speeialitllen der sichsischen Marken *), den 
Unutand ausgenommen, dass des Markgrafen Richter nicht den 
Ktaigibann einzuholen haben. 

Die Anwendbarkeit der die Hark betreffenden Stellen des Sach- 
senspiegels folgert Schulte „direct** aus folgender Sestimmnng 
des Privilegium minus: „statuimus quoque ut nulla magna vel parva 
persona in eiusdem dueatus regimlne sine ducis consensu vel permis- 
sione aliquam iusticiam presumat cxorcere*'. Berchtold hat den 
von Schulte angedeuteten Gedanken des weiteren ausgeführt, zum 
Theil wesciitlieh inodificirt. Nach iiim wurde durch das Privilegium 
minus der Herzog Inhaber des Königshaimcs, das heisst der obersten 
Gerichtsbarkeit für den ganzen Umfang des Heizogthums. »Alle 
herzoglichen Richter, alle allodialen und feudalen Besitzer von Ge- 
richtsbesirken und deren Beamte sollten den Bann nicht mehr vom 
Könige, sondern nur mehr vom Heraog empfingen ^Jeder Richter 
imLiande musste den Gerichtsbann, modern ausgedrQckt, die Autorisa» 
tion zur AusQbnng der Gerichtsgewalt, sich vom Herzoge erbitten.* 

Berchtold stellf 'diese Ansieht wohl nur als Hypothese hin; 
einen zwingenden Beweis Ar dieselbe zu führen, hat er gar nicht 



1) Würdtwein novit subsidia diplom. XII, 24 2!>. M. 181, US. 

Vergleiche das Privilegium de iion »piiellaiido der Krön« BdhlueMi der«U Stellung 

bei diesem Entwürfe xum Vorbild gedient haben mag. 
*f Oer Ssp. hat off(mbu> b« Oanlelbiiif der NarkrerMItiiiM» Mr die ifiehsieelien 

Marken in Auge. Nack IlL 7#. f. I. vergl. mit HI. 6S. f. 1, ktanen Wenden nnd 

S;4chseii nicht gegenseitig über sieh l'rtheil Inden« gewfis keine BestknnMngt i»dl<> 

auf jede Mark passt.* (Sehttite a. a. O.) 
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Tertockt t). So bleodend sie all solehe aneh sein mag» »o acheiot 
sie mir deaii daeh eiaer oSheren Unteranehnng gegenOber nielit Stieli 
IQ halteo. Vor Allem sagt Berditold la viel» wenn er beliaaptet, 
daaa lu Folge der Erwerbeog des Kdn^bannea jeder Richter Tom 
Heraoge den Baan leihen musste. Der KSnigslrann wurde nur fdr 
die h5here Geriehtabarkeit gelieben. Wenn wir aber Berebtold 
eorrigiren und annehmen, dass nur jeder bdhere Richter den Bann 
des Herzogs einholen sollte, so kommen wir in Widerspruch mit 
dem Wortlaute des Minus, welches diesen Unterschied nicht macht, 
sondern schlechtweg von nulla magna vel parva persona spricht. 
Somit können die Worte „sine ducis consensu vel permissione" nicht 
auf die Ertheilung des Bannes bezogen werden, ohne der ganzen 
Stelle Gewalt anzuthun. 

Die Consequenzen, zu welchen die Berchtold'sche Ansicht fuhrt, 
verrücken die naturgemasse Stellung, welche sonst um diese Zeit 
der König zu den Reichsfiirsten einnimmt. Wenn die Seheldung von 
Gerichts- und Bannleihe QberliaQpt eintrat, so war es das regelmäs- 
sige Verhältniss, dass der geistliche oder weltliche Fürst das Gericht, 
der Kftnig den Bann lieh. In Osterreielf wSre aadi Berebtold der 
umgekehrte Fall mSgliebf daaa der Kftnig das Gerieht, der Heriog 
den Bann lieb, eine Abnormit&t, die nur durah ein tolalea Aulj^ 
ben der königiichea Gericht^gewalt und eine Töllige Lostrennung des 
Hersogtbuma yom Reiche lu erkliren wire. 



8. 166, Note 17 beruft sich Berclitotd auf Leopold'« Vi. Urkunde für 8t. Lambrecht 
vra im M. 80, 86, ia wdeber dictar Kirche d» Undgvrieki alt AauMlM «m 
ntafbuMiM ÜMfftogeB «iri. Die SleUe, tmf Sie et MrikooMit, laetelt iUai quo» 
qne superaddimus, si in aapradieto praedio vel in omnibus aovaiibua in Keinah et 
per totam marchinni nitis aliqiiis ex hominibiia nostris ab hominibos ipsonim vulne- 
retor, aatisiiat laeso ; ius vero b a n n i apad ipaoa totalster permaneat. Die Worte »ins 
vere baaal . . . penaeaeat* eiad BereUold ela deaUieher Beweii, daae der Henog 
die Verieihaaf de» Beaaea ia HMea liatte. Baaaas bedealel aber iiier aJcht 
die Gericbtagewalt, sondern den Wandel, der dem Richter aafSllt, in G^Mi- 
aatx lur aatisfactio. die dem Verlet/.teii, respectivc dessen Herren zw Tbei! wird. 
(Gewette im Gegensatz zur Busse im Sinne des Ssp.) Es ergibt sich dies aus dem 
gaaiawaeiiliaage, naaieaUiek eaa deai »totalller,* welelMB dea aetMliefeadea 
Gedaaliea eiaer Tketlaag der BeaaMuane auaeelilieaaea coli. YergL Leopold U. 

fir Geraten r. ItOB Mciller 103, 83 „Itannns iiugnar iiin . . . alifms solns recipi»*«' 
Leopold VI. für Florian 1209. M. 103, 82 «bannos puguarum . . . ufüctales 
ecciesiae exequautur." 
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Obwohl Bercbtold bei Atulegiiog unserer Stelle Ton der wOrt- 
HdienOberaetsoDg derselben ausgeht, entfernt er sieh dennoch nnbe- 
wosst immer mehr and mehr Ton seinem nrsprfingüehen Ausgnngs- 
punete. Vor Allem roOsste es suffsllen, dass das dem Hensog Terlie- 
hene Beeht, der Bannleihe, welche ja doch , wie Berehtold nach 
Ssp. III. 6tS. §. t annimmt, in der Mark Iftngst eine scharfe jurnti* 
gche Bedeutung erlangt hatte» in der Urkunde nicht präciser ausge- 
druckt wurde. Wenn sonst die Reichskanzlei den in Frage kommen- 
den Gedanken durch den Ausdruck ha im um (de manu regia) acci- 
pere >) bezeichnete , lässt sich schlechterdings nicht einsehen, 
warum sie nicht auch im priv, minus sagte: nulla .. persona... pre- 
suraat, nisi hannum de manu ducis acceperit. Unser Satz spricht 
dagegen von permissio und consensus. ^Sowenig aber der 4^utschc 
K5oig den Bann verweigern konnte, wem ein Gerichtsbezirk zustän- 
dig war** ebensowenig konnte er den Hersog von dieser Beschränkung 
entbinden Hiemit gelangen wir som geraden Gegeniheil dessen, 
was das Minus sagt Der Herzog muss jenem den Bann leihen, dem 
das Gericht geliehen Ist. Wo bleibt da die permissio? wo der Con- 
sensus? 

Noch kttnstllcher gestaltet sich Berch(old*s Auslegung durch 
eine Argumentation, su welcher er sich durch Ssp. ÜL 6tl. %, 1 ge- 
iwungen sieht Mit Schulte nimmt er an, dass bereits der Markgraf 
Ton Osterreich bei eigenem Banne gedungen habe, jedoch nur in 
30 Schillingen. Demnaeh hätte die Bestimmung des Minus dnrehaos 
keinen Werth gehabt, wenn dem neuen Herzog nicht eine grössere 
Gerichtsbarkeit verliehen worden wäre, als er schon bis dahin in 
seiner Eigenschaft als Markgraf besessen. Um denn nun seine Hypo- 
these von der Bannleihe aufrecht zu erhalten, gelangt Berehtold 
zu der Behauptung, durch das Minus sei dem Herzoge das Recht ver- 
liehen worden, nicht mehr wie bisher zu 30, sondern bei Königs- 
bann, d. b. zu 60 Schillingen in eigenem Namen zu dingen So- 
mit hätten die Worte „nulla . : persona sitie ducis consensu vel per- 
missione . . . iustitiam presumat exercere** strenge genommen die 



1) Reichssentenz Konrad's Hl. 1149, 21. VIM, Pei ti. Legg. II, «64. 

*) Berehtold a. a. O. S. 164. Note 16 .natih der bekaontea Recht«regel: nemo ples iuril 

in ili«a tmwfnrre polest quam ipte habaiC* 
•) BercktoM 8. ISS , Note IS. 
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Bedeutung: der Herzog soll nicht mehr wie bisher zu 30, sondern 
zu 60 Schillingen dingen. Dass man, urn diesen concreten Gedanken 
auszudrficken , die vieldeutige und abstrafte Form unseres Satzes 
gewählt hatte, dünkt mich bei dem Urkundenstyle des Mittelalters, 
80 ungenau er oft ist, in hohem Grade unwahrscheinlich. 

übrigens rechtfertigten sich auf keinen Fall die Folgerungen, 
welche Berchtold aus der Erhöhung des Bannes von 30 auf 60 SebiU 
Hnge zieht; beim Lichte besehen, schrumpft nach dieser Auslegung 
die Bedeutung des PriTilegiums in Besog auf die Gerichtsbarkeit 
auf ein Minimom luaammen. Wenn« wie Berehtold annimmt, schon 
der Harkgraf bei eigenem Banne dingte, so waren die Babenberger 
bereits vor 1156 Jqhaber der »obersten Gerichtsgewalt«* innerhalb 
ihres Landes und da folgerichtig die markgritflichen Richter den 
Bann ads der Hand des Harkgrafen empfingen, so konnte die Neue- 
rung des Hinus anm5glich darin bestehen, dass die herzogliehen 
Richter den Bann nicht mehr TOm Könige, sondern vom Herzoge 
einholen sollten. 

In einer Urkunde von 1 108, welche Ficker '} zur Vertheidigung 
der Echtheit des Minus gegen Lorenz in's Treffen führte (sie be- 
trifft die Erneuerung der Rechte des Bischofs von Würzburg als 
Herzogs von Ostfranken) findet sich ein Passus, von dem Ficker mit 
Recht behauptet, dass er im Wesentlichen dasselbe sage, wie der oft 
erwähnte Satz des österreichischen Privilegs, „Ne aliqua ecclesia- 
stica secülarisve persona per totum Wirzburgonsem episcopatum et 
dueatum et comitias infra terminum episcupatus et ducatus sitas iudi- 
eiariam potestatem de predis vel iucendiis aut de allodiis Tel bene* 
ficiis siTO hominibus deinceps exerceat nisi soliis episcopus et d ux vel 
Ctticommiserit*). Wenden wir auf diese Stelle die Berehtold sehe 
Interpretation an, so zwingt sie uns zu einer Polgerung , die mit 
kanonischen- und Reichsgrundsfitzen in offenbarem Widerspruche 
steht. Wie 11S6 dem Herzoge TOn Osterreich wäre 1168 dem Bi- 
schöfe Ton WOrzburg, und zwar diesem ausdracklich in den Fftllen 
der hdheren Gerichtsbarkeit» das Recht der ausschliesslichen Bann- 
leihe gewährt worden. Allein gerade die geistlichen Fürsten dOrfen 
den Blutbann nicht Terleihen, den sie nach kanonischem Rechte nicht 
selbst ausflben können. Noch ein Jahrhundert später — sowohl Ssp. 

1) Flckari Ober di« BcMhait 4m klelMii Sttorr. IVeihcitobriafea. 8iti.-B«r. XXni. S13. 
<) MmMMitiila Boie«. ZXII^. 107. 
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als Dap. und Swsp. YariangeD ea — ist tod den geistlichen Pursten 
allgemein anerkannt, daaa der Yon ihnen eingesetxte hOhere Riehter 
Tem Könige den Bann einiaholen habe. 

Aus den angegebenen GrOnden mnss ich mich gegen Berch- 
told*8 Auslegung erklSren, auf die Gefahr hin, keine bessere an deren 
Stelle setsen in können. Die wörtliche Übersetzung: Niemand darf 
ebne Zustimmung und Brlaubniss des Hersogs Gerichtsbarkeit ans- 
fiben, lautet su allgemein, als dass man dabei stehen bleiben könnte. 
Je extensiver man das Recht des Herzogs fasst, desto m hr schwächt 
sich dessen Inhalt nb. Je intensiver man sich das Recht denkt, desto 
mehr ist der Umfang desselben einzuschränken. Ich glaube, dass in 
letzterer Richtung vorzugehen sei. Die königliche Verleihung konnte 
dem Herzoge kein Heeht gewähren Ins in jene Kreise hinab, auf 
welche sieh die Öftenllichc Gerichtshnrkeit überhdupt niehtmelir er- 
streckte, die Kreise des HdCi ('chfes, der grundherrlichen Gerichtsbar- 
keit. Ebenso wenig konnU* durch das Minus der Bestand der vor 11ö6 
verliehenen Immimitüten berühr! werden, insoferne diese neben der 
gruodherrlichen auch idi'entliche Gerichtsbarkeit involvirten. Der 
König konnte ja kein Recht verleihen mit Beeinträchtigung fremder 
wohlerworbener Rechte. Ein Versieht der dadurch geschmälerten 
Gewalten ist nicht bekannt, eben so wenig wie ein Widerstreben, wie 
es nnroittelbar nach einor solchen Neuerung sicher nicht ausge- 
blieben wäre. Dagegen sieht nichts im Wege, die Stelle auf die Bnt- 
stehung neuer, auf die Ausdehn|ing bestehender Immunitäten su be- 
siehen, durch welche die öffentliche Gerichtsbarkeit des Hersogs 
Torkttrst worden wäre. 

Diese praktische Conseqnenx können wir festhalten, aaeh wenn 
wir derStelle sunSchst eine allgemeine, mehr Iheoretische Bedeutung 
beilegen. Eine stricte, unbeschränkte Anwendung verträgt sie nicht 
und es wäre meines Erachtens vergebliehe Mühe die Formel zu suchen, 
die sie nach allen Richtungen hin als eine ausnahmslose Neuerung 
erscheinen Hesse. Suchen wir dem Satze eine positive Fassung zu 
geben, so kommen wir dem wörtlichen Sinne am nächsten, wenn 
wir commentiren : die Gerichtsbarkeit steht nur dem Herzoge zu 
oder jenem, dem er sie gestattet. Welches mochte die Veranlassung 
sein eine derartige Bestimmung in das Privilegium aufzunehmen? 

Bereits um die Mitte des 12. Jahrhunderts war der Zusammen- 
hang swischen den alten Reichaftmtern und der ihnen entsprechenden 
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Gerichtsbarkeit stark gelockert Zahlrdehe ExemtioDea von Seite 
des Kftnigs, LoslSsung ganaer Graftchaften ans dem Verbaade der 
Herzogthflmer, ganser Gentschaften aus dem Verbände der Graf- 
schaften hatten die alten Gerichtssprengel arg zerstQckelt. Es ist 
bekannt, dass der Ausbildung der Landeshoheit die sogenannte 
GauzertrQmmerung vorausging. Das Richteramt als solches hatte 
keinen Schutz gewährt gegen die eingreifendsten Schmählerungen 
der Amtsbefugnisse. Die Gewalt des öffentlichen Beamten hatte einen 
fast subsidiären Charakter angenommen und die Gerichtsbarkeit wurde 
als Gegenstand besonderer Verleihung aufgefasst. So darf uns dena 
nicht Wunder nehmen» dass bei Schöpfung eines neuen Herzog- 
thumes dem Herzoge die Gerichtsbarkeit ausdrücklich zugesichert 
wurde, als ein mit dem Herzogthume UDtbeUbar Terbandenes Recht. 
Der Recbtstitel , auf Grund dessen er sie ron nun an ausüben sollte» 
war dadurch ein stärkerer geworden. Nicht blos kraft seines Amte«» 
das als solches keine Borgschaft bot gegen das Aufkommen exterri- 
torialer Gewalten» sondern kraft besonderer Verleihung «ex donatione 
spectali" handhabte der Henog die Gerichtsbarkeit »quae specialiter 
ad eins usum pertinet* Das frohere Richteramt wurde dadurch recht- 
lich als ein Lehen im strengen Sinne des Wortes anerkannt. War 
somit die Bestimmung des Minus der Hauptsache nach eine Erneu- 
erung und Bekräftigung der markgrillichen resp. herzoglichen 
Gerichtsgewalt , so hatte sie doch in dem bereits oben angedeu- 
teten Sinne praktische Bedeutung. 

Die ülTenlliche Gerichtsgewalt des Reichsbeamten hatte yon 
zwei Seiten her Einbusse zu befürchten, von unten durch die Bestre- 
bungen der Grund- und Immunitätsherrn, die ihre Rechte factisch 
auszudehnen suchten, von üben her durch gesetzliche Exemtionen 
von Seite des Königs. Nur auf dies letzere Verhältniss ist hier näher 
einzugehen. Die Stellung des Herzogs zum Könige erlitt nämlich 
durch das Minus insoferne eine wesentliche Änderung, als jener gegen 
jede fernere Exemtion des Königs geschützt wurde. Da in den Marken 
eine straffe Amtsgewalt aus politischen Rücksichten geboten war, 
so hatten die Könige daselbst von ihrem Exemtionsrechte von je 
lusserst rOcksichtsTollen Gebrauch gemacht. Dass aber dennoch 
Exemtionen Torkamen» werde ich in der Folge zeigen. Durch das 
Minus wurde der politische Grundsatz zum Rechtssalz erhoben. Yon 
nun an konnte der Kdnig iunerhatb des Herzogthumes keine Immu- 
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nilit mebr rerleihen, ohne Bich der Zustimmung de» Henogs m Ter- 
siebern. Um die Bedeutung dieser Bestimmung su ermessen, braoebt 
man nur auf der Karte des 13. Jahrhunderts die babenbergiseben 
Lande mit dem benachbarten Baiem lu Tergleiehen. In österreieb 
keine reicbsunmittelbare Kirche» keine reiehsunmittelbare Stadt, 
wftbrend der Geriehtssprengel des bairiseben Herzogs mit Reichs- ^ 
bisthQmern, Reichsabteien and Reichsstädten wie besSet ist. 

Wenn nun die Bestimmung des Minus das einseitige Exem- 
tionsrecht des K5n?g9 ausschliesst, so lässt sich doch daraus nicht 
umgekehrt folgen, d;iss der Herzog über sein Gerichtslehen unum- 
schränkt verfügen und von seiner Gerichtsbarkeit selbstständig 
eximiren konnte. Berchtold widerspricht sieh selbst, wenn er auf 
Grund seiner Auslegung helioiiptet : „da der Herzog nach dem Minus 
allein das Hecht hatte den Gericht.<bann in seinem Lande zu ver- 
leihen, so versteht es sich von selbst, dass er der oberste Hichter 

• 

des Landes war, seine Gerichtsgewalt im (?) Zweifel beliebig weiter 
ieibeo und von derselben ganz nach GutdQiiken Befreiungen, Exem- 
tionen im grösseren und geringeren Masse gewähren konnte.*' 

Gesetzt aber nicht zugegeben, dass der Herzog ausschliess- 
liche Recht der Bannleihe hatte, so folgt doch daraus nicht das 
unbedingte Exemtionsrecht desselben. Gerade wenn man sich auf 
den Beden der Berehteld*8chen Ansicht stellt , muss man zugehen, 
dass Selbstständigkeit der Gericbtsi^ewalt und Lehnrflhrigkeit des 
Gerichtes nebeneinander besteben konnten. Da aber die Gerichts- 
barkeit des Herzogs Tom Reiche lehnrflhrig war, durfte er ohne 
Einwilligung des Lehnsherrn weder eine wie immer geartete Ver- 
änsserung noch eine den Grundsätzen des Gerichtslehens wider- 
sprechende Yerafterleibung derselben Tomebmen. Die Bannleihe 
steht in keiner unmittelbaren Beziehung zur Exemtion. Sie käme 
erst dann in Betracht, wenn es sich handelte dem vom neuen Immu- 
nitiitsherrn eingesetzten Richter die Gerichtsgewalt zu ertbeilen. 
Dagegen greift die Exemtion die Substanz des Lehens direct an, 
und setzt eine weitgehende Befugniss über dasselbe voraus, die aus 
der nur negativ gehaltenen Stelle des Privilegiums nicht herausge- 
lesen werden kann. 

Die hiemit abgeschlossenen Erörterungen über die Gerichts- 
boheit der Babenberger im allgemeinen, haben die Frage nach dem 
gerichtlichen Exemtionsrechte nicht gelöst. Doch dient uns das 

(SrwMW.) S 



Digitized by Google 



24 



B 



gewonnene Resultat, so bescheiden es ist, zum Anhaltspuncte für den 
weiteren Gang der Untersucliun^, indem es eine iocale und eine zeit- 
liche Scheidung des Urkuudenmuteriais n()thig erscheinen lasst. Eine 
Iocale, denn die Marken haben eine eigenthümiiehe Gerichls?er- 
fassung und die Babenberger besitzen in späterer Zeit Gebietstheile 
ohne Markverfassung. Eine zeitliche, denn das Privilegium von 1156, 
war jedenfalls von Einflas« aaf die Entwickelung des herzoglichen 
fiiemtionsrechtes» mag dieser Etnfluss nun ein «Urecter oder indi- 
recter gewesen sein. 

Die ferhftltniasmäMig grosse AosabI von Immunitätsbriefen. 
welebe österreichisehen Kirchen oder aaswftrtigen Stiftungen für 
österreiebiscbes Stiftsgut verlieben worden, bietet der Untersu- 
chung eine swar breite aber ziemlich unsichere Basis. In vielen FSllen 
ist es nSmIich schwierig zu unterscheiden, ob es sich um eine Exem- 
tion von der öffentlichen Gerichtsbarkeit, also vom Landgerichte 
oder von der Vogteigerichtsbarkeit handelt. Um diesen Gegensatz 
klar zu machen, ist ein rascher Obetblick Ober die Entwickelung der 
Vogtei n5thfg. 

Die Vogtei wuchs aus dem deiitschrechtlichen Grundsatze her- 
aus, dass df'i' PlalTe nicht wehrhaft sei. Er bedurfte eines Vormundes, 
der ihn nötitigenl'alls mit den Waffen in der Hand zu sdiützen, und, 
da ja die altdeutsche Gerichtsverfassung auf das innigste mit der 
Wehrfähigkeit zusammenhing, vor Gericht zn vertreten hatte 
Was vom Einzelnen, galt auch von der Corporation. War eine solche 
von der uffentlichen Geriehtsbarkeit befreit worden, so hatte der 
Vogt nicht nur den äusseren Frieden der Kirche zu schützen, sondern 
auch den inneren Frieden derselben zu wahren. Er richtete, soweit 
der Kirche die höhere Gerichtsbarkeit übertragen worden war, Ober 
alle Verbrechen, die als Friedbrüche galten. In der Regel scheint 
der Vogt auch die niedere Gerichtsbarkeit Oberkommen zu haben. 
Der Grund liegt nahe. So lange die Immunität auf die blosse Ver- 
tretung der Hdrigen beim Grafengerichte bescbrSnkt war, geschab 
diese durch den Vogt Als die Kirche die eigene Gerichtsbarkeit 
erhielt, wurde naturgemäss der Vertreter der Hörigen zum Richter 



>j Vergl. Kraut, di« Tommdaehtfl aaeh dM GrundallMa d«« dantwlim Raehfa*. 
B. I, 8. IS» 30 
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derselben «)• ürsprflngHfh war der Vogt ein Beamter der Kirche. 
Wie schon der Name advocatus sagt, hatte er nur auf den Ruf han- 
delnd einzuschreiten. .Alleli) trotz aller Gegenmassregeln wurde das 
Amt ein erbliches Lehen. Die Vögte schwangen sich zu Herren der 
Kirchen auf, erhoben, gestützt auf ihre Gerichtsbarkeit, unter dem 
Titel des Vogtrechtes Abgaben aller Art und verfügten über Güter 
und Leute des bevogteten Klosters wie über ihr Eigenthum '^). 

In Österreich besitzt eine Anzahl von Klöstern volle oder theil- 
weise Immunität von der öfTentlichen Gerichtsbarkeit, ohoe data 
wir um die Erwerbung derselben wlsseo. Die Vogteien der meisten 
dieser Klöster Tereioigeii die Babeoberger in ihrer Hand* sei es nun 
als Patronats- oder LeheosTOgteieo. Da sie die Vogte! nicht Oberall 
selbst ansahen konnten, so Ohertrugen sie in den meisten Ffillen die 
Vogteigeriehtsbarkeit mit Vorbehalt der OhrigenVogteireebte eigenen 
Bichlern, oft sogar geradezu den Landrichtern. Ein solches Ver- 
fahren mosste die erworbene Immvnitftt in ihren Wirkungen wieder 
SU niehte machen. Die Bedrückungen der Untervögte > die der 
Kirche stets auf dem Nacken sassen, da ihre Gewalt sich nur auf 
das Klostergut erstreckte, fielen schliesslich iSstiger als frQher die 
Wirksamkeit des ÖfTentlichen Richters, die doch einen grösseren 
Sprengel umfasst hatte. Daher streben die Klöster, wie sie früher 
nach der Exemtion von der ütTentiichen Gerichtsbarkeit gestrebt, 
nun nach der Befreiung von der Vogteigeriehtsbarkeit, die an deren 
Stelle getreten war. So tritt denn eine allgemeine Umwandlung 
dieses Verhältnisses ein, die man vielleicht „gerichtliche Eiitvogtung** 
nennen k(>nnte *}. Die Klöster werden von der Gerichtsbarkeit der 



i) UasurtiehMd Mh«iat wdt d«r Omd, irelebm Montag, QMeMefcto d«r dwiteltm 

•tMlItburgerlichen Freiheit, für die Vereitiig^ung der mit Unrecht principiell geschie- 
denen Schutz- und GerichtsTOgtei vorbringt, nämlich die Rrsparnngsrücksicht der 
Kirchen, die nicht zugleich einen Scbutxherru und einen tiericht«Terwalter heMblea 
wdltca. 

s) T«rgl. LMpol^ VI. f fir LmhrMht I20S, M. 80. SS « ein bm to «od«a pnMö UMm 
manaiim iure fori et advoMti« doBuio HMlro ndtmiaMim und ftrliZyil» S7S C 

de adrocatis Altthensibos. 
*} Aach die Freiheit von der.Yogteigericbtsbarkeit ist eine Irnmunität; eo wird st« 
io dm ürkndan miaehMl gaunat. Aoeh di» fi«lMnf tm duMUiM iat 
Bscatioa (rwn gflnoa««i «io« r«d«ntfo). Miete dar . KStm d« Audniefcw 
w^en spreche ich von »VogtfMheit and Entvogtung," nnd nenne dagegen die 
Freiheit vom Ltadceriehte „fOBannilltt,*' die Befreiung Toa demselben »Kieation" 
schlechtweg. 

8» 
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y5gte befreit und diese wird vom neuen der Kirehe Gbertragen, 
welche sie dttrcb ihre eigenen Amtleute anssufiben befogt wird. 
Diese Entrogtnng maeht sieh in österreieh za einer Zeit geltend, 
in welche die meisten und wichtigsten ImmunitStsprivilegien fallen. 
Aas derselben Ursache, welche die Ent?ogtung herTorrief, wird 
nur selten mehr die Immunität, wo sie nach nicht erworben worden, 
allein ertheilt, sondern Ton vorne herein zugleich die Freiheit von 
der Vogteigerichtsbarkeit ausgesprochen, da man einsehen gelernt, 
dass jene ohne diese keinen Werth besitze. Wo Immunität allein 
oder Vogteifreiheit allein verliehen wird, geben allgemeine Aus- 
drücke, wie iudex, iudiciuin, iusticia keinen Änhaltspunct uns für 
eine yon beiden zu entscheiden, um so weniger als Land- und Vogt- 
ding nicht blos von modernen Urkuudenforschern, sondern auch von 
mittelalterlichen Urkundenschreibern nicht immer scharf auseinander- 
gehalten wurden. Für die gericbtshoheitliche Stellung der Baben- 
berger ist diese Unterscheidung yon selbstyersländlicher Wichtig- 
keit. Bei der EntTogtung tritt der Herzog als Inhaber der Vogtei- 
gerichtsbarkeit, also eines PriTatrechts, bei der Exemtion als Inhaber 
der SifentUehen, der vom Reiche geliehenen Gerichtsbarkeit auf. 

Periode TOI 97«— ]»•. 

In der Zeit unmittelbar nach Wiederherstellung der Ostmark 
stand ein grosser Theil von Grund und Boden im Eigenthum .des 

Königs und war als solches frei von allen oiTentlichen Abgaben und 

Leistungen i). Durch Schenkung oder Belehnung ging das Königsgut 
allmählich, und zwar vermuthlich mit der ihm anhaftenden Icnmunität 
in die Hände der Kirche, des Markgrafen oder der Edlen des Lan- 
des über. 

Bairische wie fränkische Klöster hatten schon vor Rückerobe- 
rung des Landes Besitzungen innerhalb des späteren Markgebietes, 
an welchen sie nach Vertreibung der Ungern das frühere Eigen- 
thum und dio damit verbundenen Rechte geltend machten. Da die 
Kirchen sich ihre Vorrechte In der Regel auch für alle kanftigen 



«) Walto, TerftMvnftf escbieUe IV, t48 f. 
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Erwerbungen verleihen liessen, so mochten'^die Vorsteher derselben, 
mitunter wohl auf karolingisclie Privilegien zurückgehend, auch für 
neu erworbenes Gut dem Markgrafen gegenüber die Immunität 
beanspruchen. Ausserdem wurden Ton den Königen verliehene 
Immunitäten erweitert, neue verliehen. 

So stellt 985 Otto III. dem Bistbum Passau eine Urkunde aus, 
in welcher die Freien, welehe die Kirehe ans Mangel an Knechten 
als Colonen aufnimmt, von 4er Amtsgewalt des Harkgrafen befreit, 
die öffentlichen Abgaben derselben der Kirche geschenkt werden «)• 
Sie sollen weder Tom Harkgrafen noch sonst Ton einem Richter 
angehalten werden, Gewette zu lahlen — wie es aus Terschie- 
denen Gründen das deutsche GerieMsTerfahren erheischt — oder 
das Grafengericht ziT suchen, jene Ffille ausgenommen, in welchen 
die Hörigen der Kirche Ton Ungenossen geklagt, vor den öffenflichen 
Richter gestellt werden mflssen »). 

Bei den weitgehenden Immunitätsansprüchen, welche die 
Kirchen erhohen, konnten Conflicte mit den auf ihre Rechte eifer- 
süchtigen Markgrafen nicht ausbleiben. Nebst anderen Ansprüchen 
scheinen auch derartige Misshelligkeiten einem unechten Diplome zu 
Grunde zu liegen, welches in Her ersten Hälfte des 12. Jahrhun- 
derts in Passau fabricirt wurde ^). Demnach hätte zur Zeit Bischof 
Pilgrim's von Passau Herzog Heinrich von Baiern in der Ostmark 
einen Gerichtstag gehalten und sich von den Mftrkern eidlich bestä- 
tigen lassen, wie weit die Hörigen der BisthQmer und Abteien dem 



üt lihcri ciiiMsoiinqup rc/iiditionis sint, qui destinantur coloni . . . a nostroruin 
iniai«terialiuin deinceps siut districtione absoluti et quicquid noater publicus 
f i acus ab iUia exigere poterit . . . advocato eccieaiae . . . ezigeDdum . . . coadona» 
mm. M. B. XXVin*, £44, VMU. I , S. Et ehmkteriafrt Ate rdD amUieke Stdirag, welehe 
der Markgraf einnimmt, dass der König von einem „noster publicus fiscus" «pricht. 
Nec pro ulla alin occasione ant vrulium solvere aut ad comitatnm irc a inarcliione vel 
•Uqua iudiciariae poteatatis persona cogantur niai ea lege vel iure, quo ecclesia» 
ctiei MTvi ab «xtnMonim polittt reclamationibus pro satUfaeieoda iuliüa ad 
pbeitam Ire comp«llMtor. 
D Meillar U 4. Baiarieoa «trenona Baioariorum dux io marca Liutbaldl marchionia 
congregatia omnibus . . . puhliro placitn habito populiim terminalem . . . iurare 
fecit . . . quid episcopatuum aut ebbaüarum familiae deberent marcbioni . . . 
Ikmiliani aaneCi Stephan! ob oami iagpo rei dialrlelioiia BarohtoBia, hoo aal eollaetia 
donatiTla, operiba«, maoatooatida et eetaria aervitfia IHtaram ai abaotalan «Merabant. 
Mon. Boic. XXVI^^ 86. Über Zir««k nad Zeit derlilaebwr vergL Bfidiager Salerr. 
Geachichte I, 491, Eaeera IV. 
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Markjzrafpn pflichtii? .«seien. Da wird denn vor Allem erhärtet, dass 
die Hausgenossenschaft Passan's frei sei von aller Amtsgewalt des 
Markgrafen, frei von allen fitfentlichen Leistunjren und Abgahen. 
So wenig uns die Urkunde für das Ende des 10. .lalirhuDderts ah 
die aogebliche Datirungszeit massgebend sein kann, so wichtig 
ist sie uns fQr die muthmassliche Zeit der Fälschung, indem sie 
einen energischen Widerstand des Markgrafen gegen die Immuni- 
tttsgelQste jler Kirchen Oberhaupt, der passauischen Bischöfe ins- 
besondere zur Voraussetzung hat. Charakteristisch ist es» dass der 
Fftlseher sieh nicht aof eine kfinigliehe Verleihung, sondern auf das 
uralte Crtfwohnheitsrecht der Hark beroft. 

Eine Schenkungsurkunde Konrad's UL TOn 1142 gehört in die 
Reihe der seltenen Diplome, in welchen einem Weltlichen die 
Immunitftt ausdraeklieh bestfttigt wird «). Markgraf Theobald Iftsst 
dem König ein königliches Lehen in der Ostmark auf» das Gut 
Petronell, welches Hugo too Cbranichberg als Aflerlehen inne hatte. 
König Konrad III. gibt es dann diesem lu Eigen mit allen dazu 
gehörigen Nutzungen und Freiheiten, sammt Gerichtsbarkeit, Bann, 
Stock und Galgen. Das Königsgut war als solches immun und hatte 
diesen Charakter als Lehen beibehalten. Als Vermuthung spreche 
ich es aus , dass bei Ailodificirung des Lehens die aus der Immunität 
entspringenden Rechte ausdrücklich mit verliehen und bestätigt 
werden mussten. 

Um der inneren Verwandtschaft willen ziehe ich hier eine 
Kaiserurkunde heran, die nicht in die Ostmark gehijrt, sondern ein 
Kloster der nördlichen Steiermark betrifTl. Ein königlicher Capelian 
und Diakon der Kirche von Salzburg, Aribo hatte aus seinem £rb- 
gute das Nonnenkloster Goess gegrflndet, und bittet den König es zu 
eximiren. Zu dem Ende tradirt er ihm das Kloster, worauf der 
König es in seine Immunität aufnimmt *). Um das Kloster immun zu 



1) Rflgi« aatoritite in proprium tradidimiis . . . TilUm . . . cum omnibus utiiitatibus 
•iidem predium ix'rtinentibns, libertatibus, iudicio, vinrulo, pntihuln ;i mcilii) Danubii 
uque ad medietalein flumiois Lilabae. iosuper petiUone Henrici eiusdem terrae 
marebioni« annal« foraM ... in vilh . . . «Utainii«. Ludewig Bei. IV, 243. 
M. SO, 2. 

') Qaidan i«>»fwli wlwfa» diaeoDai, consanguineus noster atq«« csf cilaons, nomin« 

Aribo . . . monaaterium ... in nostram potestatera lihertandi ^atia tradidit et auM 
berednmque ■uorun proprietali aut poteatati deioeepa ia fiiturua aJMlienarit . . • 
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machen, Usat Aribo sein Eigenthum dem KAnige aaf; dareh die 

Tradition wird es König^gut und ah solches immun. Eine besondere 
Verleihung? der Immunität, die etwa jener Vergabung nachgefolgt 
wäre, wird im weiteren Contexte der Urkunde iiiL'ht erwähnt. 

Eine Urkunde Konrad's III. für Klostprneuhurg von 1147 
gewährt zwar nicht gerichtliche, sondern tisk»lische Immunität, legt 
aber den Schluss nahe, dasii bei gerichtlichen Exemtionen derselbe 
Vorgang beobachtet wurde. Der König bestätigt den Besitzstand 
des Klosters, möge er von königlichem oder markgrätlichem Gute 
herrfihren, schenkt demselben das sogenannte Marchfutter und die 
bis dahin auf den Stiftshörigen lastenden Öffentlichen Dienste, und 
• nimmt es schliesslich in seinen Schutz auf <). Klosterneuburg 
von Leopold III. gegründet, stand unter babenbergischer Erb- und 
PatronatiTOgtei. Das Marcbfutter ist eine der Mark eigenthftm- 
liehe Abgabe *), die sn Gunsten des Uarkgrafen erhoben wurde. 
Der Gedanke, das Kloster ron Rechten der Sffenfliehen Gewalt so be- 
freien, deren Ausflbung dem Markgrafen zustand, mag ron Heinrich II. 
(Jasomirgott) ausgegangen sein. Nichts desto weniger spricht 
nicht dieser, sondern der K5nig die ImmnnitBt aus, und swar ohne 
einer Torausgehenden Exemtion durch den Hersog-Markgrafen 
Rrwfthnung zu thun , wie dies in Urkunden der folgenden Periode 
geschiebt Ohne Zweifel geschah die Bxemtion auf Verlangen Hein- 
• rieb's II., der sieb damals am Hofe des Kaisers su Regensburg auf- 



annuentes moBasttrlin eon monachabus ... in nostrum immuoitatom m^/Uu». 
Froehlich, Diplom, sacra dm-atus Styriae. (Wien ITfJG) I, 10 Nr. G. 

1) (Juaecunque bona sive ad possessionem re»oi perlinentia aire a duce ac marcbiooe 
Ueinrico . . . tradita aont, quieta maaeut . . . Slaiuimni «tlMB at i««Uli« Ul« 
■arehia« q««e wlgo narehaiiitt« dieitar eC opera, qn* baetraM a eolrai* «dga- 
baotir dtiaceps ad usom ecclesiae ronferantur . . . pricfutam quoque ccciesiam 
. . . regine maiestatis defensioni olementer admittiimu. Fisohcrt Geach. r. Kloater> 
neuburg II, 144, 12. M 32, 13. . 

•) OlM« dBi«b dM Kiaug des W«iia« varteilcl su Mia. halte ich da» Hareli- I 
fetter mr eine dar Mark «igvatliSBUek« Abgab«. Di« Mirker, gogon «in R«It«r^ 1 
Volk, die Un^cro. in beständigem Kriege sind ^enöthigt, den Kriegsdienst e 
zu Ross zu Iristen (dtther auch die ungewöhnlich frühe Ausbildung des Mini- ; 
alerialwesens in der Oatmark). Die vom Heerbann i;erreiteu niussten das für die t 
Pfnrd« nSlbige Polter liefern. llarbAitt«r » Mihreofattsr. Marebnalt« Toa met, | 
«itt Hbm fBr Heu. Dlecelb« B«d«aiiwg lulbtm Marhreebt, Marbdieoat Aueh io dar I 
Mark Bmndenburg bat dieses Marhrecbt beatanden. 11 8S verleiht Otto ron Bran- ' 
denburg den Kanonikern zu Stendal ins marchie, quod coiDuuiii rocabolo marc- 
recht nuncupatur Itaumer Ilegeata bist. Brand. Nr. 1352. 
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hielt, wie er denn ancli in der ZeogeDreihe unserer Urkunde 
erscheint. 

Wenn dareh die angef&hrten Beispiele der Umstand hestitigt 
wird, dass der König ezimiren kann, so dringt sieh anderseits die 
Frage auf, ob nur der Kdnig dies Recht hesitxe. Die Frage w&re 
in Temeinen, wenn eine markgrftfliche Immunitfttsrerleihuog sich 
ftnde. 

1118 befreit Leopold IH. alle Besitsnngen des Stiftes Florian 
YOn den Erhebungen und Bezügen , die ihm daran in der Riedroark 
oder Gberhaupt in seinem Amtsbezirke nördlich der Donau zustehen i)* 
Vor Allem ist es sehr zweifelhaft» ob hier gerichtliche Rechte mit 
inbegriffen seien. Ausserdem deutet der Ausdruck mei iuris nur auf 
eine Veräusserung tu! persoiiam. 

1136 schenkt Leopold III. dem Kloster S. Niclas ein Gut; er 
hinwiederum empfängt von den Brüdern bibliotliecam in tribus volii- 
minibus et missale unter der Bedingung, dass er auf dem ßesitzthunie 
des Klosters keines seiner Rechte geltend mache ^). Bei der Grün- 
dung von S. Niclas wurde Markgraf Leopold II. ?om Stifter, dein 
Bischof Ton Passau filr alle in Österreich gelegenen Besitzungen des- 
selben zum Vogte bestellt. Wenn also der Ausdruck ab omni iure 
anch auf die Gerichtsbarkeit besogen wird, so kann doch die Exem- 
tion als Entrogtuag betrachtet werden. Übrigens weist der ganae 
Vorgang des Tauschgeschftftes, sumal die Gegenleistung des Klosters 
auf ein nnr persönliches Zugeslftndniss des Uarkgrafen hin. 

Dies die iwei einiigen FSlIe, die hier in^Betracht gezogen wer- 
den könnten. Ein gerichtliches Exemtionsreehl der Markgrafen erwei- 
sen sie nicht, doch mag man sie hnmerhin als schQcliteme Ansttxe 
cur Ausbildung dessdben gelten lassen. Abgesehen hicron hat der 
König — wenn anders diese urkundenitrme Periode um gestattet 
ein Resultat der Untersuchung hinzustellen — das ausschliessliche 
Exemtionsrecht; er verleiht die Immunität» ohne dass die Einwilligung 
des Markgrafen nötbig erscheint. 



ty Qualiter absolrerim .... predia a redibilione vel reditu mei iuris in riedmarcha vel 
in Omnibus loci» mei regiminis Irans Danubium positis. Urk. fi. d. L. ob der Enos Ii, 
149 Nr. 100. M. 14, 15. 

*) Aeetf iiM — m eonditfoa« ul . . . f wwi o MiHBdan ftninin in dadwa Inibw iraUi 
«■rdikmi» iari «iiblA««r«l. M. n. IT, SlO, Nr. 7. M. tl, 8$. 
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Fflr die Zeit toh Osterreiebs Erhebung mm Henoglhiimbis zoni 
GrlSseheti des babenbergiacben Hauses mehrt sich der vrtundliebe 
Stoff in einer Weise, dass er eine Gruppirung nach vestimmteit 
Gesicbtspuneten erbeisebt. Ich scheide Torersf jen^j'ftUe -iMis, in 
welchen Bisthflmer, reichsunmittelbar im spftteren Sinne /esWortes, 
auf berzogliclif'm Boden ImmuiiKftt erwarben. / 

tlG4 schreibt Bischof Albert yon Freising aus Österreich, 
wohin er eine Reise zum Herzog unternommen hatte, an sein Capitel, 
der Herzog habe auf seine Verwendung hin die freisingischen 
Besitzungen von der üffenliichen Gewalt gänzlich befreit, also dass 
auf denseihon für sein und des Herzogs Lebzeiten keiner der herzog-, 
liehen Richter oder Amtleute etwas zu schliffen habe. Die Leute des 
Bisthums hätten hiefür einen mässigen Jahreszins zu entrichten. Dies 
schreiben wir euch, schliesst der Brief, damit es unseren Nachfolgern 
zum Beispiel diene, auf dass auch sie nieht versSumen dieselbe Yer- 
gflnstigung su erlangen 

Der letzte Zusatz beweist , dass die Immunitit nur auf Lebens- 
seit yeriiehen wurde. Eine fintrogtung kann hier nicht Torliegea, da 
die Yogtei Ober Freising den steierisehen Ottokaren bis lum Aus- 
sterben dieses Geschlechtes zustand. Vennoehte der Herzog die Immn- 



t) Petitionen mens omnes exandirit, ita ol «eclMiM ■Mira« bona a eotlMiaaa «lactioae 
aic penitus iibera dimitteret, iit nullus iudicuni seu officialium anorum in eia quic- 
quam tractare habeat. I^'os vero parvum ei de predictis bonta noatria obtuliinua 
eeaauB, fvan annaaliB 4« komlnibu »Mtria «t Bihil «BpliM aedpImSaB iapa* 
travimu . . . ^ ffUMrll, vt toto iMipore vitae ane al ■«•(»• Se Mieftat <l 
officialiboa auia nibil ampliua bonia et bominibas noatria timere debeamua. Haec 
ideo Tobis seripsimus, ut in exemplum successoribua noatria relinqnantur, ot et 
ipai eaudem gratiain impetrare non negligant. Meiebeibeek biet. fria. I, I, 372, 
■du. 40, 64. 

ZakB (4to MiagiNhn 8mI>, Coptd- nod DfterMdter Sat Arahhr XlVtl, 

p. 232) bring^t die Reiae dea Bischofs damit in Zaaammenhang, dasa der Herzo|^ 
— wahracbeinlich in Folgte dea 1156 erlangten pririlagiuni minua und des darin 
, enthaltenen Vorrecbtea beaügiich der Gerichtsbarkeit — die biacböflicben Güter 
Mf biaher «o^evolute Weia« IMaatoto. I>aa SchKOMn S«a Blaahoii la«l«l alekt 
dnnuMb, »Is hätte der Benog die ßericbtabarkeit über die Frelaing'aeliea Güter 
widerrprlitlic h »n sich gesogen. Die BcfrOfung- wird nicht als Restitution, sondern als 
Gnade bezeiehuet, und es dürften die Falle aelteu aeiu^ in denen die Kireben dea 
Hiltelall«rt «Iwaa .graUa* nannten, waa aie nla Reckt beaMprnehlee« 
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nitSt nur auf LebensteH lu «riheileti, so wird 1 189 das BIsthunn dnreh 
Verinittlnng des Kaisers auf die Dnuer eximirt <). Der Vorgang ist ein 
streng lehenrechtliclier. Herzog Leopold V. und dessen Sohn Friedrich 
lassen dem Kaiser die Rechte auf, die sie über die hischödich frei- 
singischen Frohngüter vormals vom Reiche in Besitz hntten, dämlich 
Marchfutter, Landgericht und Rurgwork 2), Rechte, deren Ausübung 
nur ihnen zustand. Auf der Herzoge und Bischof Otto's Bitten über- 
trägt der Kaiser die ihm aufgelassene Gerechtsame kraft königlicher 
Verleihung der Kirche von Freising. 

Die ganxe Handlung zerfällt in zwei scharf zu scheidende Acte. 
Die Entäusserung der öffentlichen Gewalt geschieht von Seiten des 
Herzogs, die ObertragUDg derselben von Seiten des Kaisers König 
uod Henog wirken lusammen, nicht mehr der König allein , wie in 
den Exemtionen dermarkgrfifliehen Periode, nicht der Herxog allein, 
wie dies bei Exemtionen reichsmittelbarer Kirchen aas der Zeit 
des Heriogtboms der Fall ist. 

. Ein ganz Shalieber Vorgang tritt au Tage, als es aich am Au8> 
gleich eines Streites handelt, der awischen dem Bischof von Passao 
und Leopold VI. obseh webte, onter Anderem wefse» des Landgerichtes 
nnd Marchfutters, die der Herzog auf einigen passanischen Gütern 
beanspruchte. König Friedrich II. bringt 121 i( zu Augsburg einen 
Vergleich zu Stande; der Herzog entsagt auf seine Bitte hin dem 
Streitgegenstande und tässt die streitigen Rechte in die Hände 
Friedrich's auf, insbesondere March futter und Landgericht» und 
zuerkennt der Kirche von Paj^sau für sich und seine Nachfolger, „was 
hierin oder sonst wie sein Vater derselben auf ihren Gütern von 
seinen Rechten zugetbeiit hahe<^. Der Kaiser überträgt dann Land- 



i) . . . «MB IjmpoM« «t HHm F . . omatm ndMUti »Mtea» ratif MMMt iiNti- 

tiam, quam per domioieali« fritingeiui« epiteopi qa^odam ab te|Mrio possede- 
ruot in Austria i. e. rnnrhreclit et lanfgericlife et burwercli, qnae sp^cialiter ad 
IWIU eorum respicieltant lam in officio Enzinstorf — von den hierauf genannten 
vi«r Besitzungen werden drei in der Urkunde Ton 1164 ab sinspflichtig aogefSlirl. 
— If w prtdictm iwtietm Bobia mtiiptttaB «eelMlM . . . doftnlion« r«gaU tn> 
dUinu M. B. XXZP. 43«. M. S6. 48. 

>} „Biirwerch" — hurgwtrk, vergl. die Urkunde M. 46. 63. Es bildet mit marchfutler 
(respective Heerbann, den dieses rertrftt) and Laadgeriditsfolg« die Triu d«r öffeot- 
lichen Leiatung<>n in der Mnrk. 

3) Vcrgl. ifoVjneyer Ssp. II, 2 Sutten d«* LelMT. 4t7, 1. 
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gericht und Marchfiitter mit Zusfimmiing und freiem Willen des 
Herzogs dem Bischöfe und seiner Kirche zu beständigem Besitze 

Leopold V. mag Passaii nur temporäre Immunität erth<?ilt haben, 
wie dies Heinrich II. für Freising gethan. Sein Nachfolger glaubte an 
diese Exemtion nicht gebunden zu sein, daher derConflict Charakteri- 
stisch ist in dieser Urkunde die Hervorhebung des consensus und der 
bona voluntas in Bezug auf die Übertragung der Gerichtsbarkeit, auf 
die doch der Herzog bereits verzichtet hatte ; sie erinnert lebhaft an den 
eoDsensus und die permissio des Midos. Die Mitwirkung des Henogs 
tritt hier, wo es sich um streitige Rechte bandelt, wo mdglich noch 
schSrfer herror als in der Freisinger Urkunde; namentlieh ist 
in dieser Richtung zu betonen, dass Leopold VI. noch m der 
königlichen Gerichtsleihe die Rechte suerkennt, die sein Vater dem 
Bisthum verliehen *). 

Fassen wir beide Fftlle susammen. In beiden handelt es sich 
nicht nur um Befreiung too d«>r öffentlichen Gewalt, sondern auch 
um TollstSndige Übertragung derselben su eigenem Rechte. Die 
herzogliehe Gerichtsbarkeit ist vom Reiche lehenruhrig. Die Exem- 
tion des Herzogs, oder vielmehrjede damit zusammenhängende Über- 
tragung von öffentlicher Gerichtsbarkeit mochte daher als Aflerleihe > 
erscheinen. Jedenfallshat sie ein Verliältniss unmittelbarer Unterord- 
nung des Eximirten unter den Eximirenden zur Folge, wie denn 
z. B. die österreichischen vom Herzog eximirten Klöster laodsässig 
bleiben. 

Nun stehen aber die Pfaffenfiirsten im Meerschilde um eine 
Stufe höher als die Laienfürsten. Diese können von jenen, tiicht jene 
von diesen Lehen nehmen. Die Exemtion des Herzogs ist daher den 
Bischöfen gegenOber nur eine provisorische und gibt dem eximirten 



ijiain dicUs principibus in ci%'i(ate Augusta . . . consUtutis «micabiieai ioter eos 
fBainm conaptMitionen ita, qao4 ad petitionem ■oatram . . . in Mnil Bll «i 
■am« Bostraa rannaeiaTH ohbI iiri, qaed habvtt qmod habara TMabatw ia 

* ... patronatu ... in advocatia . . . Specialiter etiaro renunciavit fodro et laotgerichta 
quod habuit in . . . predio Swabdorf ... et quicquid in hia rel in rIüs pater 
suM de iure suo Palavieosi eccleeiae contulerat, ipse qaoque pro ae el pro oni- 
Tcraia «da «vMtaaaiibn «iia» rccogaovft. Noa aialani ... et laalfariehte et 
BMrebIMar aicvl prcdidmi aat al ai ^ aant alia im« qma In aaiiai« pradielia 
ad aoatnmi partiaant donationaai, da conaanao et bona vo Inn täte du eia 
eoncessitnus epitcopo et ecclesiae suae . . . M. B. ^□UL*, 26. M. 11$, 122. 

*) pater . . . »de iure suo" . . .*■ contulerat. 
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Bisdiam keine Oewelure. Um eine solche sa begrflnden , moas die 
Cbertragung der Gerichtebnrkeit den Umweg durch die Hand des 
Königs nehmen. 

Ich gehe zu den Exemtionen für KIßster über und scheide diese 
in Klöster inner und ausserhalb der babenbergischen Lande. Was 
die erste Gruppe betrifft, so wurde bereits oben hervorgehoben, 
das8 die eigenthömhche Gerichtsverfassung der Miirk eine Trennung 
der Exemtionen auf märkischer und nicht märkischer Erde erspriess- 
iich scheinen lasse. Von den ersteron sollen zuerst die der Ostmarl^» 
dann die der Steiermark abgehandelt werden. 

Zweit I erhält 1168 durch Schenkung eines herzoglichen Mini- 
sterialen ein Gut, welches der Herzog von jeder Abgabe und recht- 
lichen Belastung befreit *). Wenn in dem ,,debitum iuris** die Ge- 
richtsbarkeit inbegriffen ist, so liegt eine Eiemtion vom Landgerichte 
Tor, da Zwettl als Cistereieoserstlft Ton TogteiUcher Gerichtsbarkeit 
frei war. 

Um bei Zwetd lu bleiben, fDbre ich hier mit Unterbrechung 
der chronologischen Ordnong eine Urkunde Ton 1242 an, in wel- 
cher Heraog Friedrich D, dem Stifte all* sein Anrecht in Bezog auf 
Taidinge und Haberlieferongen j,in villa Zwettlern" aberträgt >). 

1179 verleiht Leopold Y. dem Stifte Klqsterneuburg, die 
ihm (dem Herzoge) sijstehende Itffentliche Gerichtsbarkeit in drei 
Dörfern, nachdem er bereits frflher dem Stifte gestattet hatte, die- 
selbe Jahr für Jahr um sechs Talente abzulösen »). Bleibt es hier 
zweifelhaft ob nicht etwa nur eine temporäre Exemtioti vorliege, so 
ergibt eine Url^uude Leopold's V. von 1181 für das Scbotten- 



>) B. 4. 6^ niit 4* frimb «t aieell«atiorib«t aiaiilMMiliu Hcarief daeb . . . SoMvit 
•edwiae . . . predium Zigenstotf. Faste Wt avtoa hMC donatio aueosu et conces- 
sione ducis Heinrivi, qui eandem possessionem ab omni exactione <ic dohito iuris 
•baolrit et solit usibna fretram . . . liberam «mo iostituiL Link, «Duales Zwett- 
ItBMt L 1«T. 11.47, TO. 

S) OaiM Im nMlmni, qaoS habiibN« anl viddiaomr htbwe aiv« ia pladlls aive iu 
peraolutione aveoae aal qaocumque nomine cenaeaatar, in viUa quadam , qaaa 
Tocatar Zwetlern ... in recompensatiooem datnnonim. quae Ulricus de Chiingesp. 
Boaaaterio intaiit, contuLimus pleno inre ita ridelic«t, quod nullus officialium 
aal ladiaan BMlron» ia prabte rilla oaalioaaa sato.* (sie). Dia ürliaada lat 
aar DBToUtUndiv atigadradit M LIak, aaa. Zwatti. I S17. M, 176, 07. 
iadulsit eccieaiae omnem sui iuris insticiam, »eculare ridelicet et forensc (?) iudi- 
ciiim in tribus riliis . . . quod et prius . . . «infrulis annis sex talentis radimea- 
dam prestiterat. Fischer, Gesch. Kl. N. Saalb. il. 73, 126. M. 58, 12. 



Digitized by Google 



s 



Dm feriehUieht BiMilioMr«cht im Babtoberger. 35 

kloster ia Wien ein bettimmteres Rosiütet JOer Heriog befreit 
es fiBr besUodig tob Landtaiding nnd Harehfatler und Terbietet 
seinen Riehtern und Amtlenten die AusObung der dem Kloster Qber- 
laasenen bersogUeben Reebte <)• 

1187 befreit Leopold V. die Ortscbaft Minebendorf, welcbe die 
Brftder Ton b eiligen Krens aus einem Heierbofe in ein Dorf un- 
gewandelt batten, Ton aller Geriebtsbarkeit und allen Abgaben an 
Riebter und V»gte *)• 

1195 eximirt Herxog Friedrich I. die diesseits der Donau ge- 
legenen Güter Gött Weihs, wie es scheint von der ölTentlichen 
und vop^teilichen Gerichtsbarkeit zugleich «). Wie sich übrigens aus 
. einer Exemtion Herzog Friedrich's II. ergibt, hatte Göttweih über die 
Befreiung vom Landj^erielite eine besondere Urkunde von Friedrich I. 
erhalten. Herzog Friedrich IL bezeugt nämlich 1232, dass er dieRente 
von 40 Talenten, welche das Stift dem Landrichter von Tuln für die 
Befreiung von seiner Gerichtsbarkeit einem Privilegium Friedrich's I. 
gemäss zu entrichten hat, in eine Abgabe von 100 Schetfeln Haber 
umgeändert babe Die Umwandlung der Rente Iftsst darauf 



*) cum eniin varias et diverans iuslitias in terra nostra iure requJrere del»eamu8, not 
Umeo redditus iputus «cclesiae ab omni iure nostro tam a placito provtnciaU, quod 
Tvlgo lndtaidin«h dicitur, quam « pabulo ... penitus ezcepimus et Ubero« 
6M* in pcrpeianm ttatotuMa. N« qai« antem 4b eetoro l«l«z shr* pnieco 
•■^Mt occasione nnstrae repetendae iuttiliae, quam prorsus eia remisimus, nliquid 
exigere, districte prohibemus. Fontes rer. Au.it. II, 18. p. 10. M. 59, i5>J>er Imma- 
nitätibrief für das Scbotleiiklotter von 1158 ist unecht. 

S) SlatuiMiM ttt nilli «ze«piia frulriba» UcMt ... im tibi Mfdirin uniim, nIi* 
tioace, qnu iudleee «1 advoctU «rigut, «ipalMr» ir«l aUqaM omilM «meliMM 
exlorquere. Fontes M, 11, p. IC, M. 6*, 34. Vergleiche unten die Exemtionsfomel 
für Lilienfeld ron TiOD, Seite 30, Note 1. Nach Ssp. III. 79. §. 1 darf bei Anlegung 
einea Dorfes der tirundherr den Banero keio Recht geben, wodurch er .des landes- 
riebtere ein rächt kreakaM odar ata gawatta miasarn'' wflNa. Dahar iia Bsamtton. 

S) b pasaaa«ioBJb«a , . . fai aa parla Daaabli, qaa ■Hmaalarinn ipnm «itan aat at ia 
(irie nullns unquam hominum sub Domioa adroeati tat iudex rel praeco de nostra 
permisaiuue vel alicuius oATicii vel iudieii occassione . . . fratribus iniuriam inferat 
. . . ea conditione, ut pro iustitia nostra de eisdem possessionibus ipsi fratres CO 
Bodlos araaaa aanaatfa nobia paraalvant. Fontaa II, 8. p. S79, M. 77» 1. 

4) Item 40 taleat«, qaae Tulgo diovatar laatpfamiaga, aapar quibna aalvandla iadial 
nostro de Tulna, ne aliquam iurisdictionem in homines eeelesiae habere!, privila- 
gium acceperat a f. m. patruo nostro Friderico ... in C modios arenae ... ad 
inafaaelam precum abbatls . . . fecimus commutari ita duiutaxat, ut n nliua iudicum 
■ostroram nae eilra aaa nllra Daaabian aliqoaai babaat iariadictiaaaan ia bonia 
illia, ia qaibaa aolvilar haae avaaa . . . Fantoa II, S. p. 991f H. 110, IM. 
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sebliessen, dass es sieh nicht darom gehtndelt habe ein dem Lend- 
riehter Ton Tuln aelbsfstftndig xiuteheBde> Recht absuldsen, aondern 
dui ihm für einen Theil der EinkOnfte, die er als Beamter vom 
Henog besog, jene 40 Talenten lugewiesen wurden» um die das 
Kloster die Gerichtübarkeit Tom Hersoge erkanft hatte. In der 
Exemtionsformel der Urkunde von 1232 wird nicht blos der Land- 
richter Ton Toln erwibnt; die ImmonitSt wird ani>gt: sprechen fdr alle 
GDter des Klosters auf beiden Sfiten der Donau« auf welchen die 
Abgabe ron Haber (dem Herzoge) entrichtet wird. Naeb alledem 
I8sst sieh diese Urkunde mit der oben angedeuteten Stellung der 
mfirkischen Landrichter in Einiilang bringen. 

In der Stiftungsurkuride fifir L i I i e n fe I d von 1209 verbietet . 
Leopold seinen Nachfolgern und Unterthanpn, sich auf dem Klostergute 
irgend welche Gerichtsbarkeit aniuniassen oder nach Brauch der 
Richter und Vögte Abgaben zu erheben <). Dass es sich hiebei nicht 
blos um Yogteiliche, sondern auch um landgerichtliche Immunitat 
handelte, ergibt sich aus der Urkunde Kaiser Friedrich's IL, durch 
welchen Leopold seine Exemtion bestätigen lässt. Friedrieh II. nimmt 
das Kloster in seinen Schutz und bestätigt dessen Besitzstand. Rechte» 
die etwa der königlichen Gewalt zusländen, die aber kraft seiner und 
des Reiches besonderer Verleihung der Uersog ione hat, Landgericht» 
Wandel, Bussen, Marchfutter u. s. w. Qberträgt er, wie sie bereits 
dieser selbst angemessener Weise ahertragen, mit königlieher Macht» 
▼ollkommenheit dureh seine Bestfttigung dem Kloster „auf dass aucb 
er des Gebetes der firflder theilhaftig werde* Der bei dieser * 
Bestfttigung beobacbtete Vorgang ist wesentlich yerschieden Ton 
dem bei den Exemtionen FVeisinga und Passaus. Dort Iftsst der Henog 



i) Decernimut at nulll Mccessorum nostrorum vel sul*iIItoruai UcMl pvfMtsionibiu 
eanctis eonim, quas et babent et h:<bituri smit. iuiisdictionem uaurpare vel solu- 
Uone«, quaa iudicaa et advocati eziguot eipelere. UauUialer Fasli Campil. I, U» 597. 
M. 101, 75. 

•) Im Bottn* ctlaltadhiit proteetioMn nOfhmu «t . . . aaeloritato regit eonlInMBin. 

Vohnnus ttiain ob amorem coiMNlgoiaei Moatri, quod al quae annt, quae forte 
ad aostram apectant iiirisdiotionem, quae tarnen praefatas princeps donatiuae iioatra 
et inperii tenuit ac tenet apeciali, Tidelicet iudicium, quod dicilur Uatgeribt«, et 
eonpoaiüoaee el bemii et aerebflitter el fodiees . . . at et eei entliosen frelniB 
. . . «Me pertlelpee aeretmar, aicat iftm ee predieCae «oaai ralioaaUliter eontolit 
alque pie, ita et nos eidcm domui ea per raUbabitionem regia anctoritate conferimua 
et BTiola^iliter coofirmamut. KircUtolie Topographie reu Oett. VI. Z7Q M. 121, 147. 
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seine Rechte dem Kaiser auf, und dieser überträgt sie der Kirche; 
hier ging die Exemtion von Seite des ller/.ogs voraus als eine in sich 
abgeschlossene Handlung, su weleluM', wie der Kaiser ausdrücklich 
hervorhebt, der Herzog berechtigt war. Der Kaiser heschrftnkt 
seine Mitwirkung auf die nachträgliebe Bestätigung der vollzogenen 
Exemtion «eonfert per ratibabitionero" und anerkennt hiemit das ber- 
Kkgliehe Exemtionsrecbt In einer Urkunde Henog Friedrieb s II. ? on 
1232, worin dieser dem Stifte LUienfeld die Verleihungen seines 
Vaters bestfttigt» wird die kaiserliehe «Sanotion'' mit der päpstlichen 
susammengestellt, welehe ebenso wenig* wie Jene unbedingt noth- 
wendig war <)• 

Waldhansen, im Machlande, einem Theile der Riedmark 
gelegen, erhftlt 1240 Ton Hersog Friedrieh II. ein Prifileg, worin 
dieser seinen Richtern und Amtleuten die AnsObung der Gerichts- 
barkeit und Erhebung von Abgaben auf den Klostergfltern untersagt. 

Da der Herzogin derselben Urkunde „eos, qui pro tempore in nume- 
ralis locis iudices fiierint aut praefecli'* als „defensores** der eximir- 
ten Güter bestellt, so kann es sich nur um Befreiung von der 
öffentlichen nicht aber von der Yogteigerichtsbarkeit gehandelt 
haben 

Seitenstetten, 1237 von Kaiser Friedrich H. in Schutz 
genommen, wii'd bald darauf (1240) durch Herzog Friedrich 11. von 

1} Quaecunque ergo pater noster reÜgiosa liberalitate iam dicto coiituiit mona- 
■terio tl apoitofiet prtgmaticaqtie MMtioM Mlenpotter mrI eooniiiail« . . . 
HaBtbaltr FaMi Cmp. I. II, 784 Hdllmr 148, 2. 

Dia (TrimMto Laopold's VI für 4aa haiJigaa GeUtapitd tu Wiaa abergeh« ich 

als unecht. Leopold urkutxtet nach (l>'rsell)(>n 1211, 26. V. (Meiller 106, 92. 
Hormayr Wien II, 4, p. 52, Nr. als «lux Austrie et Slyrie et dominus Carniolie. 

eia Titai, welchen erat Friedrich II. 1232 (vergi. MeiUer Note 432) als der erste 
mter «tan Bahanbprrcra führte. Daaa todaaw8r4iga Varbrachaa Biltan aaf dar 
Wleabrileita oder im Wieuflusse vom judex laieua der Brttder den Stadtrichter 
von Wien zu stelliri seien, mnhtit an die yng-sllich genauen Bestimmnngreii dieser Art 
in denapätereu Weistbümeru. Völlig vereiaselt stünde in dieser Zeit die Bestimmung, 
dasa die Otter toaeii, dar M» Greua der Preiuug überaehr^tatt . omai actione 
raaiota ^en Henog iarladictionaliter verftllea aeiea. Biaa BeatlUgong der PriTi* 
leg;ien des Spitiiles durch Otiokar von 1274 niaiiBt auf dieae nachte keinen Betug. 
ilanc lihertatein (iudulsimus) , ut nullus umquam iudicum aut prefectorum 
nostrorum iu Machlanl et in civilata uostra l»aa aliquam sibi iurisdictionem aut 
proraatoiiB raeepUoiia« «■tfian€Mi4|M «nctloaaM in pradiia eeelaaia« . . . dabaat 
Tindiaara. Scd eoa, q>i pro taaporo in nemoratla loaia indlcaa fna» 
rint aut prefecti, posseiaionibna denoaiinatia conatitnimna dafenaoro*. Knra Bei- 
träge IV, 4S8, M. 160, 88. 



Digitized by Google 



38 



B r ■ a ■ • r 



der Amtsgewalt seiner Richter und Amtleute befreit <)• Ezem- 
tionsformel ist mit jener der obigen Urkunde Terweodt Da xmn 
Sebluaae des Privilegiums die Entfogtung ausgesproeben wird, se 
muss die ibr Terausgebende Exemtien sieh auf die Sffentliebe 
Geriehtabarkeit beliehen* 

Der Canonie Ton St. Pölten stellt Heneg Friedrieh U. 1243 
eine Urkunde aus, in derer seinem Richter lu Tuln die AusQhung 
jeder Gerichtsbarkeit Ober die Leute derselben untersagt «). 

Wenn sich flir die Klöster der alten Hark Terhiltnissmfissig 
wenige umfangreiche ImmunitStsprivilegien finden» so iSsst diess nicht 
sowohl auf ein seltenes Vorkommen der Immunität, sondern viel- 
mehr darauf schliessen, dass sie sich bei den mit hahonbergisehen 
(jütern fundiei ten Stiftun^MMi bis zu einem gewissen Grade von selbst 
verstand und dass nur Conflicte.Missbi äiiche oder besondere Obsorge 
zur urkundlihen Bekräftigung und zur Krweiterung der^ielben g:efnhrt 
haben mögen. Im Allgemeinen können wir für die herzoglichen 
Patronatskiöster dasselbe aln Regel hinstellen, was Leopold II. in 
einer undatirten Urkunde für Hainburg bezüglich der herzoglichen 
Patronatspfarren ausspricht. Die Veranlassung war folgende. Der 
Capellen von Hainburg beklagte sich über Eingriffe der herzoglichen 
Richter „contra libertatem, quam antecessores nostri (lieopoldi VI.) 
ecciesiis suis ab antiquo concesserant**. Der Herzog lässt sich über 
diese Rechtsfrage von Freien und Ministerialen ein Weiathum erthei- 
len, hestfitigt auf Grund desselhen die Freiheiten, welche seine Patro« 
natspfirren (ecciesiae specialiter ad nos pertinentes) nach allge- 
meinen Recbtsgrundsfttzen oder durch hesondere Verleihung besis- 
sen, und erlftsst an seine Richter und Amtleute das entsprechende 
Verbot »)• 

t) Hue iidalaiflMU lib«rla(«iii, at Kolh» indicani «m ofl«biUiuM pni«r«ctonm 
aottrorum aliquain sibi iurisdictionem in hoBtetlnis ac possessiunibus eiusdem 
(monuterU) pretextu officii aut occasione prefeetiirae sibi debeat vindicare Tel 
audeat luarpare. — £z abuadantia quoque gratiae nostrae Tolumiu . . . ut nalla 
um«m Twntlo SIcU moiunlerii honialboa teferator tat tmitü» «Irocttüi« noniM 
nqrintar. Homtyr, ArcUv t IStS SOS M. ISl, BS. 

*) T«li mbfMl&PB dignati nimus remedio, ut . . . index noater ia Tutna, qnieunqae 
pro tempore fberit conatitutus, nullain in homine« ipsorum iurisdictioaMi habcat. 
Müller a Prankbaimb Hist. Canon. S. Hippol. 103. MeiUer 176, 125. 

S) Nm tom • llbmii fWUB • mintslerbilibw aottrto veiritelm tttpcr bo« dilif tatiaa 
Ia<iairnit«a laTnimas II« mm aicnt eoram aoblt (Mpaltaaua) propoMdL Cam 
iatarcft . . . iara ecelMiarun oomerrara» ttlia praaeipaa omaf aiaa ia laa laaaaiar 
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Wie die k&nigliche Immnnität auf die Abgabenfreiheit des 
königlichen Gates, dQrfte sich vielleicht die landesherrliehe Immuni- 
tst zum Theile auf die Bigensebaft des landesherrliehen Gutes 

gründen. Doch ist nicht zu verkennen, dass der Umfang derselben 

ein schwankender sein musste, da dem Herzog von vorneherein kein 
selbstständigts Ht cht auf die Gerichtsgefälle, sondern höchstens ein 
ge wohnheitsrechllicher Anspruch seiner Amtleute auf einzelne Bezüge 
gegenüberstand. 

Wir gelangen zu den Exemtionen auf dem Gebiete der Steier- 
mark. Da auch hier die Markverfassung durchgeführt war, haben 
wir uns die Gerichtsverfassung als dieselbe zu denken, wie in der 
Ostmark. 

Herzog Friedrich I. bestätigt 1197 O) Kloster Mariazell 
dashergebrachteRecht, dass es gegen eine jährliche Ablösungssumme 
Von 12 Schillingen von der landesherrlichen Gerichtsbarkeit be- 
freit sei <); 

In einer Urkunde von 1202 f&r die Probstei Seck au bestätigt 
Leopold VI. eine Schenkung Ottokar*s und verbietet den Richtern 
jede Gerichtsbarkeit Ober die auf den geschenkten Gütern sesshaften ' 
Leute *). 

Im selben Jahre fiberträgt Herzog Leopold VI. der Abtei 
S. Lambrecht sämmtliehe Rechte, die ihm auf den GOtem derselben 

zustehen, welche sie von Herrand de Wiidonia, einem Ministeria- 
len des Herzogs, erhalten, nämlich Landgericht, Marchfutter und 
Vogtrecht s). 

■letMimtUia, quarnn donatio ad aoa dino sc it ur portinore. Uado 

nos omnein libertntein , quam de cominuni iure seu indiilgfcntia special! apud prede^ 
cessores nostros vel per eos bactenus hubuisse uoscunlur, presenti pagiua coofir- 
nantea alatnhaw, mt wMa» ivdiean aat amnuuionmii noatromm aae nUva oanitto 
laicma ia pnHU Tal bominibaa aaa qaibnaeanqaa boaia aaelaaiaa 8. Mariaa da 

Haimb. et aliarum ecciesiarum specialiter ad nos pertinen ti um senritia 
Ulla exlg^ere vel exactiones aliquas presanat da cataro exarcara. Archir f. K. öat. 
G. Qu. VI, 312, Nr. 12. 

Ut pro obbI iaalitia prfaalpia larraa raaipiantar aaaaatiia a monaaltrio dnodaaiia 
aolidi axaapto raptu, quem iudax prineipis eorrigat. HaUiar 70, lt. 
Donntionem daait Ot. (roiifirmnmns) iiniversis iudicibus dantes distriatioa in man- 
datis ut nullus eoruin aliquiim iurisdietionem seu auctoritatem faciendi iudicium 
da hominibus . . . (ibi) residenUbu« sibi debeaot uUerius vendicare; unvollständig' 
bai Ladawir ral. IV. 182. Ich baalitsta ala Tranaaanpt daa b. k. H. H. a. 8t. ArebiTa.' 
M. 87, 29. 

Omni» iura ad nos spectantia, quae vulgo laalgaribta» aarabdiaaaatt foitrab 
dieuntur, libere tradidimus. Meiller 89, 36. 
(Braooer.) ^ 



Digitized by Google 



40 



1227 sieht derselbe die Vegtei Alter die Karthense Gey roch 
an eich und rerbietet seinen und seiner Naclifolger Richtern und 
Amtleuten Ober die Leute derselben lu richten *). 

1233 nimmt Herzog Friedrich IL die Commende des deutschen 
Ordens su Grats in seinen Schuti, damit der Orden in Steiermark 
dieselben VergOnstigungcn geniesse» wie in allen übrigen Lftndern des 
Henogs und eiimiert sie TOn aller weltlichen Gerichtsbarkeit, allen 
Diensten, Abgaben und Lasten den Freiheiten dieses Ordens gemäss >). 
1239 bestätigt derselbe „omnes immunitates et libertates**, welche 
der Orden von seinem Vater erhalten, dehnt das 1233 verliehene 
Privileg in einzelnen Pnnkten auf alle Besitzungen des Ordens 
aus und bestimmt des näheren Inhalt und ümfang der ertheilten 
Immunität 

Die in den Marken vorgenommenen Exemtionen haben das ge- 
meinsame, dass ein Mandat an die Landrichter, das mitunter in der 
altenFormder königlichen Immunitatsbriefc „ut nullus iudex** erlassen 
wird, zur Exemtion genQgt, eine Thatsache, deren Eigenthümlich- 
keit durch den Gegensatz zu den Immunitätsverleihungen der nächst^ 
folgenden Gruppe schärfer herfortreten wird. 

Ehe ich auf die Exemtionen auf aussermürkischem Boden ein- 
gehe, ist die Frage Ober die sogenannte Abtretung Oberdsterreiehs. 
mit kursen Worten zu erörtern. Oa nach dem PriTÜegium majus die 
HHark ob der Enns* 1186 yon Baiern getrennt und mit Osterreich 
vereinigt worden sein soll, hat man sich in den Gedanken einer 
oberösterreichischen Hark so sehr hinein gelebt, dass man den Be- 
griff festhielt, auch nachdem dessen einsige StQtze, das Privilegium 
majus gefallen war. Es bedarf nur eines fluchtigen Blickes auf die 
vielgestaltigen Verhallnisse, die uns in dem Gebiete /.wischen Erms, 
Donau und dem Mattigguu im 12. und 13. Jahrhundert entgegentreten, 

i) AdTO««tiaiii loei cobia «t mcc«Moribiit Bottris ratiaeiniM . . . «t Ideo •latiumw 
fimiter •! nuiDdamas qnoä nullus index Tel oflcialis nmter rel aaceeBaonmi 

nnstrorntn habeat polestaUm iudicnndi colonns purum vel fa mll i^m nisi rcqiUlttlM 
ab eia .. . Froehlich Dipl. sacr. Styr. II, 137. M. 140, 220. 
*} Quod (Mcra donos lanctae Uariae Theulouicorum fa llierus.)... ubicuiicjue per lerraa 
Boatraa protaeUone aoatrt piodaat al fiirara, aiflülaai i^tur «^raUam ia terra 
Bostra Styriac amplinntes domua aiasdem oriliois sitaa in prorinci« memflrat» . . . 
siil) nostra profecfione recipimns speci« i oviii entes eos nb omni se<Mil,\ri imlicio, 
munere, scrvitiorum cxactione, unere secunduiu iadultam eis eiusdem urdtiiU liber- 
tatan. FiroaU. Dipl. U, 179. M. 182, 10. 
•) Horaiai? Wian II. Z. Urk. pg< 60. Nr. SSS. HeUl. ISO, 80. 
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um sich zu überzeugen, dass es niemals eine marchia supra Anasum 
gegeben, dass Oberösterreich zu jener Zeit überhaupt kein staats- 
rechtiich abgeschlossenes Territorium gewesen. Abgesehen davoa « 
dass man den BegrifT einer oberösterreichischen Marie fallen lassen 
niiiss» darf man auch nicht ?on einer „ Abtretung" Oberösterreichs 
sei es nur einer theilweisen sprechen , weil die Frage derart for- 
mulirt Ton Tomeherein su euer onrichligen Beantwortung f&hrt. 
Im Jahre 1156 war die. Landeshoheit durchaus noeh nicht so weit 
gediehen, dass man geradesu von der Ahtretung eines bestinimten 
Landstriches sprechen dürfte. Es konnte sich nur um Verleihung 
gewisser öffentlicher Rechte handeln, die dann schliesslich sur 
Erwerbung der Landeshoheit Ober das Gebiet f&hrteo, besiiglich des- 
sen sie Terliehen wordeo. Im rorüegenden Falle lautet die Frage also 
dahin, ob und inwiefern eine derartige Verleihung im Jahre 11S6 
in Bezug auf das Land westlich der Enns stattgefunden habe. 

Das Minus gibt hierüber keinen Aufschluss. Nach demselben 
resigniite Heinrich der Li)we dem Kaiser marchiam Austriae cum 
omni iure suo et cum oninibus benefieiis, qiiae quondam marehio Liu- 
poldus hiibebiit a dncaiu Bawariae. Da die Ostmark erwiesener- 
masscn nicht vom Herzog von Baiern lelmrührig war, die „beneficia** 
sich somit auf haierische Lf^lien aiis'^erhaib der Ostmark beziehen 
müssen, so könnte man annelimen, dass die Babenberger jenseits 
der Elms Grafschaften von den baierischen Herzogen zu Leiten 
halten, etwa wie die steierischen Ottokare die Graf>cliaft Ennsthal 
als salicburgiscIieSfUnddenTraongau vieUeicht als buierisches Lehen 
besassen. £« könnte diese Hypothese sich auch auf jene Stelle 
Otto*s Yon Freising stützen, in welcher er den Hergang bei Öster- 
reichs Erhebung zum Herzogthum erzählt. »Heihricus maior natu 
dueatum Bawariae per Septem Tezilla resignarit. Quibus minori tra« 
ditis ille duobus Tczillis marchiam orientalem cum cnmitatibus ad 
eam ex antiquo pertinentibus reddidil. Exinde de eadem marchia 
cum predictis comitatibus, quos tres dicunt, indicio pritieipiim duea- 
tum fecit". Die Stellen des Minus und des Otto von Frei<iing linssen 
sich sehr wobl in Einklüng bringen, wenn man sich die tres comi- 
tatus als die beneficia denkt, quae Leopoldus habebat a ducutu 
Bawariae. 

Allein wo wären diese drei Grafschaf en 7.n suchen? Wir wissen 
sie für die Zeit des Uerzogthums nirgends aufzutreiben, geschweige 

4» 
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denn für die Zeit der Harkgrafschaft, so welcher sie Ton Alten her 
gehört haben aollen. 

Bestimmtere Anhaltspunete gibt folgende Stelle bei Hermannus 
Altaheasis <) : j^imperator. . . marchionatom Aostriae a iarisdictione 
Bamiae eximendo et qaosdam ei comitatus de fiararia adiuDgendo 
coarertit in dacatum iadiciariani potestatem principi Aiutriae ab 
Anaso osque ad sylram prope Pataviam, quae dicitar Rotensala pro- 
tendendo". Damit stimmt in der Hauptsache Conrad de Wisenberg : 
„dilatisTidelicet temünis a flnroine Aneso usque ad flovium (sie), quae 
dicitur Rotensala, addito et comitatu Pogen Auch einige 

spätere Quellen») haben mit den hier angeführten Stellen die Angithe 
gemein, dass 1156 dus Rotensalet (zwischen Willibald und Peuer- 
bach) die Grenze Ö-nterreiehs gegen Buiern geworden sei, doch 
sehlägt bereits die AulTassung einer territorialen Abtretung durch, 
ein Gedanke, welchen Hermann v. Altaich noch vorsichtig ver- 
mieden hat. 

Die Ausdehnung der babenbergischen Gerichtsgewalt konnte 
in iweifaeher Weise stattgefunden haben; entweder wurde dem 
neuen Herzog die gräfliche Gerichtsbarkeit in den angrenzenden Graf- 
schaften verliehen oder es wurden die bereits (»esetstcn Grafschaften 
auter seine heriegliche Gewalt gestellt wie sie bisher unter jener 
des Baiern gestanden. Da es sich um eine Abtretung von Rechten 
Heiarich*s des Ldwen an den Babenberger handelte und Jener nicht 
abtreten konnte, was er selbst nicht besass, so ist nur das letztere 
ansunehmen. Hiemit Iflsst es sich sehr wohl vereinbaren, dass die 
Babenberger erst nach Beerbung der steierischen Ottokare und der 
Grafen von Rebgau» nach Ankauf der wQrsburgischen Besitaungen 
im Lande ob der Enns festen Fuss fassen. Denn die herzogliche 
I Gewalt an sich war zu jener Zeit, wenn sie sich niuht zugleich auf 
1 Grundbesitz, Vogteien und andere Momente der Landeshoheit stützte, 
1 eine mehr oder minder nominelle Gewalt und mochte es n»mentlich 
vor 1156 in dem hier in Frage kommen Gebiete gewesen sein, wel- 



<) Perto. M. G. ZVII. 38«. 

S) Pes MriptorM rar. Amt. I, p. 2M. 

s) Vergleiche Prilt, GMcliiclite dM Landes ob d«r Enm. Um 1840, 1. p. tSii 

Note 3, 4, S. 
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ches dnreh die inrnittneii Beiitttiiigeii PtMBiiB und Saliburgt Tom 
StammlaDde der baieriscben Hersoge getrenot war. 

Übrigens bat sieb de fiieto die hersogltebe Gewalt der Babea- 

berger jedenfalfs nicht elipp über das ganze Gebiet von der Eons 
bis zum Hotf'iisalet erstreckt, als his sio nach dem Tode des letzten 
Ottokar's mit der Steierm.'irk den Traiingaii erworben lütten. Denn 
bis zur Erliebuug Steiennarks zum Herzogthume scheint Heinrich 
der Löwe daselbst seine Herzogsgewalt geltend gemacht zu haben, 
wenigstens ist urkundlich festgestellt, dass t r 1176 zu Enns öffefit- 
lich Gerielit hielt. Nach jenem Ereignisse konnte von einer Abhän- 
gigkeit de j steierischen Herzogs eben so wenig Baiern als Österreich 
gegenOber die Rede sein <). 

Dagegen finden sich für das Gebiet oberhalb des Traungans 
allerdings schon ror dem Erlöschen des steierischen Hauses Spuren 
einer Geriehtsgewalt der Babenberger. So nimmt 1188 Leopold V. 
das Kloster Wilbering aaf Befebl nnd Verlangen Kaiser Friedrieb*s I. 
in seinen Scbuts «stataens nt nullns heminam . . . eorum videlicet, 
qoi infira terminos terrae nostrae eonstitnti sunt, fratres .... 
iniuriare presamaf. Wenn die termini terrae docis sieb nicbt Ober 
Wilbering binaus erstreckten, batte der Scbotibrief so gut wie keine 
prabttsebe Bedeutung. Eine solcbe ist aber gerade im Torliegenden 
Falle EU vermuthen, da der Sebutzbrief «ex mandato simol et 
petitione Prideriei imperatoris" »ad euriam imperatoris* ausgestellt 
wurde *}. ^ 



1) riier (ÜP Fi-a<;f der Ahtrelunp OhernültTi eirli» vergl. Kuber : die KnUteitungSXeit 

der ö&terreicliiiichi-ii FreilieiUliriefe. Sitz.-i^er. XXXIV. S. 20. 
*) Zum Jahre 1161 ertihlt eja Abt toi WiHMring di« Geeelilchle «ia«r Sebenhang* 

welch« die Streitfrage eateeheidea warde« bitlea nicht damals die Herzoge ron 

Baiern iiiul Östcrrcicli Heiist'll>pn Namon ppffilirt. ArDoldut de faiiiilia Alliprli df 
Berg« liall« dem Kloster ein (iut niif den Todesfall getcbeoiit, ohne die Einwilli- 
gung eeinea Herrn eingeiioit ku haben. „Decreto publieeraia ladlcioraai eoran duee 
et priacipibaa terra« baiaa abladicatam eet aobi» sepedictiuB allodiaia*. Seblloflelicb 
acheitict Adalbert von Rerg seil»»! dem Kloster das streilij^e Gut. In der Datiemog 
„Heinrico duee.« Slfllz spriohl lioi Aiifiihriinu dieser Stelle ohne weiters vom 
Hersog von Üalerreich. Vorlüufig halte ich diea nur für wahrscheinlich. Die 
Herren ww 9wg aaeaen in der niedaareh. Adalbert ton Berg flndet «leb 
hioig ala Zeug« in den Urkonden de« Babcnbergera unter anderen sweimal 
im Jahr« IISI. Meiiler 8. 43, N. Sl. S. 44, N. 84. 
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Auf welche Welte nun aocb die Ibabenbergiielie Gerichts- 

gewalt sich in diesen Gegenden begrQndet hat, so viel steht fest, 
dass die Markverfassung auf dieses Gebiet nicht ausgedehnt wurde 
und daher der Herzog als Gerichtsherr hier eine wesentlich andere 
Stellung einnahm, als in den Marken. 

1192 ertlieilt Leopold V., der im seihen Jahre die Erbschaft 
der Traungauer angetreten hatte, dem Kloster Garsten ein Privileg, 
dessen erster Theil die Vogteiveihältnisse rep^elt, während der 
andere die Immunität vom Landgerichte ausspricht i)- ^^ein Richter, 
lautet die Exemtionsformel, weder einer der unseren noch ein 
fremder masse sich irgend welche Gerichtsbarkeit über die Leute 
der Kirche an. 1209 verleiht Leopold VL demselben Kloster die 
Gerichtsbarkeit, die er auf den Gutern und über die Leute desselben 
besitst, indem er die Rechte des Abtes den herxoglichen Richtern 
gegenüber des nftheren bestimmt >). 

Eine Urkunde fUr Gleink Ton 1192 die iwar formell sehr rer- 
däehtig ist, aber, was den Inhalt der Immunität betriffi, wörtlich mit 
der fQr Garsten Ton 1192 stimmt, enthalt in der Exemtionsformel 
gleichfalls das eigenthflmltcbe Verbot gegenOber den eigenen und 
firemden Richtern*). Wenn der Hersog einem Richter etwas Tcrbietet, 
so muss dieser ihm als Gerichtsherrn unterstehen. Wenn er einem * 
fremden Richter etwas verbietet, so kann dies nor ^n solcher sein, den 



*) bsuper mIIm ivSlram Mealiriam tem nortri qnm alienl per tob» terra» nostra* 
•d MUdl plieilum erocent homines dicti monasterii , nec in prediis vel homteUNM 

eiiisdpm dehenl alü|uain iurisdictioncm habere. U. o. E. II, 434. M. ü9, 53. 
») M. 103. 83. Die Urliunde i»t on» nur in einer iückenbaflen Abschrift erhHlten. 
Im Urkundenbuche de* LeaSee •h der ItM enebto ich eie vergebene. Dae Regeet 
bw Heiller welel iaeofStra aaf eine BiffentblmUebkeit hin, als die riolentiae rap- 
tarna, detoraUonuin, oppressionum, quae rulgo Notounfl nppeihntiir, et reliquarum 
enormitatum . . . dem r.ericliie der Kirche überwiesen und dann die mit den 
Tode zu •irafeoden Verbrechen von der Competenz de«aelben «usgenomnen werden, . 
«ibread doeh jene FSIIe eonet reg elodeetf unter die todeiwflrdigen Verbrecbeu 
geaibU werden. Der Widerepmeh ISel eleh, wenn leb aanebme, dass in der 
Urkunde eine auch sonst Torkommeude Scheidung von venlilalio criminis, wcicl»« 
der Kirche zusteht, und eieciitio iudicii, welche der iudex ducis vollführt, beobachtet 
wird. Ob die Urkunde eine Exeaitiousformel enthalte, ist aus Meiller's Regeet nicht 
an a«tndMia. 

•) Unna» etiam indicnn eaenlerlnm ta« nrntri qneni elien! in prediis vel Iiomuiihus 
dieti monasterii debel «liqnain iurisdictionem habero. L' o. K. Ii, A38, M 71, 56. 
Vergl. Meiller Note 281 und Jodok Stül* über die üleinker Urkunden (Arehir. 
Bd. U, 167), der ihre materielle Echtheit sa retten sucht. 
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er nicht selbst eingesetzt hat. Welche Stellung im vorliegenden Falle 
die ^alieni iudices'' einnehmen, ersckliesst uns eine Urkunde Fried- 
rich's II. von 1233(?). NuUique iudicum seu nostrorum seu cuiuseun- 
que de nostris ministerialihns sive in districdi nohilis de Volcbiustorf 
aliquam potestatiTsni exacfionem seu iurisdictionem in ... . prediis 
. . . liceat exercere Das Verbot gebt also an die Ton Ministerialen 
des Herzogs im speeiellen Falle an die Ton'Ortolf Ton Yoikersdorf 
bestellten Richter. Das VerbSitniss, in welchem der letztere xam 
Herzog stand, wird durch die folgenden Urkunden klar gestellt 

Stift Florian besitzt 11 PriTilegien aus der Zeit Ton 1209 bis 
1243, welche die gerichtliche Immunität betreffen und unter einander 
im innigsten Zusammenhange stehen. Das erste von 1209 eximirt die 
Güter des Klosters am Windberg nördlich der Donau, bitte also 
eigentlich unter den Exemptionen auf märkischem Gebietis bebandelt 
werden sollen. Um des Znsammenhanges willen setze ich sie hieher. 
Die Privilegien, welche für das ganze Klostergut ausgestellt 
sind, scheiden sich in zwei Gruppen. Die eine lietrilTt sowohl die 
ImmuuiliU vom Lniidgcriclite, uU auch die Freiheit von der N'ogteige- 
richtsbarkcit; sie iiml'asst die privih-gia „circa exemplionem ecclesiae 
a foro seciilaris iudicii et circa iura advocatiae". Die Urknndcn dt-r 
anderen Gruppe enthalten ausschliesslich Bestimmungen iiher die 
Immunität vom Landgerichte, führen jedoch diese des weiteren aus. 

Den Anfang macht eitie Urkunde Kaiser Otto's IV. vom 21. Mai 
(1212?), welche die Ton Leopold VL vorgenommene Exemtion uod 



t) Ein nnderes ist es, wenn der Herrog heiiehU oder verbietet ^universis iudicihiis" 
.oinuil.us iudicibus in nosti urum diicaliium districtu residenlibus'* „tub priuripatu 
BOttro eootUtiiUa.*' BerebloM folgert 8. ISS dein leltlareo AutSrnek Ib ürk. 
M. S7, SO ein EingreifeB des Hertog« in die JurisdfcUoBt-BcftigBiMe der vob 
den ndeligen Geriibtslierren einfjesetzton Uioblpr; denn wenn der Uerzop nUen 
Hiehtern Terbiele, so verbiete er «uch den nicht von ilim besteUteu. Daaaelb« 
hSUe Bercbtolil ans der stereotypen Fornel „«t a«R«e ittdes* «bieltM kSBaeal 
ÜbriKMi bftBdelt M. 87, 30 (für SeckaB 1201) nicht tab der fMasBitüt da» 
Kloitergulee« beBGglich deren Spcli.iu 2 Tage zuvor eine Urkunde erhallen hatte, 
sondern von den» privili'giitcn Gpricht^stande de? Klosters «ellist in Klag;en, 
die das nntiewegUcbe Eigenthum des-telben betreffen. Omnibus iudicibus . . . praeci- 
pimu«, qaatenas eaper praedHe iem dietae Beeleaiae ebeqne specidl naBdet« 
BMtro nonin» qsserinoniam aadire vel aliqeid iadleara praavmant, quonlaa aeela- 
•iaa nobia adTocationis iure nttinentes pmedia sua absqne audiebeia vel speciali 
eomniissione BOatre aniitf'>re de iure non pojsunt. Gest. Landesrecht Art. 2 spricht 
für die Güter von Grafen, Prcien und Dienslmanuen dasselbe Priocip aus. 
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Kaiser Friedricli II. erneuert und bestütigt 1237 sein Privileg 
▼on 1213. 

Herzog Friedrich IL bestätigt 1241 die Rechte Florians in 

allgemeiner Fassung. 

Derselbe stellt 1243, 8. December zu Kreiris zwei Urkunden 
aus. Die eine enthält in kürzerer Fassung die dem Kloster verli« lieneii 
Rechte, Yogtfreiheit, Iiiiniunitäf , Mai difiitter , Mautfreiheir, Sclien- 
kungsbefiigniss für die herzoglichen Ministerialen. Die andere nm- 
fasst Yojjtfreiheit und Immunität, sowie die letztgenannten Reclite in 
ausführlicher Darstellung, welche eine Wiederholung des Inhaltes 
der Leopoldinischen Privilegien ist, in der Weise, dass die Immunität 
hier ebenso ausführlich behandelt wird wie in den Leopoldinischen 
Urkunden, welclie die Immunität allein betreffen. Somit bildet diese 
Urkunde gewissermassen den Abschluss der ganzen Reibe, indem 
sie die FQUe des Details aller früheren in sich vereinigt. 



6. Leopold VI. 1218. 16. VI. f 11, 108. U. o. B. H, M3. 

Wien, Immunität alitin. 

ftO ine. doi. 1214, XVI. Kai. Jul. iud. 1. 
>* Ngni Ron. PHi. II. 
rtgn« SIeilie ZV.« 

T.'LeofoM YI., 1218. 16. VI. 11t, 100. U. o. B. II, 860. 

Wies, Immunität und Vogtflroiholt. 

»0 ioc. dni 1215 XVI. Kai. Jul. ind. I. 
»0 imperii Frid. II. 
rognt SieilloXT. 

8. Frld. 11. Inp. 1287. II. UaroUtUadif bei HulUard BrjhollM blal. dipl. Frido- 

rici II. Tob. V, Part 1,20. - 

Wio», 

Entbalt das Privileg vou 1213. 14. !!• mit dessen r.dscliein Ihituni. 

0. Frid. 11. dux 1241. 18, I. 16S, 73. Stük Gesch. Florians. 311. 
GSUwoili. 

10. Fried. U. d«x, 1248. 8. XII. 176, 126. Ludewig rel. IV, 821. 

Krems. 

11. Frid. II. duz« 1243, 8. XII. Ladewig rel IV, 223. 

Krems. 

!■ peliographiseber Bftiiebvng boten nir die mgebliebeo Originale der Ur- 
binden beinen twingenden Grund, ihre Bebtbeli ansuweifeln. Der jerlttUdie Inbalt 

scheinl mir enisrhieden echt, um so inelir als di<> Formeln der InimunitSlsverleihnog 
fast wörtlich mit jenen der Urkunden für Kremsmünstcr (1217) und die Ordens- 
commeade zu Gratz (lT.ii) ubereinstimiuen. Der Styl ist etwas weittuufig und leidet 
an epeeifiaeb bIStterlieher Oroamenlik. leb eiliere im folg. nacb den Nnniniern dieeer 
Hole. 
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Ent?oglaDg bestfltigt und offenbar meh einem ans der bemoglicben 
Kanslei herrorgegangenen Entwürfe ausgestellt wurde» da sie sieb 
■m Ausdruck an das oben erwibnte bersogliebe PriTileg Ton 1209 
ansebmiegt. 

Erst naeh dieser urkundlieben Bestätigung Augast desselben 
Jabres urkundet Leopold VI. Ober den bereits frOber rorgenommenen 

Exemtions- und BntTOgtungsact, und «war stellt er am selben Tage 
zwei Privilegien darüber ans, von welchen das eine die Exemtion vom 
Ljuidgoriclite und die Freilieil von der Vogicigericlitsliarkeit zugleich 
enthält, wälirend das andere nur die Vogtfreiheit und zwar ausführ- 
licher behandelt. 

Hierauf folgt eine Bestätigung durch König Friedrich II. vom 
14. Februar 1213(?), welche die Urkunde OKo's IV. von 1212 wört- 
lich '.lusschreibt. 16. Juli desselben Jahres erneuert Herzog Leo- 
pold VI. seine zwei Privilegien vom 8. August 1212, Verstellungen 
einselner Sätze ausgenommen, mit Wiederholung des Inhalts. 

Sämmtliche bisber angeführte Florianer Urkunden sind unrieb- 
tig datiert» und awar gebt die chronologisebe Verwirrung so weit, 
dass niebt einmal dieDatierungsfebter in den verschiedenen Uricnnden 
systematisch festgebalten werden *)• Dagegen sind folgende PriTilegien 
riebtig datiert: 



Die Reihenfolpfc der Urkundea ist nach Meiller's Datierung fol^,'ende: 

(l>i<> Aer Mnnatssihl folgeadei Ziffern veteen «uf Seite und NuniBer tob 

Meiller's ftegesten.) 

1. Leopold VJ., U09, 15.x. 103, Ö2, U. o. E. II, SU. 

Wie«, iBiMiiiltt ffr dl« GAter an Windbcrg . 

inc. i20S, id. Ort. lad. Ul. a« iaperii OUoaie 1." 
Z, OUo IV., ISIS. 2t. V. 109, 100. U. o. E. II, S47. 

■Niniber|^, Immunität und Vogtfreiheit. 

a*diii 1213, XII. Kai. Junii ind. XV. a« imp. Ott. Iii. 
i. Laofold VI. »IS. 8. ym. HO, 108. U. o. B. IT, 880. 

Baa«, iBHaaaitit aad Vogffrailiait. 

•*ioe. dai 1218, VI. idu$ Au?, ind. XV. a« imp. Ott. Iff. 
4. Leopold VI. 1212. 8. Vlll. 110, i04. U. o. £. II, 854. 

EiUiib, liumunität allein 

a* iae. dai 1218, VI. Idai Aaf . ind. XV. imp. Ott, III. ' 
8. Frid. II. rex. 1218. Ii. II. III, 108.0. «. B. II, 888. 

itafenebf. Immunität und Voglfireilieit. 

„«» dni 1215, XVI. cal. Mart. ind. I. 
regni Rom. Friderici 1. 
• regai Sidli« XIV.« 
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So weit ea sich um die landgericlitliche Immunität bandelt, ser- 
fKlIt der Inlialt der Urkunden in zwei Theile, der erste erzählt das 
Faelom der Exemtion, der zweite erläutert die derselben ent- 
spreehenden negativen und positiven Rechte der Kirche. Wir haben 
ea hier nur mit dem ersten zu thun. 

Die Exemtion der GQter auf dem Windberge (1209) geht ein- 
fach von statten. Der Herzog Qlierträgt dem Kloster die weltliche 
Gerichtsbarkeit, indem er ein Schwert, das Sinnbild der peinlichen 
Justiz, auf den Altar des SfiftsheiligeD legt. Ein Mandat an die Land- 
richter bildet den Abschluss i). 

Abgesehen von dieser Urkunde ist die Erzäliiuog des Herganges 
der Freiung in den iiiirigen wesentlich dieselbe, so dass eine 
gesonderte Behandlung der einzelnen Immunitälübriefe in dieser 
Beziehung nberflüssig wäre. 

In Anbetracht der Bedrückungen, welchen das Kloster von 
Seite der weltlichen Richter ausgesetzt ist, beschliesst der Herzog 
die Exenntion desselben zu erwirken. Er stösst auf Widerstand bei 
den Richtern, welche die Gerichtsbarkeit über die Stiftsguter aus- 
übten. Diese verlangen Entschädigung fiir den Entgang des Nutzens, 
der ihnen bis dahin aus der Gerichtsbarkeit erwuchs und den sie 
auf jfthrlich 60 Pfund angehen. Nach langen Verhandlungen, die 
mit Ortolf Ton Volkersdorf gefithrt wurden, kam man auf eine 
Ablösungsrente TÖn 20 Pftind flberein*). In den meisten der 
hierher gehörigen Urkunden wird Ortolf von Votkersdorf allein 
als der betheiligte Landrichter genannt und einer Hehrzahl Ton ^ 



Omqm iusli'cUs et obnos!et«t«s, quibui . . . priot erat ohnoxin serulari iurisdictione, 
quae viilgo dicitiir Lantcherirht, super «ram jancli Floriani per oblaliom m 
delegavimus, ipsam ecclesiam uoacum adrocatia . . . exemiinus et absolviinus. 
neccnians ergo ut tb hmo 41« sMtrM ««Mlltniloab In aatit nalÜ mqmm eoapro- 
viaeialiun iadic» . . . Ifecat . . . Nr. 1. U. o. B. H, Sit. M. 103, St. 
*) Pro am (aeelesiae) Hberatiooe aannia diligentia et lotu ririlma atodiaan aoatrnai 
intcrpo.tuimus. Scd qnia plena pacia aeciirH:«^ et libemlionis efTectus . . . nliter 
confirmari non polerHt nisi . . . pro emolumento, quod . . . iudices de 
predüaathoaiiaibaa eceleaiaa annaatin eoaaeqnabantur «qua «ia li»r«t r«c«opMi»afI«, 
qvod ipai ad «alhaatioaaia LZ libraruai conpataadam d«c«rlabaats aos «rg» • . . 
multa deliberatione babila decrevimus de prediis ccciesiae ad aaaaaai'peadonem XX 
librariim sepeHietis iudicihus cum omni iure pro|irietatis cnnferri . . . I^itur 
. . . Omnibus declaramua quod Ortolfos de Uoichioatorr miniaterialit iio«ter, 
iadcz profiaeiac, cbb qa« oailaiala traelata aaat« dacntam aoatraia sapcr hia 
llb«atar aeecptaTil et larlidiclfoaam . . . reiifaaTtt. Hr. i. D. o. B. II, 8S4. M. 1 10, 104. 
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judices keine Erwähnung gethan. Wenn in Nr. 4 (M. HO. i04), 
wo die Vorverhandlungen am ausführlichsten erzählt werden, zu 
Eingnno^ der Urkunde von mehreren Richtern die Rede ist, so 
geschah dies, weil man vielleicht Ortolf nicht direct hezeichen wollte 
— die judices werden in diesem Unkunde nicht gerade in der 
schmeichelhafiesten Weise eingeführt — oder weil seine Unterrichter 
mit inhegriffen wurden. 

Ortolf (iudex provinciae, in qua eadem ecclesia sita est) hatte 
das Landgericht ?on Otto von Lengenield, dem Domvogte von 
Regensburg, dieser von Herzog Leopold xu Lehen. Der compllclrte 
Ablösungsmodus, der zur Anwendung kam, erklärt sich aus der 
doppelten Aufgabe, einerseits eine jftbrilche Rente von 20 Pfund tu 
eonstituiren, anderseits die Rechte aller Lebensinteressenten so 
wahi^ <). 

Die Kirche kauft TOn Ortolf Eigengflter desselben, die einen 
jährlichen Ertrag yon 20 Pfund abwerfen, um die Summe von 
380 Pfund» die zu nicht gans 6 Proeeni (5»/, Proe.) eapitalbirte 
Rente von 20 Pfund. Das Stift tradiert diese GOter dem Herzoge, 
welcher damit den Domvogt von Regensburg belehnt, während 
dieser sie den Ortolf verafterleiht. 

Parallel mit dieser Reihe von Belehnungen läuft eine Reihe von 
Auflassungen. Ortolf lässt die Gerichtsharkeit auf in die Hände des 
Domvogtes, dieser in die llande des Herzogs, von dein sie beide zu 

') Otto prepositua ecdesiae, ut . . . eximeret, ürtolfo . . . trecentas qoia- 
qoajf Imt« lUtru . . . persolfit« Ortolfm prMtat* Herbordo fratre ino et con- 
$entiente praedia am in Cnroanowa al Laimperge . . ad eatlmationem annnae 

piMisionis XX librarwin cum iure proprietntis pio trecenlls f]uiii(|ti:i^ it:(;i lifiris 
siLi dalia prefaiae ecdesiae coutulit el sie taadein ideui Ortulfus omue ius, quod 
in praediis et hominibua eiaadem ecciaaiae rationa aeenlaria iudicü habuit . . . 
ta«aMidvoeato Ratiapoanaaat el Ittonadroeataa noUa reaifMYil. Praafala Itaqna 
ecclesia praedta, quae sibi ut supradiximus Ortolfoa da V. dedit, nobis in concarobium 
noslri iuris seculnris iudicü cum omni proprietate contulit, quibus et nos tuomadvo- 
catum iDfeudarimua et ille Ortolfum de V. in racompeasatiooem aeculari« iudici 
' «iadMD praadirs InftiidarK. Nr. 7. U« o. B. II. 8S0. STO. M. 112, 100. 

An dem i^aDzen Hergänge, namantlieh aber au derSlelle «Mbla im cooeanblaB 
— iedicü* folgt, daaa der Landriebter Ortolf daa Undgeriebt ala Aflerlebaa tob 
Hersog inne hat. Hieinit füllt Berebiold*a Termuthung «Ortolf aei Inhaber der 

Gerichtsbaikeit im eigenem Reclile gewesen uud die Obergerichtsbarkeit des Her- 
zogs habe sich diesem Ministei ialeu und Landrichter gegenüber auf die blosse Ver- 
leihung dea Banoea beachriinkt«. Troltden bleibt et rlebtig, daaa Ortolf »beio 
bloaser Beamter doa Henoga geweaen laf. Berebtold, Landeabobeit p. 107. 
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Lehen hatten. Der Henog schenkt sie dann dem Kloster per gladii 
oblationem, das er ausserdem eam donatione scuti entrogtet <) (der 
Schild ist das Sinnbild der Vegtei *). So bat denn der Herzog fdr 
seine Lehensberrlichkeit am Landgerichte die Lebensherrlichkeit an 
den frflberen Alloden Ortolf s ; in gleicher Weise ist der Domyogt als 
Afterlebensherr entschftdigt. Ortolf hinwiederum besitzt an Stelle 
des Gerichtslebens seine froheren Allode als Aftepleben, abgesehen 
von den 350 Pfund, die er für den Verkauf derselben erhalten. Nach 
der Strenge des älteren Rechtes hätte die Reihe der Auflassungen 
bis zum Kaiser hinaufreichen, die Reihe der Belehnungen von ihm 
ausgehen sollen. Dass dies nicht geschah, zeugt von der eingetre- 
tenen Wirkungslosigkeit der Grundsätze Ober das Gerichtslehen, 
wie nicht minder der Umstand, dass Ortolf das Landgericht in der 
vierten Hand hatte — die des Kaisers mitgerechnet. • 

Doch wird die Person des Kaisers nicht gänslich umgangen. 
Otto IV. stellt seine Exemptionsurkundc fröher ans als Leopold VI. 
Um so anfTallender ist es» dass der Kaiser nnr bestätigend auftritt 
«omnibot inaoteae^re Tolamns quodeeelesia per providenliam iam dicti 
prindpis (Leopoldi) . . . talifer est exempta. Darauf folgt die Eriäh- 
Inng des bei der Exemtion beohachteten Vorganges . . . »Nos igitur 
totam istios facti Seriem ratam habentes . . . ecelesiam . . . imperiali 
anetorttate eximentes absoWimos et liberam esse statnimus". nlmpe- 
riali auctoritate et nostra HberaTimus«' sagtLeopold in Florian Nr. 4. 
In Fl. Nr. 6 beruft er sieb auf die Bestätigungen Otto s IV. und 
Friedrieb*s II. Der Widerstand, welchen der Herzog bei Exemption 
des Stiftes zu überwinden hatte, die Opfer, um welche dieses die 
Immunität erkaufte, erklären es zur Genüge, dass man in diesem 
Falle die königliche Bekräftigung eines an sich gütigen Rechts- 
geschäfles nachsuchte. 



1) Slin Finrinn tradiert die (j^eknufteti Ortolf liisst die GorlohtsLarlieit d0M 
Güter dem n e r z 0 g , dieser lieiehnl Donivogt auf, dieser dem 
imil d«a Oomvogt, Hersog, iluar verleiht sie den Stift 

dieser Ortolf. Florian. 

In Besag RuTdie Güter be;;iiint die Reihe der nechtsgeschüne mit Florian und 
srlilTesst mit Ortolf. in Rezug auf die Gerichtsbarkeil Iie^iiml sie mit Ortolf tiud 
schiiesst mit Florian. Der einleiieitde Kiiuivertiag slehl »u»jierhalli dieses Kiiige». 

») Vergl, Leop. Yl, für Victring in KirnllMn, H. 91, 46. Arehiv Vi, 307, Nr. X : 
•tuidenis nostrae scntoni" ebenso Frid. II. dnz firVietrinf M. iSS, 63; Leop, VI. 
fSr Sedtan M, 67« At »etipeo protectionis nostrae* u« a« m. 
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Auf ähnliehe Weite ging 1217 die Befreiung des Kloster« 
KremsmflDsterTOr sieb. Der Hergang wird nicht so ausfiilirlich 
geschildert wie in den Florianer Urliunden. Die Kirche xahlt Ortolf 
ron Yolkerstorf durch Vermittlung des Benogs 400 Pfund. Ortolf 
Iftsst sein Recht dem Dooiyogte, dieser dem Herzoge auf, der dann 
die Gerichtsbarkeit durch Hingabe des Richtschwertes dem Schnti- 
heiligeo des Klosters, Agapitus Qberträgt i)* WIhrend den Leo- 
poldinischen Urkunden für Florian die königliche Bestätigung 
vorausgeht, also gewisserinassen sich zwischen das actum und 
datum derselben hineinschiebt, folgt sie bei der Exemtion Krems- 
münsters der herzoglichen Beuikiindnng nach. Auch sonst unter- 
scheidet sich das Privileg K. Friedrich'« II. von 1217 von den 
königlichen Bestäligungsurkunden für Florian. Diese schmiegen 
sich dem Wortlaute nach an die herzoglichen Privilegien an, jenes 
gibt nur ein kurzes Resumö der vom Herzoge verliehenen Rechte ^). 

Wilhering besitzt eine undatierte Urkunde Herzog Fried- 
rich'sll. die Mciller in's Jahr 1241 setzt, worin die Leute des Stiftes 
Tom Besuche der Land dinge eximiert werden, sie mflssten denn diese 
freiwillig suchen«). 1241 erlangt Wiiheriiig unbeschränkte Immumtftt 



>) BedMi« OrColfo . . , CCCC libnw . . . uobis mediaotibaa f«rsulvit et idem 
Orlolfiis nmne i'iis, quüd in prnodris in hoininihiis eiusdem iecclesiae ratione iuris- 
dictionis saecularis babeltat, Otloni luomadvocato Ratispoiiueuti ei ille nobis, uterque 
manu ad manum resignavit« U. o. B. II, 889. H. 119, Ul. 

*) PneAitw duz • . . ■ Mecolari indieio cnoitt ad«<» qaoi, OrtotAia de qmi fbit 
index prorinciae . . . resiguarct iudicium illud ia niaiius Ottonis R.itisp. ecciesiae 
adroeati« a quo l^nebat in feodo, ideiiiquc advooatus rosignartil illud maiiibus ducis 
. . . dnx . . . glorioao Cbritti martyri Agapito aucloritate nostra aasignaret 
U. o. U. 801, M. i%U 146. 

*) HoBlnee elaaatrl exenptoe eaee rolaiMa a s^MnUbee pladtte aea prfvatie aiii pro- 
,pria venerint voluntate. Stiilz Gesoh. d. Cistercienserklosters Wilhering Liiiz 1840 
p. S14. Das Datum, welches Mciller f 165, 75) dieser Urkunde p^ieht, seheint mir nicht 
unglücklich gewäblt. 1237 Ii. verleiht Kaiser Fried. Ii. Wilh. ein Privileg, weiches 
wSrtlidi mit elaer Urlnmde Jiaaer deaeeUaa Mree fSr Heiligeekrevs eUoiBii 
oad Sber ▼oKlehrerhlltaisee bändelt, aaaeerdeai aber noeb den ZniaU enfliiit : nt 
homiiies (monasterii) aive coloni per nutlum iudicem aecularem etiain per aliquem 
advocatum ad communia vel privata placita, nisi per se venire voluerint aliquHtenus 
coropeliantur. U. Friedrich Ii. erneuerte in deu Jahren nach Wiedererlangung seines 
Hersogtbame mebrer«- Priviltflen K. Friedrieb*e; in weleber Art wird unten 
erörtert werden. Auch daa eplter an erwlbnande YeriiUtnlee der Bingangavorte 
lässt darntif schücsseii , dass das könisrliche Privileg bei Ausfertigung dal benog> 
liehen bereit« vorlag, das letztere also nach 1237 «u set«ea sei. . 
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vom Landgerichte. Kein herzoglieher noch ein anderer Richter 
u. $. w. ioil fürderhin in des Henogs oder in fremdem Namen Ober 
Gater und Leute des Klosters richteo <). 

Die ImmiiQitfttsrerleihungen, die ieh in dieser Gruppe sosam- 
menfasste, haben das Gemeinsame, dass nach der Mehrsahl der 
Urltunden au schliessen der Hersog nicht blossen Gerichtsheamten 
sondern selbststftndigeren Geriehtsrasallen und deren Unterrichlern 
gegenQber steht, welche letztere nicht von ihm eingesetzt wurden. 

Es l[ommen schliesslich die Klöster ausserhalb der baben- 
bergischen Lande zur Sprache , deren innerhalb der HerzogthQmer 
gelegene Besitzungen von der Babenbergern eximirt wurden. 

1 1 64 befreit Herzog Heinrich H. N e ii s t i f t bei Freising von der 
öfTentlichen Gerichtsbarkeit. Auf diese und nicht auf vogteiiiche Ge- 
richtsbarkeit muss die Exemtion sich bezogen haben, da die 
zwei anderen ölTentiicheii Lasten von derselben ausdrüeklicli ausge- 
nommen wurden 2). Unzweifelhaft hängt diese Exemtion mit der 
Reise zusammen, die der Bischof von Freising 1164 zu Herzog Hein- 
rich unternahm. Dass Neustift 1164 vom Herzoge, nicht auch wie 
das Bisthum Freising 1189 vom Kaiser eximirt wurde, dürfte be- 
stätigen, was oben über letztere Exemtion gesagt worden. 

1181 eriässt Herzog Leopold V. dem Spital S. £gid bei Paasan 
seine Rechte über drei Mansen desselben zu Hohenwart, und ver- 
bietet seinen Amtleuten und Bültein auf denselben irgend eine Ge- 
walt sich anzumassen *). Nach dem Conteite der Urkunde rermuthe 



Ut nullas nostrorum iudicum vcl alio rum offidalium seil praeconam quicquam iuris 
, . . de cetero nostro nut alieiio nomine rendicai»^ debeat in fisdom fpraediis) 
. . .für nostro iudici Tel aliorum, in quorum ditione malelicia perpetrantur« 
d*beB(o)t pprpetriri. fltfili Wilberin^ 616, 90. M. iSS, 00. 

W«hncb0inlicb haadelte «• «ieh um di« Kumtion tob dtr Gerichtsgswalt 
Albero von Pollenhaim, dea KaU«r Friad. II. 1237 20. Febr. brieflich i,mdM pro« 
vincialis" nennt und zum defcnsor und executor Wilherings bestellt. 
Praeposito Hermanao remiüituus quasdam iusticias in prediis suis, in ducatu et 
■mrellia «ostr« silitf es cootilio Sddiam «t ofEci«li«n ftoalroram Tldelic«! Matfridl 
et elionuD, qnl tune preeentes eniBt: elataeate* et nibU extgater . • exe^te 
nnda iosUeia Ula Tideltcet, quae dicitor anrebmutte, et illo servlcio, qui rocatur 
purchwerck, exciudenles omnino omnes alias exactiones vidt-licet pl.ncitorum, iudi- 
ciorum, praeposilorum (praefectorum 1) et precouuoi peticiüuu» et peruoctationes. 
1I.B.IX,8S7.M.4S*SS. 
I) Iva Boatran, qaad la tribaa eeruai anaribBa Hobeavarte rilia hab^anus . . . 
peBilas ipaia indalaiiBBa atateeBlaa bI bbIIb« amaiaBnonim et preeooBm Ib eiadaB 



Digitized by Google 



Dm g«ricliUi«k« Bx«aitI«airMkt 4er B«b«iib«rs«r. 90 

ich. dass sie einen Verzicht auf herzogliche Vogtreehte enthalte. 
Nicht viel besliinmter lautet eine Urkunde Herzog Friedrich'» II. 
von 1241 rur dasselbe Spital i). 

Kloster Fomibacb hatte ron Herzog Oitokar VI. ein iialbes 
Dorf erliaUeo, mit der letstwilllgenVermgnDg, dass es frei sein solle 
TOD allen Lasten aalässllch der öffentlichen Geriehtsbarkeit, von 
allen Abgaben an die Landesbeamten« frei von allem Vogtreehte »)• 
Nachdem Leopold V. das Hersogthom Steier angetreten, publicirte, 
erfflllte und beurkundete er diese Verleihung (1194). 1210 beseogt 
Leopold VL, dass sein Vater dem Kloster Foruibach den Markt Her- 
logenbarg tradiert und bestimmt habe, es dürfe darin nnr der Tom 
Abte eingesetzte Richter gerichtliche Rechte aosOben 

1204 beurkundet Leopold VI., es habe Abt Manegold ?o'nTegernsee 
▼or seinem Vater durch Zeugen nachgewiesen, dass er auf den der Abtei 
von König ileinrich II. geschenkten Gülern geeignete Richter zn be- 
stellen befugt sei, welche ii;u'h nelicben des Abtes von den österrei- 
chischen Herzogen ein- utid abzusetzen seien *). Aller Wahrschein- 
lichkeit nach handelte es sicli hier un^ Bestätigung der freien Wahl 
von Gerichts Vögten« die in der Regel aus ihren Ämtera erbliche 



ipsoruni mansibus quicqunm hnhcat potestntia aut aliquid vn^att werceat violeo- 
liRe vel exaclionis. M. B. XXIX b, 277. M. SS, 16. 

Berehtold führt dien Urkande, TcrmoUilieh auf Grand d«s Meillertehen Ref ests 
als Beispiel einer geriebtlieheii Bzcntion an , dabar Ick «le nlebt aUllsebwaif cnd 

Gherp^phon wollte, 
t) M. B. XXIX b , 288. M. 1G7, 86. 

ültacarus coululit ... «limidiam viliam . . . eu iure ut penitus libere ab omni 
aiaetloM iudioii at ofBcialiani pro vlDciaa at iura adrocati . . « adainiatrettir. 
U. B. IV 04, M. 70, 84- 

*) Statoit qaoqiie (patar maaa) vt iadez ab abbate . . , eoDsUtahia omaam inatitiaan 
indicii ibidem libere et nullo ceatradiceata exequl debcat* M. B. IV» ISO* H. iOS, SO. 

*) Mtaegoldua . . . s-ifficie Ii tosfimonio comprobaverat qnod . . . nlibatea 
iudicea sibi utÜcs in eisdein praeiliis ordiiient et proviUeaiit, qui u priiH ipibiis 
Aoatriae ad arbilrium abbahim instituantur et destituantur, M. B. VI, 202. M. 'J3, öl . 

Wie leb dieae Urknade aalTaaaa kam durch diatalbe der Herso^ dem Abt Kefaa 
einon Miderspciisligeii Vogt zu Hilfe. Berehtold führt auch diese Urkunde an ala 
Beleg für die Ki'ij,'rifl'e ilcr Herzoge in fremde Jurisdictionshefiiunisse: „Ja et 
scheint, als ob die Herzoge sich gele<(eiitlich auch das Recht vindicirt haben, alle 
Riehtmrim Lande Mllwt an amennen", p. 168. Dies au vermutheu giijt gerade dieae 
Urkande nieht den ^ringaten AnbaUspankU Ton einer „beaonderen Gnade*, ana 
welcher die Richter vom Herzoge nnr mit Willen der Äbte eingeietat werden 
sollten, «eise das Pririleg nichts. 
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Lehen tu maeheo sochten. Als Obervogt hatte der Hersog die Unter- 
▼ögte ein- und abiiuetEen, im rorliegenden Falle auf Vorschlag des 
Abtes. Urkunden fthnlichen Inhaltes mit bestimmter Hinweisnng auf 
das Reeht die Untervögte zu wählen finden sich in HOlIe und Pfille. 

Kloster PrQvning ') bei Regensbur^ wird von Herzog Fried- 
rich JI. 1240 zum Ersatz des Schadens, den es unter seinem Vater 
Leupold in alienafioiiihiis praeiliurum suorum seu advocatiis erlitten, 
von der Vogtei und allen Abgaben an die herzoglichen Richter be- 
freit. Ich lasse es dahin gestellt, ob hier neben der Enlvogtung auch 
eine Exemtion von der üflentlichen Gerichtsbarkeit vorliege. 

So weit die in dieser Gruppe behandelten Urkunden eigentliche 
Exemtionen enthalten, treten die Verhältnisse zu Tage wie bei den 
Exemtionen der Klöster auf märkischem Boden. 

Die Reihe der lici-zoglichen Exemtionen ist hiemit erschöpft. 
Der Kdoig tritt bei den Immunitätsverleihungen dieser Periode 
dem Herzoge gegenfiber sehr in den Hintergrund.. Eine Exemtion 
von Seite des Königs ohne Zustimmung des Herzogs ist mir nicht 
bekannt. Die Exemtionen Passau*s und Freising*s, sowie die könig- 
lichen Besitttigungen lUr Florian, Kremsmfinster und Lilienfeld 
wurden bereits erörtert. In filterer Zeit hatte die Aufnahme von 
Kirchen in den königlichen Schutz die Immunitflt selbstverstSndlich 
zur Folge *). Um die Stellung des Königs zum Herzog auch nach 
dieser Seite in*s Licht zu setzen, gilt es, die königlichen Sehutzhriefe 
dieser Periode in Betracht zu ziehen. Da sind denn vor allem die 
Klöster des Cistercienserordens zu berücksichtigen, der im Reiche 
ein eigenthömliches Vorrecht genoss ^). Nach den Ordensregeln 
sollten sie vogtfrei sein, nach einen» urkundlich oft erwähnten Grund- 
satz nur unter der Sehutzvogtei des Königs stehen ♦). In Österreich 
scheinen die Laudesfursten dies Recht des Königs für sich in An- 



In emeodationeoi dampoi Ulali ab onini advocatia et exactione iudicum nostrorum 
praeter i«4tei« Magirfato tepelata pra«dift «sfaeit«!. AfoUr t K. «Mt. G. Qw. VI. 
815,11.164,72. 

*) iBNOittl und Mundinm, ursprünglich geschieden, batlm •fash Uter 1m Karolil^^ni 

derart vcrliumlen, dnss eins dsis andere bedingte. 
3) Ficker KeichsfürsteusUud 326, 2Z6. 

*) UrkttB4« dei BItekoft tob B«nb«rg fSr WiUkMriof tob llSii Monaehi «itterelmtit 
ordinii eeenudum liberlatem, quam privilegi« RomaoraB pmllSeuai eoran «rdini 
concedunt, ut videliret nullum halieant advocatum praller RMMBOraa iapcntorafll •! 
— epiaoopam Babeaber{;euaem. U. o. E. 11. 273. 
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Spruch genommen zu haben. Eine Urkunde Leopold 8 VI. f&r Baiim- 
d^epberg vom 31. Jfta. 1209 <) enfhftU die beieiehnende Stelle: 
conatat enim et in plaeito nostroHutarn ex aententia perqaiaitom atque 
inTentam est omnes^eystereieDsis ordinis monaehos tele ios ex antiqoo 
habere ut nee ipsi nee ipsorum praedia ulli advoeato quieqnam 
sotrere debeanf , sed neqae adroeatam eis habere Hceat nisi defeo- 
aorem prineipem ipsum, qui caput est terrae, in qua quique eororo de- 
gunt. In der königlichen Bestätigung der ImiDanitftt Lilienfelda ron 
1217 gesebieht einer obersten SehntiTOgtei dea Königs keine Er- 
wähnung. Dagegen nimmt Kaiser Friedrich IL' im August 1 227 zu 
Melfic die vier Cistercienserklöster der Mark, Heiligenkreuz, Lilien- 
feld, Baumgartenberg und Zwettl in seinen und des Reiches beson- 
deren Schutz und bestätigt die von seinen Vorgängern oder anderen 
Reichsfürsten verliehenen Rechte ^). Quilnis illud addicimus et im- 
perial sanctione statuimus quod, sicul ordo Cisterciensis ab exordio 
suae institucionis millis imquam fuit obnoxius advncafis, ita piedicta 
monasteria. .ab omni advocaturum ratione. .sint liberae tarn communi 
ordinis libertate quam presenti nostra constitucione et confirmatiooe 
exemptae. Da es häufig zu geschehen pflegte, dass man bei Schen- 
kungen an Klöster sich die Vogtei Ober die geschenkten Güter vor- 
behielt, so wird bestimmt: quodeunque praedium nostris monasteriis 
. . . fuerit in helemosinam datum ant alüs iostia media aeqnisitaro, 
imperiali tuicioni eo ipso subiacebtt, qnoTestmm esse eoepit Sehliess- 
lieh wird den Klöstern das Reeht ertheilt, sich einen »defensor" 
10 wflhien *), der sieh jedoeh durchaus keine Geriehtsbarkeit an- 
massen darf and sein Amt „Weis nostrae exeeutionem*' weder su 
Lehen noch erblich innnehaben soll and welchen die Klöster ent- 
fernen können, si immanitatts .... priTileginm infringere ant 
OTBcnare Tolaerit 

Noch sehirfer tritt der Gegensatz der herzoglichen und könig' 
Heben Ansprüche hervor, wenn man die Arengae folgender zwei Ur- 
kunden für Wilhering vergleicht. 



') V. o. E. ir, S18. M. 100, 73. 

*) Quaecunque iura, quaecuoque ezerationes, libertate« a felicibus imperatoribus prede- 
cesMrllNW Boetri» rtl eb aliie Imperü prinefpiba« ratiooaliiliter snot collata rel iasle 
4« etter» emllBrmtar. Poiiiee rer. Anit II, 60. 

•) Q«i« remofi e Mbie «aieslelie loetree preeaentiam «dir» — mb Tsletts, 
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K. Friedr. H. 1237: cum idem ordo (Cistereiensia) praeter 
RoraaDorum imperatorem nolloin proraos habere debeat adToeatom, 
abbatem . . . anb noatra et imperii proteetione reeipimoa apeeiali 
mandanlea ut . . . <). 

Heriog Wiedrich II. (uhdatirt): eum ordo Cutercienaia 
aliom praeter noa habere neo debeat adTeeatam, fpaea firatrea. • .in 
proteetioiieiii neatram et gratiam noatram recipimna apeeialem man- 
daotea diatricte nt . . . . *). 

Obwohl die angeßlbrten Stellen nicht die Immunität vom Land- 
gerichte, sondern die Vogteifreiheit betreffen, so dienen sie doch im 
Allgemeinen zur Charakterisirung des Verhältnisses, in welclie.s Konig 
und Herzog in gegenseitigem Wetteifer sich 7U d»'n Cistercienser- 
kiöslern stellten. Es invoivirt die oberste Schirmvogtei das Recht, 
die Ausübung der Vogteigerichtsbai keit zu verbieten und wird dieses 
Recht nicht wie sonst auf irgend einen bestimmten privatrechllichen 
Erwerbungsgrund derVogtei, sondern auf die oberste Reichs- auf die 
oberste Landesgewalt zurückgeführt. Die Vogtei dea Landesfürsten 
hat somit hier einen öffentlichen Charakter, den sie sonst nicht, 
wenigstens nicht in diesem Grade hat. Anderseits apielen die könig- 
lichen Schutzbriefe für die Cistercienserklöster eine andere Rolle, 
ala aonat die königlichen Scbatibriefe dieaer Zeit« Jene sehlteaaen 
die Vogtei dea Landeaherrn aua und haben die Immonität TOn der 
ÖfTentliehen Gertehtabarkeit wenn aneh nur theilareiae sur Ver- 
auaaetaong. Senat berührt die Aufnabniie in den Königaaehuts nieht 
einmal die. beatehenden VogteiTerhSltniaae» geaehweige denn die 
Immunitit. Die k&nigliehen Schutsbriefe dieaer f eriede aind im 
allgemeinen kaum mehr ala BeatStigungen der den Kirchen bereite 
zuitehenden Rechte und Confirmationen ihrea jeweiltgen GtItereenH 
plexes. Bs ergibt aieh diea aehon aua den mehr oder minder 
stereotypen Schutzformeln. So lautet z. B. ein Schutzbrief K. Fried- 
rich's II. für VV' üldhaiiseu von 1213: „monasteriiim ... in specialem 
regiae maicstatis protectioncm accepimus, ita quod, si qnis idem 
monasterium indehite molestare praesumpserit, curiam nostram sc 
noverit otfendisse 

J. Stüiz, Wüheriog 507. Haiilard BrehoUe« T. V. P. 1, 21. 
a) Sivbe obema, 808, Notoa. 

•) V. o. B. If, 86«. Vergteiche den 8ehBlibri«r K. Friedr. U. fir M«lk (im) b«i 
Biilltrd Brdb«llet kitlor. 41^1. rridwim' IL T«b. IV, Pir* 1, ^ aCf. 



Digitized by Google 



Das gwiekUicht EiiMitaMwfci ter Btbnberger. 57 

Yon einem enderen Geaielitfpmiete tu ist die ThiUgkeit taf- 
lafeMen» welclie Kaiser Friedriehll. in der kanen Zeit entwickelte, 
als ihm naeli Achtanf Hersog Friedricli's II. die HenogthOmer 
Otlerreieh und Steyer ledig waren. Er nimmt Gftttweib, Lambach, 
Seitenctetten, Heiligenkrens in seinen Schuts, emeiiert und erweitert 
fdr das letztgenannte Kloster das PriTileg, welches er 1227 den 
Tier dterdenserstiftem rerliehen hatte, stellt Wilhering eine Urfconde 
gleichlautenden Inhalts aus, indem er ausserdem dessen Leote Ton 
Land- und Vogtding eximirt (Tergl. oben S. 365, Note 3). bestätigt 
das herzogliche Privileg für das Schotleiikloster von 1181 und 
seine Urkunde für Florian von 1213 i). 

Aus dem Verhältnisse, in welchem der Kaiser zum Herzoge 
stand, erklärt es sich, dass jener in seinen Bestätigungsurkunden 
jede formelle Anerkennung von Regierungshandlungen seines Geg- 
ners vermied, dass er in seinen Privilegien auf die Zustände unter 
Leopold VI. zurückging und Rechte und Freiheiten erneuerte, wie 
sie unter Leopold V. bestanden hatten. >) Daraus lässt sich aber 
nicht etwa der Schluss ziehen, als habe der Kaiser die Exemtionen 
und Verleihungen Herzog Friedrich's als ungiltig betrachtet. Ein 
PriTilegium, welches Kaiser Friedrich IL dem deutsehen Orden gibt, 
stimmt mit Veränderung Ten Namen und Titel fast wörtlich mit 
der Urkunde, die H. Friedrich der Ordenscommende sa Grata aus- 
gestellt hatte, allein der Vertilgung des Hersogs wird nicht 
gedacht *). 

Bemerkenswerth ist die Hsst und Eile, mit der aHes lum Kaiser 
strOmt, um sieh Babenbergische Privilegien bestätigen su lassen. 
Hechte man Tidleieht dennoch Zweifel hegen, ob der Nachfolger 
dea geichteten Henogs, als welchen den Kaiser selbst zu 

betrachten man guten Grund hatte, sich an die Verleihungen der 

Babenberger werde gebunden halten? Der Kaiser bestätigte die 

Privilegien und mit den PriTiiegien auch das herzogliche AechW sie 
zu verleihen. 

Eine andere Frage, die sich hier aufdrängt, ist die, ob Herzog 
Friedrich II. nach Wiedereroberung seiner Lande die kaiserlichen 



t) llorinir.8. 

") VtrfL Sltftl a. a, 0. 

^ HqIU^ Br«M>llaa T. f. St. FrShlieh H, tSl. 
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Verieihungen als rechtlieh bindend anerkannte. Die Tielen BestSti- 
gungen des Kaisers, dabin aueb die Sohuttbriefe sa rechnen, 
kommen hier nicht in Betracht. FOr den deutschen Orden stellt 
Henog Friedrich II. 1239 ein umfassendes PriTiieginm aus ,»post 
compositionem et concordiam inter dominom nostrum imperaforem 
etnos sollemniter eelebratam. <) AufK. Friedrich» Pririleg wird 
darin nicht Bezug genommen wohl aber (wie tnr Vergeltung) auf 
die nnter Leopold VI. dem Orden sostebenden Rechte. Die zwei 
Entvogtungsbriefe für Wilhering und Heiligenkreuz, welclie diese 
CIstercienserklöster von jeder ondern als der kaiserlichen Vogtei 
befreien (ein Princip, welches Herzog Friedrich II. schon früher 
nicht anerkannt halte), mögen ein ähnliches Scliicksal erlitten haben 
wie die kaiserliehe Handveste, durch die Wien zur reichsun- 
mitlelharcn Stadt war erhohen worden. Kaiser Friedrich II. hat 
übrigens sowohl den Freiheitsbrief für Wien, als die Pririlegien für 
die CIstercienserklöster stillschweigend zurückgenommen, als er 
nach Beilegung des Streites dem Herzoge das Minus bestätigte, 
welches, wie wir gesehen, jede königliche Befreiung Ton der 
Zustimmung des Herzogs abhängig machte. 



Werfen wir einen Rückblick auf die Eiemtionen der Periode 
von 1156—1246 und fassen wir die yiep Ton rorneherein aufge* 
stellten Entwicklungsstadien in's Auge, so ergibt sich folgendes 
Besaitet: 

1. Bin £xemtionsrecht des KOnigs ohne Einwilligung des 
Herzogs hat nicht mehr bestanden. Der Gedanke an ein solches ist 
schon durch den Wortlaut des Minus ausgeschlossen. Königliche 
Schutzbriefe sind ohne Einfluss auf die Immunitälsverhällnisse. Die 
ausschliessliche Vogtei des Königs über die CIstercienserklöster 
haben die Babenberger weder in Praxis noch in Theorie aner- 
kannt. 

2. Der König eximirt mit Zustimmung des Herzogs in zwei 
Fallen , welche die Immunität reichsunmiltelbarer Bisthumer 



0 Horinaxr, Wieo. U. II. Urk. pag. 60. Kr, IZ», M. ISS, SO. 
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belrf(fen. Die Einwilligung des Herzogs tritt nicht etwa erst nach- 
träglieh hinzu, vielmehr bildet die Auflassung der Gerichtsbarkeit 
von Seile des Herzogs die nothwendige Voraussetzung der köni^'- 
lichen Immunilätsverieibuno:. Dass die Übertragung der Gerichtsbar- 
keit an die Pfiiftenfiirsleu durch die Hand des Königs ging, dürfte 
nicht sowohl in der staatsrechtlichen Stellung des Landesherrn zum 
K5nig, als in der Überordnung der PfaffenfOrsten über die Laien- 
fOrsten begründet sein, mit der sich die laodesfiirsUiche fixemtion 
reichsbMchdfiicheo Gutes nicht wohl ? ertruff. 

3. Eximirt der Landesherr selbst, so tritt die kSnigtiehe 

Be5täti>:;ung uusnabinsweise, und zwar erst nachträglich hinzu und 
lasst sich in den einzelnen Fällen auf Gründe besonderer Art zurück- 
führen, nach welchen sie nicht als wesentlicli zur Giltigkeit sondern 
nur als zweckmässig zur Bekräftigung der herzoglichen Exem- 
tion erscheint. 

4. Die selbstsländige und aueseUiessliche Exemtioo durch den 
Hersog bildet die Regel. In den Harken genOgt lor Exemtion ein 
Mandat des Herzogs an die von ihm bestellten Amtsrichter. In den 
Gebieten mit Grafschaftsverfiissang scheint die Zustimmung und 
Entschädigung der Geriehtsmallen ndthig, welche die Gerichts- 
barkeit in letzter Hand haben. 

In wck'lier Weise hat dieses herzogliche Exemtionsrecht sich 
gebildet? Auf unmittelbare königliche Verleihung lässt es sich mit 
Sicherheit nicht zurückführen. Am natürlichsten erklärt sich eine 
gewohnheitsrechtliche Ausbildung desselben. Der Herzog nahm 
wiederholt selbstsländige Exemtionen vor, ohne dass von Seite des 
Königs Einspraciie geschah* so dass dieser sich an seinem Rechte 
verschwieg, die Exemtionen von seiner Einwilligung abhängig zu 
machen, und nicht umhin konnte» des Herzogs einseitiges Exemtions- 
recht gelegentlich anzuerkennen. 

Dass der Herzog in so selbststftndiger Welse über seine 
Gerichtsbarkeit verftigen konnte, lag in den factischen VelrhSIt- 
nissen begr findet, erklirt sich aus der politischen Machtstellung der 
Bahenberger nach aussen, aus der straffep Gerichtsgewalt derselben 
nach innen, in soferne zu Folge dieser Umstände ein selbststfin- 
diges Vorgehen des Herzogs nichts auffälliges an sich trug und in 
der Natur der Dinge zu liegen schien. 
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Die Stelle des prir. mimis Aber die Gerieblsbarlteit beseitigte 
nur das einseitige Exemtionsrecht des Königs. Nachdem einmal 
die Mitwirkung des Herzogs gesetzliches Krforderniss geworden 
war, wandte man sich natürlicher Weise früher an den in nächster 
Nähe befindh'chen Herzog als an den fernen König, um die 
gewünschte Immunität zu erlangen. Dass aber das einseitige Exem- 
tionsrecht des Königs nicht einem besehräniiten Exemtionsrechte 
des Herzogs Platz machte, sondern dieser in das volle Recht des 
Königs eintrat, ermdgUchte die Stellung» welche die Babenberger 
durch das Minus im allgemeinen erlangten, namentlich die unbedingte 
Erblichkeit des Herzogtbums, die eine Annullirung der Exemtioaen 
doreh den Nachfolger nicht beftlrcbtea liess. 

Aaderseits behielten die Henoge innerhalb der Marken die 
markgrftfliebe Gewalt, die aieh nicht sowohl dnrch Unabbingigfceit 
nach oben als doreh Straffheit nach innen eharakteriairte. So blie- 
ben sie Ffiraten und Grafen in einer Person, wibrend sonst in der 
Regel die Forsten die Grafschaften wdtergelieben hatten und die 
Grafen anfhdrten Forsten tn sein. Bei der unmittelbaren Ahbängig- 
keit der richterliehen Beamten war ein Widersland derselben ge- 
gen die herzoglichen Exemtionen undenkbar» ein Widerstand wie 
er in den Gebieten ohne Markrerfiissnng sieh allerdings fand und 
die Bestätigung der Exemtion durch den König räthlich erscheinen 
liess. 

Für die staatsrechtliche Stellung der österreichischen Landes- 
fQrsten war es von hoher Bedeutung, dass das Exemtionsrecht des 
Königs auf den Herzug üherging, denn die königliche Immunität 
hatte iteichsunmittelbarkeit zu Folge, während die Kirchen, die der 
Herzog freite, landsässig blieben. In den meisten der übrigen 
Reichslande waren durch zahlreiche Exemtionen die grossen Amts- 
sprengel zerstflckt, auf deren Trümmern die Landeshoheit sich 
erhob. In langwierigen Fehden mussten die Landesherrn die vielen 
esterritorialeo Gewalten innerhalb ihrer Gebiete onterdrOeken» ehe 
die Territorien sich einigermassen abrundeten, österreieb blieb diese 
Obergangsperiode erspart. Es trat unmittelbar aus der Reihe der alten 
Amtssprengel in die Reibe der Reichsterritorien, eine susammen- 
hiageode, in sieb abgeschlossene LOndemasse; daher das natOr- 
liebe Sehwergewieht, mit welchem diese Grenslaode auf die Wag- 
sehüle der politischen Ereignisse Deutsebbods drOekten. 
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Alkaag. Die lunitit. 

Eigentlich wäre hieinit die Aufgabe dieser Abhandlung er- 
BChöpft» die nur die staatsrechtliche Seite der Immunitätsverleibun- 
gcii in Betraeht zu ziehen hat. in sofern sie für das Vcrhältniss des 
Landesherrn" zum König einerseits, la seinen Richtern andererseits 
massgebend sind. Allein die fiedentong des Exemttonsrechtes wird 
sum Theil erst dureh die Wirkungen klar, welelie die Exemtion' 
keryorbrachte und daber scbeint es mir geboten, ankangsireise Ober 
das dadurch begrOndete ReebtsrerbSItniss, die Immunitit^ eine kurse 
Skiue zu geben. 

Bekanntiicb bat die wissensebaftlicbe ControTerse über Bat- 
stebang und Bedeutung der Immunitit die divergierendston Ansieb- 
ten SU Tage gefördert. Wenn es sehen im hoben Grade sebwierig 
ist, in dieser Frage Air die Altere Zeit, die so oft und so gröndlieh 
behandelt worden, zu einem sicheren Resultate zu gelangen, so 
fehlt es vollends für das Stauflfer'sche Mittelalter, bis zu welrliem 
die Specialuutersuchungen über die Immunität noch nicht vorge- 
drungen, an jedem festen Anlialtspuncte. 

In ihrem ersten Stadium bestand die Immunität darin, dass dem 
olTentlichen Beamten nicht gestattet war, die Güter des eximirten 
Gebietes zu betreten (Verbot des introitus), daselbst gerichtliche 
Handlungen vorzunehmen und was damit zusammenhing. Friedens- 
gelder zu erbeben. Bürgen zu nelimen, Herberge zu begehren oder 

* 

sonst wie Abgaben zu fordern (Verbot der exactiones). Er durfte 
die Leute des Immunitätsherrn nicht unmittelbar Tor sein Gericht 
laden (Verbot der districtio); die Ladung ging an den Immunitfits- 
herrn , der den Geklagten durch seinen Vogt stellen oder ver- 
treten liess <). » 

In eittielnen Fällen worden die Einkünfte aus der Gerichtsbar- 

# 

keit ganz oder theilweise der fximirten Kirche geschenkt. Dies 
wurde zur Regel und hieran knOpft «ich, dass ihr selbst die Ge» 
richtsbarkeit Ober ihre Leute übertragen wurde, und zwar fOr jene 
Fälle, in welchen der Cetenar eompetent war (also CriminalfAlle, 
wenigstens die schwereren ausgenommen). Des weltwen wurde dem 



t) WaiU, Vcrtmingsgetchichte II, SSB« 
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Immumlfttsherni der Blut- und KSnigsbann, also die ?olle Gerichts- 
barkeit und iwar schliesslich auch Aber jene Vollfreien verliehen, 
die swar nicht auf dem Boden des IminunitStsherrn sassen, det en 
GOter aber rings umgeben von immunem Boden Enklaven im 
Immunitäfsgebiete bildeten. Iliemit war die Immunität zur terri- 
torialen Abgeschlossenheit gelangt. 

Hat hiernach die Immunität eij^eiitlieh erst die Basis der grund- 
herrlichen Gerichtsbarkeit geschaffen, so wird von anderer Seite 
die letztere als das ursprüngliche iiingestellt; erst später seien die 
Fälle des höheren Blutbannes vor den ordentlichen Hichter gezo- 
gen worden. Die Immunitätsverleihung bestehe nur in einer Aus- 
dehnung des bereits früher vorhandenen Hofrechtes auf die freien 
Hintersassen, die bis dahin unter der ölTentlichen Gewalt standen. 

So sehr diese letztere Ansicht für die Anfinge der Immunitftt 
m. B. dem Wortlaute derlmmunitätsurkunden widerspricht, so seheint 
mir doch fibr die Zeit, in welche die Babenbergischen Exemtionen 
fallen. Folgendes festsostehen: Es gibt bereits vor der Freiung ein 
Gericht des Gnindherren, in dem nach Hofrecbt gerichtet wird. In 
den Bereich seiner Compet^ni geboren mindestens alle Streitigkeiten, 
die Grund und Boden und dessen BenQtzung, sowie das dingliche 
Yerhftltniss der eingesessenen Leute zum Grundherrn betreffen <)• 
Daneben hftlt der Landrichter seine plaeila (auch auf ktrehliehem 
Boden), in denen er wenigstens in Fftllen des höheren Blutbannes 
über alle Eingesessenen des betrefienden LandgerichLssprengels, 
Genossen (Mitglieder der hörigen Gemeinde der Kirche) und Unge- 
nossen richtet. Ohne Beschränkung zieht er vor sein Gericht die 
Streitigkeiten zwischen Genossen und Nichtgenosseu. Fälle der 
niederen Gerichtsbarkeit kamen, wenn sie Streitigkeilen unter Genos- 
sen betrafen, regelmässig vor das Gericht des Grundherrn 2). 

Die Immunitätsverleihungen, mit denen wir uns hier speciell 
SU beschäftigen haben, gehören in Anbetracht der frühen Ausbil- 



1) Vergl. UeiGbsseut«iu Koarad'a III. 1149, Perlz legg. II, 564: umnem humiaeni sive 
liberum sive niiiitterialaiB oporCer« 4oiiiui iUiiis adlre, cuiua nomine po«sidet . , . 
•i de ipM poiMMioM coitroYeriia •g*'^'* OnMlbM ReehtiMts eaUilll Sm delenr. 
Ldrecht. jäng. F. Art, 4t , . ittln «ew aolwiirtm . . . ror dem h«rrn, 

des daz aigen ist. 

'} Vergl. Eichborn über den Ursprung der sUidliscben Verfaftsung in Deutschland. 
Zeilsebrift fir gMcMcliCliehc ReehttvitMiiachafl. Bd* I, 1315, p. 212. 
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doDg dieses Rechtsinstitutes einer Terhftitnissmftssig spftten Zei( an. 
Dennoeh lassen sich in den einseinen Bestimmungen der Immnni- 
tfttshriefe die rersehiedenea Stadien der Bntwiclilnng noeh deutlich 
erkennen. Den Ausgaogspunet bildet noch- immer das Verbot des 
introitus» wonach der Richter als solcher die Güter der Kirche nicht 
betreten darf. (Jt nollos iudicnm vel ofHciafiam in boni's ecciesiae 
qaicquam tractare habeat. Freising 1164. Nulli umquarn conprovin- 
cialium iudicum in botiis ecciesiae ibidem liceaf alicuias plucitationis 
formam iiabere. l). OrtJeu 1233, Kreinsmönster 1217, Gruppe der 
Fiorianer Urk. Neque terminuni aut locuin iudicialem, qui dingstat 
seu banstat vulgariter nuncupalur in prediis constituere. Florian 
Nr, i; vergl. nocliGüttweih 1232, Wilhering 1241, Lilienfeid 1209. 

Der Landrichter und dessen Schergen dürfen nicht blos den 
gefreiten Boden nicht betreten, sie haben auch keine gerichtliche 
Gewalt über die Gotteshausleute (kein ius dislriugendi) , kein Recht» 
sie Torsttladen» im Weigerungsfälle zu bestrafen i). Ne ad suum pla- 
citum evocent homines monasterii. Garsten, Gleink 1192. Ne ali- 
quam iurisdictionem seu auctoritatem faciendi iudicium de horoinibus 
ecciesiae . . . sibt debeant niterius rendicare. Seckau 1202. ... aut 
homines ipsius ecciesiae ad standum suo iudicio coercere. Krems» 
mflnster 1217 D. Orden 1233 . . . ncc ibi nec alibi hommes ... ad 
standum suo iudicio compellere (weder auf Klostergut noch anders* 
wo). Florian Nr. 1 ff.*); vergl. nochGeyrach 1227. 

Sehr anschaulich tritt die eiemle Stellung der ImmuniUtsIeute 
herfor in einer Urkunde, die Hartnid von Ort, llarsehalk von Steier- 
mark, (1217) fQr Kloster Garsten ausstellt. Der Abt hatte gegen ihn 
beim Herzog Klage geführt, dass seine Amtleute und Richter bei 
Kirchdorf ... in illo iudicio, quoda nie(Hardnid) Semper in illis par- 
libus haberi noscebatur, einige Leute Garsiens, kaum Ii an der Zahl, 



i) W«ai M Im der udatJartom Urkunde Hen. friedrielk^e U. ISr Wilberieg MHlt 
keBriae« . . enntoe ewe volumas a geaenUbo» plaeitfai mu prireti«, niai pni- 

pria venerint voluntate und ähnlich in dem Privileg K. Friedrichs IF. für Wllfa. per 
nulluni iudieem seeulurem vel . . advocatum ad coinmuDia vel privata placita, 
uisi per se voiueritit, aliqualeaua compellantur, ao »cheiiit dieae Exemtioa von der 
OeriebUfolge den cfandfen Inhalt der In dleeen Privilegfen rerliehenen laimenitlt- 
gebildetao babea. Sebald das SUft selbst die Gerichtsbarkeit Intie hatte, konnte es 
den Leuten desselben nicht mehr rreistehen, nach eigener Wabldie Oingatitte dea 
Landrichters oder ihre» Gruudherru zu besuchen. 
') Auf juristisch unweaenUicbe Vnriaulea nehme ich kelM Rfiduieht« 
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tnni Besuche ihrer Dingstltten anhielleD ,,et iudiens et loeis atatotSs 
Tolehant nepias ad aoa tribuaaUa eeartare et niai coram eisdem meia 
iadidbua iuri atarent, ad emendatiooea aieut alioa iHioa proviiieiae 
indigenaa acriter compeJIebaDt". Hartoid erkISH, er habe diesen 
Miaabraoeh abgeateUt und aeieen Riebtern jedeo GericbUzwaog ober 
die Leute des Klosters Terboten i)* 

Ana dem Wortlaute der Urkunden ist durchaus nicht zu ent- 
nehmen, dass nur eine bestimmte Classe der Leute der Kirche, 
etwa nur die freien Hintersassen, von der Gewalt der Richter befreit 
würde. Es kann daher dem Gedanken nicht Raum gegeben werden, 
iais halte frOher nur ein Theil der auf dem Kirchengute ansässigen 
oeTölkerung 'unter der öffentlichen Gerichtsbarkeit gestanden. In 
der Regel werden die Mhomines ecclesiae" im allgemeinen dem 
Öffentlichen Richter entzogen. So weit in den Urkunden eine 
weitere Gliederung der „horainea* herrertritt , dArfte die Drei' 
theilung in eoloni, proprii und cenauales als die eonatanteste so 
betraehteo aein. So werden s. B. unterschieden : hominea eeeleaiae» 
ai?eeolow» aiT« prftprii aire eenaualea D. Orden 129S; eeloni Tel 
hominea proprii D. Ord. 12S9; coleni et famiiia, Uber vel aenraa elaa- 
atri 6eymehi227» hominea, eoloni, aerfientea et fiimoli D. Ord. ; 
hominea eoenobii aive eoloni in praediia eeeleaiae, proprü, aiTO eenao- 
alea aive niniaterialea Kremam. 1217, maierholden auf urbar, aigen- 
leut» linaleut, dienatleut Florian N. 6 in einer aiten deufachen 
Oberaetaung. Ba iat bei dieaen und allen ftbalidien Angaben aehr 
aehwierig featsustellen, in wiefern eine Häufung gleiehbedeutender 
AusdrQcke oder eine rechtliche Scheidung vorliegt. Ein Gegensats 
von Hörigen und Eigenleuten lässt sich mit Sicherheit annißhmen. 
Was aber die Ausdrücke coloni und censuales betrifft, so sind beide 
gleich dehnbar, da jeder Colone ein Zinsmann, jeder Zinsmano ein 
colonus sein konnte. Die geringe Anzahl von Stellen, welche mehrere 
Classen von homines anführen, gestattet nicht, daraus die Gliederung 
der bäuerlichen Standesverhältnisse zu abstrahieren, wenn dies bei 
dem Ineinanderfliessen derselben Oberhaupt möglich sein sollte. Das 
Schwanken der urkundlichen Ausdrücke ist ein Grund mehr, um anzu- 
nehmen , dass daa Verbot der districtio eine Neuerung enthielt in 
Bezug auf die ganze auf dem Kirchengute sesshafte Bevölkerung 
und nicht etwa hlof in Beaog avf eine beatimmte Glasae deraelben. 

<) U. o. E. II, tf94. 
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Mit den Verbote des introitut und der dtstriede hängt es 
Busammen, das« der Landricliter nicht mehr befugt ist, Gerichtsge- 
fölle zu erheben und Leistungen entgegen zu nehmen, wie sie den 
Richtern gebühren. Gerade diese, die nutzbare Seite der Gerichts- 
barkeit, die ihr den Charakter desAmtes genommen, den des Lehens 
gegeben, wird in den Immunitätshriefen oft ausschliesslich hervor- 
gehoben und mit der F3efreiung von den Abgaben, die Befreiung von 
der Gewalt des Hi(;hters überhaupt ausgesprochen. Nullus iudicum 
aut ammannorum . . . servilia ulla exigere vel exactiones . . . praesu- 
mat exercere. I^eopoid VI. für die herzog). Patrooatspfarreo. Ne qais 
. . . in bonit fratrum . . . intus ant foris occasione nostrae repeten- 
dae justiciae . . . aliquid exigere . . . audeat. Schotten 1181. Vergl. 
neeb Formbacb 1194, Neustift bei Freising 1 1 64, Waldhausen 1240. 

Die negatire Seite der louDuoitit wftre hiemit erschöpft. Wie 
erwfthot» hatte die Exemtion aaf ihrer antersteo Stafe -noeb njßht 
die Übertragung der Geriehtsbarheit -an den Herrn des gefreiteo 
Besirkes inr Folge. In den Urkunden, mit denen wir es hier tu thun 
haben» wird sie entweder ausdrOeklich ausgesprochen oder kann 
ohne Bedenken sopplirt werden, wenn nieht besondere GegengrOnde 
vorliegen. Reliqoa foris») facta (den Blotbano aosgenenmen) offieia« 
les nostri (Frisingenses) iudieabunt Freisbig 1164. Sed ipsum 
prepositam et suos ofBciales permittant ... in eosdem hominei 
potestatem iudiciariam in omnibus causis exercere. Seckau 1 202. Sed 
ipsi fratres rerumsuarum habeant plenam potestatem. Liiienfeld 1209. 
Ut tarn . . . praedia quam oinnes causae quae in ipsis emerserint . . . 
tam . . . sint exempta, ut de ipsis preposito et eius officialibus liceat 
cognoscere et de cognitis diffinire. Kremsm. 1217, Florian, D.Orden 
1233. lidem homines debent coram dictis fratribus conveiiiri, qui dQ 
ipsis facerent iudicium etiustitiameoropetentem.D. Ordeul239.Lant- 
gerichte . . . ecciesiae . . . tradidiraus. Freising 1189. RenuncioTit 
(dux) fodro et lantgerichte ... et nos concessimus episcopo. Passao 
1215. Lantgerihte tradidimus. Lambrecht 1202. Lantgerihte et eom- 
positiones et banee . . . eouCerirous. Lilienfeld 1217. 



*) lalu kMciebaeC du etgwUldM SUfUfcbtad«, forla •rgO»! aieh dareh den Gegea- 
aati Ton telbit. Da« intus war von je immun, selbst der Vogt halte keine Gerichts- 
barkeit über dauelbe. Ks amfaMt die GeieUicbeo «ad eigeatUcken DieneUeut« 
datStifiM. 

•) Nidil ftHs wia M Ladawi^ aftd HaiUar. 
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Die Geriehtsbarkeit wird in der Regel oieht in vollem Umfiinf; 
Terlieher, tondem Dach drei Riebtungen hin befcbrSnH nämlich in 
Bezug auf Pitiong und Vollsfreekong der Blotnrtbeile» Air den fall 

der Justizrerweigerungund bei Unzulänglichkeit der eigenen Zwangs- 
mittel der Kirche. Ausübung des Blutbanne?, Fällung der Urtheile und 
Vollstreckung derselben macht nach canonischem Rechte irregulär. 
Wurde einer Kirche die volle Gerichtsbarkeit übertragen, so musste 
sie zur Ausübung des Blutbannes einen V^ogt beslellen. Da nun zur 
Zeit der Babenbergischen Exemtionen das Streben nach Entvogiung 
sich bereits allgemein geltend machte, so wurde hei Verleihung 
der Immunität die Ausübung des ßlutbannes von vorneherein aus- 
genommen, um die dadurch bedingte fievogtiiog lu eraparen. »Reli- 
giosarum personaram ordo executionem criminalis iudicii aibi non 
vendicat — huiua iudicii executionem ordo sncerdotalis sibi non ven- 
dieat" heisst es sehr bezeichnend in den Privilegien für Florian und 
fOr den deutacben Orden 1233. In einer Urkunde fttr Sanct Paul 
in Kimtben Ton 1241 erklärt Uerxog Leopold VI.« er bebe auf den 
GOtern, die das Kloater Ton Graf Burebard «ammt dem Blntbann 
erbalten, letsteren an aich gezogen ~ »ne Teslria (eeeleaiae) bonia 
ineommodom inde proTeniat" <)• 

Der Umfang dea Blotbannea wnrd in den einzelnen Pftllen ver- 
aehieden angegeben. Entweder wird er auf Verbreeben im Allgemei- 
nen («facineroana* Wilb. 1241, »reoa faeinoria** Seilenatett 1240) 
oder auf beatimmte Verbreeben belogen, nicht mit erschöpfender, son- 
dern blos demonstrativer Aufzählung der einzelnen Fälle, (^fures* 
Freising 1164, „violenlus raptor aut für inanifestus" Lilienfeld 
1209). Meist wird er nicht durch das Verbrechen, sondern durch 
die darauf gesetzte Strafe näher hezeiehnet, und wiril als solche 
entweder Tod oder Tod und Verstümmlung der Glieder erwähnt. 
„Morte condemnandus" Schotten 1181, „si . . mortem promeruerit 
corporalem vel mcmbri mutilationem'' Geyrach 1227, »reus sanguinis 
condempnatus" Garsten 1192. 

Einbringung und Überführung des Verbrechers geschieht durch 
den Beamten der Kirche, nicht durch den Landrichter. Talium (nocen- 
tium) personarum inquisitionea officiales tantummodo faciant. Florian. 
8i TOro aliquia über Tel aervoa elanatri de . . . malefieio accuaetur. 



1) Archir VI, 809, Nr. XI. M. 129, 173. 
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eausa eornm ofBeialibus clanstri ventiletur et si convicfus legitime 
uerit . . , ludicio nostro . . . relinqnatur. Geyrach 1227. „Reus faci- 
noris, qui fuerit in praediis incusatus". Seitenstetten 1240. 

Das Ausmass der Slrafe steht der Kirche und ihren Beamten 
nicht 7,u, sie beschränkt sich wie die Geschwornen im modernen 
Strafprocesse auf die Thatfrage nnd spricht ihr Schuldig^ oder Nicht- 
schuldig. Herauf handhafter That ergriffene oder sonst überwiesene 
Verbrecher wird durch die Amtleute der Kirche oder durch den Vogt 
an den Landrichter ausgeliefert; welefaer aieli dea Deh'nquentra nicht 
aus eigener MacbtTollkooiaienheit hemfichtigeQ darf <). (iDCuaatna) 
prorinciae iudici.i.pre8entetur ...juxta meritani puoiendus. Seitenat. 
1^0,Iudici...debeat perpetrari, utiostamfaerit, pooiendo8.Wilhering 
1241. Ad iodiduoi sanguinis tradatnr. Florian »). ludicio nostro in 
Hver relinquatur; quodsi secnndnm iura terrae mutilationem suaio 
postestpec iinia redimere, ipsa redemtio ad claustrum pertinebit. 
Geyrach 1227. Die Pfillung des ürtheils geschah also erst durch den 
herioglichen Richter. Quem tarnen iudex non propria auctoritate sibi 
usurpablt . . sed homines ecciesiae assignabunt. Götlweih. 1232. Sed 
procurator ecciesiae iudici assignahit. St. Pölten 1243. Per offi ci- 
alern vel per eum, quem . . . constituimus advocatum, tradatur 
conproviociaii iudici condempnandus. Florian. Per eum, qni in defen- 
sione ecciesiae vices nostras sibi gerit commissas, ad iudicium 
sanguinis tradatur. Flor. Nr. 3. Nostri ait officii vel eins fantum, 
quem ad hocspecialiter destinarimus, penam sanguinis exeqni. 



<) Vergl, DSnnigea, datdentach« Stoateiveht «72, Note 1. Der BeMIhaFw Tolliogin 

Strassburg die Exectition gegen Jeden Verbrerhw bla nm Honentadsr HiDriehtang, 
dieae aber, „der an des VoRte.i statt d» ist." 
») Bs iit nngeoau, wenn Üerchtold S. 166 rom den daseibat angefübrlen Fällen bebaup- 
tet, «a hab«dar Henog gawShalieh rar ih Bfedcr» GarieMabvfcait wtttM- Tarlfoh«», 
nnd im Gegensatze hiezn die ürfcnde für Florlaa ron 1M9 ab Belapiel einer vorbe- 
halll.T^pn Verleihung <)es I.nndf eiichtes anführt : denn auch in dieser Urkmde wird die 
Vollatreckung des BluUiannes ausdrücklicli vorbehalten. „Quod si apparentia Airü 
Tel latroeiBil Tel alieejna crimiiiis, quod mort dicitur vel alicuiua maleficii , qvod 
norteiB «aleflei esigit, i« honine eedeeiaa ■etorie flnrit dcprekraaiUB, qeia taiw 
iudicii execBÜMem ordo «aeerdolalis aibi noa Tendicat, lalla naMknia per oflieialen 
prepositi vel per eum, quem pro pefilione prepo^iti ilFlus ecciesiae constituimus 
advocatum, tradatur conprovinciali iudici contenipnaudus omni tarnen possessione 
{pdoB BMlefiei las «oMi tfiam famoblli aoli eeclesiae eonaervata.« U. o. E. II, 512. 
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Flor Nr. 4^ Preeones ftirei ipsb ttiignabont, qoibiis not • . , oxo- 
eationom nmdaroriinot Kremsm. 1217*). 

Die Hobe des ?erbreehen yerfkllt der Kirdie, bewegliehea wie 

unbewegliches Vermögen. Er wird dem Rtchter ausgeliefert «reten- 
tis bonis sicut cingiilo accinctiis fiieril" Gftttw. 1232, „in persona 
tantum non in rebus puniendus** vgl. nach S. Pölten 1243, Wilhering 
1241, Florian Nr. 1 ff. Alle Fälle der Strafgerichtsbarkeit, welche 
durch Geldbussen gesühnt werden können, stehen der Kirche zu. 
„Omni tarnen culpa, quae pecuniarias admittat compositiones, eccle- 
siae reservat» et concessa.** Florian Nr. 3. Wenn nicht blos todes- 
wQrdige» sondern auch jene Verbrecher auszuliefern sind , welche 
einzelne Glieder verwirkt haben« — i^qoodsi secundum iura terrae 
mutilationem . . . potest redimere pecunia — AUt die Lösungssumme 
an die Kirche. 1233 wird der d. Ordenscomnnende in Gratz aus- 
drOelilieh der blutige Pfennig, die Bosse Verwundung mit Blut- 
Torluot gesebenkt 

Weno bei Loslcanrung eines Obeltbiters fllr die Zoblong der 
Bosse ond fOr das fernere Yerbolten desselben BQrgschaft geleistet 
werden soll, rerpüebten sieb als Bürgen die Leote der Kirebe in 
die Hftnde des Propstes, Niebtgenossen in die HSnde des Richters. 
Si foro pro redeB[ipticne(aialoftictoris) conquerentibas satisfieri et de 
indempnitate proTinciaeproeoflderaberi eontigerit, hemioes ecdesiae, 
si pro eo fidelabendo ad poenam pecnniariam se obligare Toloorint 
in manua praepositi se obligent ceteri vero in roanus iudicis'). 
Florian, Nr. 7. 

Den Blulbann ausgenommen, hat das Kloster die volle Gerichts- 
barkeit, auch die Vollstreckung eingeschlossen. Besonders hervor- 
gehoben werden in einzelnen PriTilogien : omnes quaestiones 

t) lo Awfiliniig des BlntbuBet kreuua sieh di« Thitigkeit 4m Landrichters oad das 
Vof Im. Der Kircto wM die Gtriebtebttkail. oft «Mh die pehKelW (p«r ttod» «bl«. 
tionem) verliehen, sie verzichtet sber« WM dl« Vollstreckung der BluturUNÜ« 
betrifft, auf ihr Recht (inventos nocentes personss s bonis ecctesiae infn mensem 
amoTesnt et in eis priri legi o sao renancienL Florian N. 3) und es ist Saeka das 
LaadMbaffiB ala obanlen Vogtes odar mIm« Stallf trlraleni» IIa Stnla n toIIbMm». 
Da im darXabraabl dar tfrhinden flfar Flarlaa dar Laadri^tor ala «nevtor aafalBbrl 
wird, mass dieser es sein, quem sd hoc specialiter (dos) daafinsvit. Dia Campatens 
des Landrichters ist eine überirsgaM} ar ataht itt diMar aiMtt BaaiabMC dar Kfrtha 
gleichsam als Vogt gegenüber. 

*) Vargl. Hidax . . ad SdaiaaMrM lidlaadaa poaaaMioaaa » a a t aaiaa lacradi 
■idaal* iE da« larollnfiaabaa Foranli, 
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super debitis et aliis caiisis sine effiisione sanguinis in hominihns 
ecciesiae per totum ducatum emergentes. Seckau 1202. Alias vero 
quascunque causas sive pecuiiiarias sive prediales sive in personam 
sive in dampnum. bannos videlicet piignarum, expurgationes omnes- 
que obventiones seilicet losunge, uebervanch, gaumlos, nocturnos 
dolos in personis et praedtis suis officiales ecciesiae . . . exequan- 
tur 0* Piorian Nr. 4. 

Streitigkeiten zwischen Genossen und Fremden kamen vor Verlei- 
hung der ImmunilSt vor den ölTentiichen Richter. 985 werden die 
CoIoneA Pftssao's rom Besaehe des LAoddinges eximirt „Ne ad oomi- 
tatom ire cogantur, nisi ea lege Tel iare» qno ecciesiastici aerri ab 
extraneoram pulsati veelamationibus pro aatiafiieienda iustfcia ad pla- 
citmn ire compellaiitur''. Im 13. Jabrhondert bricht sieh der Gnind- 
sals Bahn, ut aeCor foroin rei-sequator*). Dieser wird toefa bei den 
Bxenrionen festgehalten, so dass also die Ijeote derKirehe ronNieht- 
genossen beim Abte oder dessen Richter belangt werden mflssen. 
Si in predio ecelesiae ... et in noraltbas per totam marchiam sitis 
aliqufs ex hominibus nostris ab hominibus ipsoram rulneretur» satis- 
Rat laeso, ins vero baniii apud ipsos totaliter permaneat. Lambrecht 
.1202. Alias causas . . . officiales exequantur» ita tarnen utactor forum 
rei sequatur. Florian Nr, 4. 

Klagt ein cxttanciis gegen einen Hausgenossen und kann er 
Tom Abte oder dessen Richter sein Recht nicht erlangen, so wendet 
er sich an den vom Herzog gesetzten Vicevogt oder an den Land- 
richter. Die zuletzt eilirte Stelle aus Flor. Nr. 4 fährt fort: id est 
si homo extraneus de foro alieno de homine ecciesiae conqueri ha- 
best, a preposito tantum et officialibas tais iudicium exspectat, quod 
si consequi forte non potuerit ad eum causam deferat, cui pro tem- 
pore in defensione eeclesiae rices nosfras eommisimus. f)enselben 
Vorbehalt macht folgende Steile: In omntbos elTitatibus liberam 
intrandi et exeuiidi . . . (hominibus eeelesiae) triboimns facnitatem, 
nee ollas iudex eivitatis Tel fori contra ipsos aliquam audientiam 



<) L«««sf«»L«MiMg« «i«r SttorrtieUgchADWtlittlMrtloMtt l«t boffebw, loinirdM 
«ttb«Aiiite, verdichtif • LtowB. OterftMif bt UriMfarrSctaifft wgl. 8ckB«ll«r, 

bairiaebe» WSrterbiich : überran^cn, Zioa« oder Marlsteino über dM Oot «inot 
andern hiaaosräcken. Wai ist gaumlos, wm baaban in Florian N. 7? 
*) Statotm ia iaTorem priitcipam r. itSl „item io oiritallbiia noatria aelor liaraB rei 
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■Oper qQaeoQqne causa debet habere, nisi prius abbaa iaatieiam 
negaverit quemlanti, Garates 1192 >). 

Wenn die Macht des Abtes oder seiner Amtleute zur Schlich- 
tung einer Streitsache nicht ausreichte, so iiat auf ihre Requisition 
der Landrichter einzuschreiten. Si autem in aliqiiibus ordinis negotiia 
ahbatem ?el iudicem suum ibidem contigerit gravari vel molestari, ad 
pelilionem ipsius abbatis vel iudicis sui iudex provinciae pro decisi- 
one negotii tenetur accederc. Formbach 1210. Ne habeat (iudex) 
potestatem iudiciindi colonos eorum vel familiam aisi requisitus ab 
eis. Geyrach i227. 

War der Kirche ein eigener defensor bestellt, so schritt 
wohl der Landrichter erat dann ein, wenn weder Abt noch defenaor 
dem fremden Kläger zu seinem Rechte verhelfen konnten. Si persona 
aliqua extranea contra hominem ecciesiae coram preposito yel eiua 
offieiarüa pro aliqua eaüaa qoerimoniam depotaeril^ si homo eccie- 
siae ad exhibendaro ioatitiam conquerenti rebellls faerit* actor causam 
ad eum» cnl in defensione ecclcaiae rieea nostras commiaimna, 
deferat. Si rero et illi ad exhibendam inatttiam conquerenti rebellia 
ftierit» ez tunc prepositoa de tarn contomaei homfne privilegio auo 
renuneiet et ae poatmodnm de ipso non intromiltat. Florian Nr. 6. 

Ich habe im Vorausgehenden eine Darstellung der Immunitfit 
im Allgemeinen gegeben und su diesen Zweeho die einseinen Zflg« 
verschiedenen Urkunden entnommen. Es kam ja nicht darauf an, 
die Immunität.sverhältnisse aller einzelnen oximirten Kirchen zur 
Anschauung zu bringen, sondern die Detailbestimmungen der LJrkun> 
den wo möglich systematisch zusammenzufassen. Rine oder die andere 
wird man in den meisten Immunitatsbriefen vermissen, doch geht 
es in der Regel an, die Lucken im Einzelnen ex analogia zu ergän- 
zen. Mitunter finden sich aber auch abweichende Bestimmungen. 
Der Inhalt der durch die Immunität verliehenen Rechte ist nicht 
durchaus derselbe. Namentlich treten bezüglich des Blutbannes 
solche Unterschiede hervor. Die Ingerenz des herzoglichen Rich- 
ters beschränkt sich manchmal auf todeswiirdige Verbrecher, 
manchmal besieht sie sich aaf alle FAlle einer efusio aanguinis 
auch auf jene» die durch Geldbnsaen gesühnt werden kdnnen. Bnt- 



ij Diese Exemtion bezieht sieb nicht «uf die Laad-, sondern «uf die Studlricbler. Dar 
Aoalof ia wagen kabe ich aie aag af&brt. 
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weder ▼erortheilte der Richter der Kirelie lor Geldstrafe und lieferte 
erst dsnn, wenn sie nicht bezahlt wnrde, den Delinquenten zur 
körperlichen Bestrafung aus« oder es flllte der hersogliche Rich- 
ter das UrtheN auf VersfOmmlung der Glieder und die Geldsumme^ 
nm welche die Strafe ahgekanft wurde, fiel entweder der Kirche 
zu oder blieb dem Landrichter. Ohne die Bedeutung dieser Unter- 
schiede zu Terkennen, glaube ich doch, dass sie zu einer principiellen 
Scheidung der ImTniinitätsTerleihungen nicht berechtigren. Nament- 
lich finde ich in sulcheii Nuancen keinen Grund zu behaupten, dass 
entweder die volle oder nur die niedere Gericlitsbarkeit ühertrafjen 
worden sei. Der Hluthann wurde mit grösserer oder geriügerer 
Beschratikiiiig regelmässig ausgenommen. Desshalb darf man uher 
die Inimuiiitätsvericiliung nicht auf eine Übertragung <ier nieder en 
Gerichtsbarkeit zurückführen wollen. Die Exemtion war immer 
eine vollständige , die Übertragung der Gerichlsbarkeit eine tbeil- 
weise. Die Differenz zwischen dem negativen und positiven Inhalte 
der Immunität bewirkte der nothwendige Vorbehalt des Ululhannes, 
nothwendig, weil sonst an die Stelle der öffentlichen die Vogtei- 
gerichtsbarkeit hfttte treten mOssen. 



(BrvonM-.) 
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